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Aktenzeichen G40/2022/186

Genehmigung

Der

Burgerwindpark Galmsbull GmbH & Co. KG
Osterhof, Gotteskoogdeich 32
25899 Galmsbdll

wird auf den Antrag vom 27. Oktober 2023, eingegangen am 27. November 2023,
Unterlagen letztmalig erganzt am 17. Oktober 2024, gemaR § 4 in Verbindung mit § 10
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

in Verbindung mit

der Nummer 1.6.2 des Anhangs 1 der Vierten Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung tber genehmigungsbedurftige Anlagen —
4. BImSchV)

die nachstehende Genehmigung fur die Errichtung und den Betrieb einer Windkraftanlage
in

25899 Galmsbull

Gemarkung: Galmsbull
Flur: 2
Flurstuck: 77

erteilt.

Dieser Bescheid ergeht nach MalRgabe der unter Abschnitt A V dieses Bescheides aufge-
fuhrten Antragsunterlagen und unter den in Abschnitt A | und A Il aufgefihrten Festset-
zungen und Nebenbestimmungen.
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2.1

Entscheidung

Genehmigung

Gegenstand der Genehmigung

Gegenstand der Genehmigung sind die Errichtung und der Betrieb einer Wind-
kraftanlage (WKA) des Typs Nordex N133-4.8 mit einer Nabenhdhe von 110 Me-
tern, einem Rotordurchmesser von 133,2 Metern, einer Gesamthéhe von 176,6
Metern und einer installierten Leistung von 4,8 Megawatt.

Diese Genehmigung umfasst folgende Mal3inahmen und Errichtungsarbeiten:
» Herstellung der Zufahrtswege und Stellflachen auf dem Betriebsgrundstlick
* Herstellung des Fundaments (Tiefgrindung mit Pfahlen)

« Errichtung der Windkraftanlage

* Installation eines Systems zur bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK-
System)

* Ruckbau der Altanlagen

Die Anlage ist gemal} den unter Abschnitt A V aufgefihrten Antragsunterlagen zu
errichten und zu betreiben, soweit sich aus den Festsetzungen und Nebenbestim-
mungen dieses Bescheides nichts anderes ergibt.

Beschrankungen und Emissionsbegrenzungen (Inhaltsbestimmungen)
Die Anlage unterliegt folgenden Beschrankungen:

Unter Zugrundelegung des Immissionsrichtwerts (IRW) von 45 dB(A) an Immissi-
onsorten im AufRenbereich sowie von 40 dB(A) an Immissionsorten im Allgemei-
nes Wohngebiet (WA), die in der Schallprognose der DORRIES SCHALLTECHNI-
SCHE BERATUNG GmbH, Projektnummer 2023-31, vom 1. September 2023 un-
tersucht wurden, darf die Windkraftanlage des Typs Nordex N133/4.8 STE nachts
maximal mit dem Betriebsmodus Mode 0 und mit einer Leistung von maximal
4.800 kW und einer Rotordrehzahl von maximal 11,4 U/min betrieben werden.

Hierbei darf die oben genannte Windkraftanlage folgende Oktavschallleistungspe-
gel Lwa, okt in der Nachtzeit (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr) nicht Gberschreiten:

Frequenz f [Hz] 63 125 250 500 1000 2000 4000
Lwa, okt [dB(a)] 86,2 93,2 97,0 97,9 98,4 97,1 92,8

Energetisch addiert ergibt sich daraus ein Lwa von 104,4 dB(A). Dieser Summen-
schallleistungspegel hat nur informellen Charakter und ist im Kontext zu den oben
festgelegten oktavabhangigen Lwa, okt ohne rechtliche Bindungswirkung.
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2.2

23

24
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Werden bei der Abnahmemessung nach Auflage 2.2.2 eine Uberschreitung in ei-
ner oder mehreren der festgesetzten Oktavschallleistungspegel Lwa, okt festge-
stellt, ist mit einer Schallausbreitungsrechnung entsprechend Auflage 2.2.4 nach-
zuweisen, dass die in der hier unter A | 2.1 genannte Schallimmissionsprognose
prognostizierten A-bewerteten (Teil-)immissionspegel nicht Gberschritten werden.
Unter der Voraussetzung der Nichtlberschreitung dieser Immissionspegel sind
auch hohere Oktavschallleistungspegel, als unter A | 2.1 angegeben, zulassig.

Bis zur Abnahmemessung ist die WKA nachts in der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00
Uhr im Mode 7 mit einer maximalen Leistung von 4.090 kW und einer maximalen
Rotorumdrehung von 9,8 U/min zu betreiben.

Die Nachtabschaltung bzw. erheblich schallreduzierte Betriebsweise kann entfal-
len, wenn unter Berucksichtigung entweder

» der bei einer Vermessung dieses Anlagentyps in der genehmigten Betriebs-
weise gemessenen Oktavschallleistungspegel inklusive des Zuschlags fur eine
Serienstreuung von 1,2 dB(A)

oder

» der bei einer Vermessung der auf Grundlage dieser Genehmigung errichteten
Anlage (Abnahmemessung) gemessenen Oktavschallleistungspegel

nachgewiesen ist, dass die entsprechend Auflage 2.2.4 berechneten A-bewerteten
Immissionspegel die auf Basis der in der Prognose angesetzten Oktavschallleis-
tungspegel Lwa, o, okt berechneten A-bewerteten Immissionspegel nicht Uberschrei-
ten.

Die unter A | 2.1 fUr die Nachtzeit festgesetzten Oktavschallleistungspegel Lwa, okt
gelten auch bei Herunterregelungen der Windkraftanlage durch den Netzbetreiber
(EisMan-Schaltung).

Die WKA unterliegt entsprechend der Gutachtlichen Stellungnahme zur Standort-
eignung von Windkraftanlagen im Windpark Galmsbiill der TUV NORD EnSys
GmbH & Co. KG vom 30. August 2023, Referenz-Nr. 2023-WND-106-CXCVII-R2,
Tabelle 11 folgender Betriebsbeschrankung (Turbulenzgutachten, siehe auch Ka-
pitel 4.10.4 der Antragsunterlagen):

Beschrankte WKA | Sektor der Betriebs- | Windgeschwindig- | Art der sektoriellen Be-
beschriankung keitsbereich [m/s] | triebsbeschrankung

WKA M5 196,0° - 96,0° <12,5 Abschaltung

Die Anlage ist bei Wind aus Richtungen, die in dem oben genannten Sektor lie-
gen, wie oben vorgegeben, abzuschalten, sobald ein Minutenmittelwert der auf
Gondelhéhe gemessenen Windgeschwindigkeit innerhalb des oben festgelegten
Intervalls liegt. Die WKA darf frihestens wieder in Betrieb gehen, sobald der erste
Minutenmittelwert der gemessenen Windgeschwindigkeit oder Windrichtung au-
Rerhalb der festgesetzten Bereiche liegt.
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1.1

1.2

1.3

Die Zeiten, die Windrichtungen sowie die Windgeschwindigkeiten, die Leistung
und die Drehzahl sind zu protokollieren und fur die gesamte Lebensdauer der
WKA aufzubewahren.

Verwaltungskosten

Die Erteilung dieser Genehmigung ist kostenpflichtig. Die Kostenentscheidung
ergeht in einem gesonderten Bescheid.

Nebenbestimmungen

Bedingungen

Gemal} § 12 Absatz 1 BImSchG wird diese Genehmigung unter folgenden Bedin-
gungen erteilt:

Erlédschen der Genehmigung

Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Bekannt-
gabe dieses Bescheides der Betrieb der Anlage entsprechend der Genehmigung
aufgenommen wird.

Diese Frist kann auf Antrag verlangert werden. Der Antrag ist vor Fristablauf zu
stellen.

Ruckbauverpflichtung

Mit der Errichtung der Anlage darf erst begonnen werden, wenn neben der vorge
legten Verpflichtungserklarung, das Vorhaben nach dauerhafter Betriebsaufgabe
zurtckzubauen, zusatzlich zur Sicherung der Abbruchkosten spatestens bis zum
Baubeginn eine unbefristete Sicherheit in Hohe von 403.200 € durch den Antrag-
steller nachgewiesen ist (Sicherheitsleistung). Die Sicherheitsleistung ist zuguns-
ten des Landes Schleswig-Holstein zu erbringen.

Bei der Auswahl der Sicherungsart ist insbesondere die Insolvenzfestigkeit des Si-
cherungsmittels zu gewahrleisten.

Ruckbau der Altanlagen

Ab der Inbetriebnahme der WKA dirfen die unten genannten riickzubauenden Alt-
WKA der Burgerwindpark Galmsbull GmbH & Co. KG nicht mehr betrieben wer-
den. Die weiteren Bestandteile der Altanlagen sind innerhalb von sechs Monaten
nach Inbetriebnahme der WKA zurtickzubauen.

. . ETRS UTM (Zone 32)
Anl B Ak h
age streiber tenzeichen Ostwert Hochwert
WEA_R1
Siemens Birgerwindpark Galmsbdill
SWT3.6-107 | GmbH & Co. KG G40/2003/061-07 | 480412 6071136
NH 80 m
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1.4

21

211

21.2
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Anlage Betreiber Aktenzeichen ETRS UTM (Zone 32)
Ostwert Hochwert
WEA R2
Siemens Burgerwindpark Galmsbdill i
SWT3.6-107 | GmbH & Co. KG G40/2003/061-06 | 480551 6070845
NH 80 m
WEA _R3
Siemens Burgerwindpark Galmsbdill
SWT3.6-107 | GmbH & Co. KG G40/2003/061-05 | 480739 6070585
NH 80 m
WEA R4
Siemens Birgerwindpark Galmsbdill
SWT3.6-107 | GmbH & Co. KG G40/2003/061-04 | 480879 6070296
NH 80 m
WEA R5
Siemens Burgerwindpark Galmsbdill i
SWT3.6-107 | GmbH & Co. KG G40/2003/061-03 | 481084 6070825
NH 80 m
WEA _R6
Siemens Birgerwindpark Galmsbdill
SWT3.6-107 | GmbH & Co. KG G40/2003/061-02 | 481224 6070539
NH 80 m
WEA _R7
Siemens Burgerwindpark Galmsbdill i
SWT3.6-107 | GmbH & Co. KG G40/2003/061-01 | 481363 6070248
NH 80 m
Bauordnung

Vor Baubeginn mussen die nach Landesbauordnung Schleswig-Holstein erforder-
lichen Baulasten vorgelegt, gepruft und in das Baulastenverzeichnis bei der Unte-
ren Bauaufsichtsbehdrde des Kreises Nordfriesland eingetragen sein.

Auflagen

Gemal} § 12 Absatz 1 BImSchG wird die Genehmigung mit folgenden Auflagen
verbunden:

Allgemeines

Dieser Bescheid oder eine Kopie des Bescheides sowie eine Ausfertigung der An-
tragsunterlagen sind an der Betriebsstatte bereitzuhalten und den Genehmigungs-
und Uberwachungsbehdrden auf Verlangen vorzulegen.

Folgende Sachverhalte sind dem Landesamt fur Umwelt (LfU), Abteilung Techni-
scher Umweltschutz, Regionaldezernat Nord unverziglich schriftlich mitzuteilen:
» der Zeitpunkt des Baubeginns spatestens eine Woche vor Baubeginn;

+ die voraussichtliche Fertigstellung der Anlage spatestens vier Wochen vor der
Inbetriebnahme;

» der Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Anlage, wobei die Mitteilung mindestens
eine Woche vor dem beabsichtigten Zeitpunkt der Inbetriebnahme vorliegen
muss;
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213

214

215

21.6

21.7

2.2

2.2.1

222

+ der Nachweis der Programmierung und Betriebsbereitschaft der Sektorenab-
schaltung zum Turbulenzmanagement gemal A | 2.4;

» der Nachweis der Programmierung und Betriebsbereitschaft des Eiserken-
nungssystems (IDD-Blade) gemal} Auflage 2.4.10.

Fir die Mitteilungen zu Baubeginn, Fertigstellung und Inbetriebnahme sind die die-
ser Genehmigung als Anlage beigeflgten Formulare zu verwenden.

Die Einstellung des Betriebs der hier genehmigten WKA ist der Genehmigungsbe-
hérde anzuzeigen. In der Anzeige nach § 15 Absatz 3 BImSchG (Betriebseinstel-
lung) ist der voraussichtliche Zeitraum des Rickbaus der WKA anzugeben.

Innerhalb des unter Auflage 2.1.3 genannten Zeitraums nach der Einstellung des
Betriebes oder nach Erléschen der Genehmigung (vergleiche Bedingung 1.1) sind
alle ober- und unterirdischen Anlagen und Anlagenteile (WKA, Fundament mit
Ausnahme der Pfahle) sowie die fur die WKA erforderliche Infrastruktur (Rohrlei-
tungen, Strom- und andere Medienanschllsse, Zuwegungen), die sich auf dem
Anlagengrundstuck befinden, vollstandig zu beseitigen.

Der vollstandige Ruckbau des Fundaments ist vorzunehmen, soweit er nicht un-
moglich ist. Er gilt als unmaoglich, sobald der Rickbau ohne die Verletzung recht-
lich geschutzter Umweltrechtsguter nicht moglich ist. Dies ist mit einem entspre-
chenden Bodengutachten der Genehmigungsbehérde nachzuweisen. Mindestens
ist jedoch die komplette Grindungsplatte beim Ruckbau zu entfernen.

Innerhalb eines Monats nach Inbetriebnahme der WKA sind der Genehmigungs-
behdrde (LfU) die Koordinaten der vermessenen Standorte in UTM ETRS 89
(Zone 32) vorzulegen und der Nachweis, dass eine bekanntgegebene Stelle fur
die Nachweismessung des Schallleistungspegels beauftragt wurde.

Der Betreiber hat ein Wartungspflichtenbuch zu flhren.
Immissionsschutz

Der Betreiber hat dem LfU als immissionsschutzrechtliche Uberwachungsbehérde
unverzuglich jeden schweren Unfall, Schadensfall oder eine sonstige Storung des
bestimmungsgemalien Betriebes mit erheblichen Auswirkungen, wie z. B. der
Austritt bedeutsamer Mengen an gefahrlichen Stoffen, mitzuteilen.

Innerhalb eines Jahres nach Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist der Geneh-
migungsbehdrde der Messbericht Uber die Schallemissionsmessung und Auswer-
tung der genehmigten Anlage nach der Technischen Richtlinie fir Windenergiean-
lagen, Teil 1: Bestimmung der Schallemissionswerte (FGW-Richtlinie TR1, Revi-
sion 19, Stand 1. Marz 2021, FGW e. V. — Fordergesellschaft Windenergie und
andere Dezentrale Energien) von einer nach § 29b BImSchG bekannt gegebenen
Messstelle vorzulegen.
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223

224

225

2.2.6

2.2.7

Die Bestatigung der Messstelle Uber die Annahme der Beauftragung der Messung
ist der Genehmigungsbehorde innerhalb einer Frist von einem Monat nach Inbe-
triebnahme vorzulegen.

Bei der Abnahmemessung ist der Betriebsbereich so zu wahlen, dass die Windge-
schwindigkeit erfasst wird, in der der maximale Schallleistungspegel erwartet wird.
Der dazu zu erfassende Windgeschwindigkeitsbereich wird entsprechend Nr. 3.3
der FGW-Richtlinie TR1 festgelegt.

Die Gesamtunsicherheit bei der Abnahmemessung soll £1,0 dB(A) nicht Uber-
schreiten. Zur Ermittlung von Auffalligkeiten, wie beispielsweise die Tonhaltigkeit,
ist der gesamte Windgeschwindigkeitsbereich als Beurteilungsbereich heranzuzie-
hen.

Sollte die WKA vom Netzbetreiber im Rahmen der sogenannten EisMan-Schal-
tung vom Netz genommen oder reduziert werden, ist die WKA gemal der Herstel-
lererklarung vom 10. Februar 2021 zu betreiben.

Sofern eine Uberschreitung in einer oder mehreren der unter Inhaltsbestimmung A
| 2.1 festgesetzten Oktavschallleistungspegel Lwa, okt festgestellt wurde, ist eine
erneute Schallausbreitungsrechnung nach dem Interimsverfahren durchzufihren.

Bei dieser Neuberechnung ist die obere Vertrauensbereichsgrenze mit einem Ver-
trauensniveau von 90 % mit einer Messunsicherheit von or = 0,5 dB und einer Un-
sicherheit des Prognosemodells von orrog = 1,0 dB durch einen Zuschlag von ins-

1,28 fo%rog+0§ L
gesamt = 1,43 dB zu berucksichtigen.

Dabei ist der Nachweis zu flihren, dass die Immissionspegel aus der oben ge-
nannten Neuberechnung nicht groRer sind als die prognostizierten (Teil-)Immissi-
onspegel dieser Anlage des Schallgutachtens, welches zur Antragstellung vorge-
legt wurde und Bestandteil der Genehmigung ist.

Die Emission darf keine relevante Tonhaltigkeit aufweisen. Falls im Rahmen der
emissionsseitigen Abnahmemessung eine geringe Tonhaltigkeit (Ktn = 2 dB) fest-
gestellt wird, ist im Rahmen einer immissionsseitigen Abnahmemessung deren Im-
missionsrelevanz zu untersuchen. Dabei muss die Messung nur in dem Windge-
schwindigkeits-/Leistungs-/Drehzahlbereich erfolgen, bei dem emissionsseitig die
Tonhaltigkeit festgestellt wurde.

Gerauschverursachende Erscheinungen, die durch nicht bestimmungsgemalien
Betrieb, Verschleil® oder unvorhersehbare Ereignisse entstehen, sind unverzuglich
zu beseitigen. Sollten diese Gerausche tonhaltig oder impulshaltig sein, ist die
WKA bis zur Reparatur nachts in der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr abzuschal-
ten.

Die WKA ist so zu errichten und zu betreiben, dass die Anhaltswerte des Beiblat-
tes 1 zu DIN 45680, Stand Marz 1997, ,Messung und Bewertung tieffrequenter
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2.2.8

229

2.2.10

2211

Gerauschimmissionen in der Nachbarschaft” innerhalb der nachstgelegenen Ge-
baude in dem am starksten betroffenen Aufenthaltsraum, der Wohnzwecken dient
oder eine vergleichbare Schutzwirdigkeit besitzt, bei geschlossenen Fenstern und
Taren nicht Uberschritten werden.

Die Betriebszustande der WKA sind zu protokollieren. Im Protokoll sind die Wind-
geschwindigkeit in Nabenhohe, die Drehzahl, der Leistungsertrag und die Licht-
starke in W/m2, jeweils in Abhangigkeit zur Uhrzeit, zu erfassen. Die Daten sind
mit den gleichen Mittelungszeitrdumen anzugeben, die auch fir die Leistungs-
kurve verwendet wurden.

Die Protokolle sind mindestens zwolf Monate durch den Betreiber vorzuhalten und
auf Verlangen der zustandigen Immissionsschutzbehérde vorzulegen.

Sollte durch eine Fernuberwachung nur der Hersteller der WKA in der Lage sein,
Daten uber die Betriebsweise der WKA abzufragen, so hat der Betreiber der An-
lage sicherzustellen, dass das LfU die erforderlichen Daten vom Hersteller ge-
nannt bekommt. Es sind alle Daten, Parameter und Einstellungen Uber die Be-
triebsweise der WKA anzugeben, die fir die klare Einstufung der beantragten
Leistungskennlinie notwendig sind.

Larm- und erschutterungsintensive Bauarbeiten sollten nur an Werktagen zwi-
schen 07:00 und 20:00 Uhr stattfinden.

Die WKA ist so zu betreiben und zu unterhalten, dass durch Abschaltmal3nahmen
erhebliche Belastigungen der Nachbarschaft durch periodischen Schattenwurf ver-
hindert werden. Die Beschattungsdauer der WKA, unter der Berlcksichtigung der
Vorbelastung, darf an den im Einwirkbereich der WKA liegenden schutzbedurfti-
gen Raumen die Immissionsrichtwerte (IRW) von

maximal 30 Minuten pro Tag

und

maximal 8 Stunden pro 12 Monate

nicht Gberschreiten.

Der Einwirkbereich dieser Anlage liegt bezuglich des Schattenwurfes bei circa
1.800 Metern.

Dort, wo die Richtwerte aufgrund der Vorbelastung schon Uberschritten sind, darf
die WKA keinen zusatzlichen periodischen Schattenwurf mehr verursachen.

Fir die Einstellung der Abschaltzeiten sind insbesondere die WKA und
Immissionsorte zu berlcksichtigen, die in der Schattenwurfprognose der
DORRIES SCHALLTECHNISCHE BERATUNG GmbH, Projektnummer 2023-31
vom 1. September 2023 angenommen bzw. untersucht wurden.
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2.2.12

2.2.13

2.2.14

23

2.3.1

2.3.1.1

2312

232

2.3.2.1

Bei der Festlegung der genauen Abschaltzeiten ist die genaue Ausdehnung am
Immissionsort (z. B. Fenster- oder Balkonflachen oder am Wohnhaus angren-
zende Terrassen) zu berucksichtigen und die zusatzliche Belastung durch weitere
WKA.

Die ermittelten Daten zur Sonnenscheindauer und Abschaltzeit sind von der Steu-
ereinheit Uber mindestens ein Jahr zu dokumentieren; entsprechende Protokolle
sind auf Verlangen der zustandigen Behdrde vorzulegen.

Der Sensor einer lichtgesteuerten Abschalteinrichtung ist regelmaflig im Rahmen
der Servicearbeiten an der WKA auf Verschmutzung und Beschadigungen zu kon-
trollieren. Verschmutzungen und Beschadigungen sind unverzuglich zu beheben.

Innerhalb von 4 Wochen nach der Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist der zu-
standigen Genehmigungsbehorde die Installation einer Schattenabschaltungsau-
tomatik schriftlich zu bestatigen.

Auf Anforderung der Aufsichtsbehdrde ist ein Nachweis durch einen Sachverstan-
digen zu erbringen, dass die Schattenwurfabschaltautomatik fachgerecht installiert
und funktionsfahig ist und dass die erforderlichen Abschaltzeiten sicher eingehal-
ten werden. Der Untersuchungsumfang ist in Absprache mit der Aufsichtsbehoérde
abzustimmen. Die Kosten hierfur tragt der Betreiber.

Alle sichtbaren Windkraftanlagenteile, wie z. B. Rotor, Spinner, Nabe, Gondelge-
hause oder Turm, sind mit mittelreflektierenden Farben und mit matten Glanzgra-
den zu versehen. Beispielsweise wirde die Farbe Lichtgrau (RAL 7035) mit der
Glanzzahl kleiner 30 % (gemaf ISO 2813) den Vorgaben entsprechen.

Abfallrecht
Neubaumafnahmen

Sofern zur Befestigung von Erschlielungsstra3en und/oder Stellplatzen minerali-
sche Ersatzbaustoffe eingesetzt werden sollen, sind die Vorgaben der Verordnung
Uber Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in techni-
sche Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung — ErsatzbaustoffV) vom 9. Juli 2021
(BGBI. | S. 2598), in der aktuellen Fassung, einzuhalten.

Die durch den Betrieb der Anlage anfallenden Abfalle, wie z. B. Altdle, sind ord-
nungsgemaf zu entsorgen. Die erforderlichen Nachweise sind der Unteren Ab-
fallentsorgungsbehoérde des Kreises Nordfriesland und dem Landesamt fir Um-
welt auf Verlangen vorzulegen.

Ruckbaumallnahmen

Die beim Abbruch/Rickbau der Windkraftanlage, Trafostationen, Zuwegungen

und Stellflachen anfallenden Abfalle sind entsprechend Kreislaufwirtschaftsgesetz
(KrWG) und unter Beachtung der Abfallsatzung des Kreises Nordfriesland, jeweils
in der zurzeit gultigen Fassung, einer ordnungsgemalfen Verwertung/Beseitigung
zuzufuhren. Hierbei sind insbesondere die Verordnung Uber die Nachweisflihrung
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bei der Entsorgung von Abfallen (Nachweisverordnung — NachwV) vom 20. Okto-
ber 2006 (BGBI. | S. 2298), die Verordnung uber die Bewirtschaftung von gewerb-
lichen Siedlungsabfallen und von bestimmten Bau- und Abbruchabféllen (Gewer-
beabfallverordnung — GewAbfV) vom 18. April 2017 (BGBI. | S. 896) sowie die
Verordnung Uber Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustof-
fen in technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung — ErsatzbaustoffV) vom 9.
Juli 2021 (BGBI. | S. 2598), jeweils in der aktuellen Fassung, einzuhalten.

2.3.2.2 Es ist hier vor allem auf die ordnungsgemale Entsorgung von besonders Uberwa-
chungsbedurftigen Abfallen (Sonderabfalle), wie z. B. Trafodle, Schmier- und Be-
triebsstoffe, zu achten. Die erforderlichen Nachweise sind der Unteren Abfallent-
sorgungsbehorde des Kreises Nordfriesland auf Verlangen vorzulegen.

24 Baurecht

2.4.1 Die Wiederkehrenden Prifungen nach der "Richtlinie fir Windenergieanlagen —
Einwirkungen und Standsicherheitsnachweise fir Turm und Grindung® in Verbin-
dung mit dem begutachteten Wartungspflichtenbuch sind durchzufihren.

2.4.2 Die in den Gutachten nach 3.1 bis 3.3 der Anlage A 1.2.8/6 der Technischen Bau-
bestimmungen formulierten Auflagen sind einzuhalten.

2.4.3 Der Anlagenhersteller hat mittels Erklarung zu bescheinigen, dass die Auflagen in
den gutachtlichen Stellungnahmen erfillt sind und dass die Windkraftanlage ge-
mal} den gepruften Anlagen in den Prufberichten zur Typenprifung errichtet wor-
den ist. Diese Herstellererklarung ist der Unteren Bauaufsichtsbehorde des Krei-
ses Nordfriesland vorzulegen.

244 Die Entwurfslebensdauer der WKA betragt 20 Jahre.

Ein Weiterbetrieb der Anlage Uber die Entwurfslebensdauer hinaus darf nur erfol-
gen, wenn regelmallig Prifungen nach Abschnitt 17 der DIBt-Richtlinie fur Wind-
energieanlagen 2012 erstmalig vor Ablauf der Entwurfslebensdauer durchgefuhrt
werden, die Prifberichte der Unteren Bauaufsichtsbeh6rde und der Genehmi-
gungsbehorde (LfU) vorgelegt werden und sich aus den Prufberichten keine Be-
denken gegen einen Weiterbetrieb ergeben.

2.4.5 Die gepriiften bautechnischen Nachweise in Ubereinstimmung mit den genehmig-
ten Bauantragsunterlagen sind maflgebend fur die Ausfuhrung. Die Prufberichte
und Priafbemerkungen des Prifingenieurs flr Standsicherheit gelten als Auflagen
und sind zu beachten. Die Bautenstande sind ihm wie in den Prifberichten ange-
geben rechtzeitig anzuzeigen.

2.4.6 Der Baubeginn darf erst erfolgen, wenn der noch von der Unteren Bauaufsichtsbe-
hérde zu beauftragende Prufingenieur flr Standsicherheit die statischen Unterla-
gen und sonstigen Nachweise (Bodengutachten, Turbulenzgutachten etc.) einge-
sehen bzw. geprift hat und gegen einen Baubeginn keine Bedenken erhebt.
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2.4.7 Der beauftragte Prifingenieur fur Standsicherheit hat die mangelfreie Abnahme
nach Fertigstellung zu bestatigen.

2.4.8 Esistsicherzustellen, dass die Windkraftanlage nicht durch Unbefugte betreten
werden kann.

2.4.9 Eine Bauzustandsbesichtigung behalt sich die Untere Bauaufsichtsbehdrde vor.
Baubeginn und Bautenstande sind ihr rechtzeitig anzuzeigen.

2.4.10 Die in der Gutachtlichen Stellungnahme zur Risikobeurteilung Eiswurf/Eisabfall der
TUV NORD EnSys GmbH & Co. KG vom 10. Oktober 2023, Referenz-Nr. 2023-
WND-RB-216-R0-V1, am Windenergieanlagen-Standort Galmsbull aufgezeigten
Maflnahmen zur Risikoreduzierung sind umzusetzen.

Dabei ist insbesondere die Funktionsfahigkeit des Eiserkennungssystems der
WKA im Rahmen der Inbetriebnahme durch eine unabhangige fachkundige Per-
son im Sinne des Vier-Augen-Prinzips zu prufen und zu dokumentieren. Fir die
Inbetriebnahme des Eiserkennungssystems ist die Anlernphase zu bertcksichti-
gen. Ist die Anlernphase nicht vor den winterlichen Vereisungsereignissen abge-
schlossen, so sind geeignete MalRnahmen zur Vermeidung eines Eisabwurfs vor-
zusehen.

2.4.11 Betriebsbegleitend ist die Funktionalitat des Eiserkennungssystems im Rahmen
der vorgesehenen Prifungen des Sicherheitssystems und der sicherheitstech-
nisch relevanten Komponenten der WKA durch eine unabhangige fachkundige
Person regelmalig aufzuzeigen, entsprechende Protokolle sind bereitzuhalten
und den Genehmigungs- und Uberwachungsbehdrden auf Verlangen vorzulegen.

2.4.12 Durch Hinweisschilder (mindestens im Abstand der 1,3-fachen Gesamthdhe der
WKA) ist an den Zufahrtswegen der WKA und den umliegenden Wirtschaftswegen
auf die Gefahrdung durch Eisabfall aufmerksam zu machen. Die Schilder sind so
aufzustellen, dass sie von maglichen Benutzern und Benutzerinnen der Wirt-
schaftswege fruhzeitig erkannt werden. Hierbei kdnnen die Schilder, durch ein ein-
deutiges Piktogramm erganzt werden, welches auf die Gefahrdung durch Eisabfall
hinweist.

2.4.13 Die Betriebsbeschrankungen des Turbulenzgutachtens sind einzuhalten. Die
Funktion des Abschaltsystems ist durch einen Sachverstandigen nachzuweisen.

25 Brandschutz

Mit der flr den Windpark 6rtlich zustandigen Feuerwehr ist vor Ausfiihrungsbeginn
abzustimmen, ob zusatzlich zu den im bzw. in der Umgebung des Windparks vor-
handenen offenen Léschwasserentnahmestellen eine weitere Vorhaltung von
Loschwasser fur die Bekampfung von Entstehungsbranden im Bereich des Wind-
parks erforderlich ist.
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2.6

2.7

2.7.1

2711

2712

2713

272

2.7.21

2722

Bodenschutz

Bei einem spateren Rickbau der Windkraftanlage ist die urspriingliche Boden-
funktion im Bereich der rickzubauenden Anlage wiederherzustellen. Das heil3t,
grundsatzlich sind alle baulichen Anlagen und Anlagenteile (z. B. Fundamente),
Zuwegungen und Stellplatze vollstandig zu entfernen.

Gewasserschutz

Grundsatzanforderungen (§ 17 der Verordnung Uber Anlagen zum Umgang mit
wassergefahrdenden Stoffen — AwSV)

Anlagen mussen so geplant und errichtet werden, beschaffen sein und betrieben
werden, dass

+ wassergefahrdende Stoffe nicht austreten kénnen,

* Undichtheiten aller Anlagenteile, die mit wassergefahrdenden Stoffen in Beruh-
rung stehen, schnell und zuverlassig erkennbar sind,

+ austretende wassergefahrdende Stoffe schnell und zuverlassig erkannt und zu-
ruckgehalten sowie ordnungsgemaf entsorgt werden, dies gilt auch fur be-
triebsbedingt auftretende Spritz- und Tropfverluste, und

* bei einer Stérung des bestimmungsgemalen Betriebs der Anlage (Betriebssto-
rung) anfallende Gemische, die ausgetretene wassergefahrdende Stoffe ent-
halten kénnen, zurtickgehalten und ordnungsgemal als Abfall entsorgt oder
als Abwasser beseitigt werden.

Anlagen mussen dicht, standsicher und gegenuber den zu erwartenden mechani-
schen, thermischen und chemischen Einflissen hinreichend widerstandsfahig
sein.

Der Betreiber hat bei der Stilllegung einer Anlage oder von Anlagenteilen alle in
der Anlage oder in den Anlagenteilen enthaltenen wassergefahrdenden Stoffe, so-
weit technisch mdglich, zu entfernen. Er hat die Anlage gegen missbrauchliche
Nutzung zu sichern.

Anforderungen an die Ruckhaltung wassergefahrdender Stoffe (§ 18 AwSV)

Anlagen mussen ausgetretene wassergefahrdende Stoffe auf geeignete Weise zu-
ruckhalten. Dazu sind sie mit einer Ruckhalteeinrichtung im Sinne von § 2 Absatz
16 AwSV auszurusten. Satz 2 gilt nicht, wenn es sich um eine doppelwandige An-
lage im Sinne von § 2 Absatz 17 AwSV handelt. Einzelne Anlagenteile kdnnen
Uber unterschiedliche, jeweils voneinander unabhangige, Ruckhalteeinrichtungen
verfugen. Bei Anlagen, die nur teilweise doppelwandig ausgerustet sind, sind ein-
wandige Anlagenteile mit einer Ruckhalteeinrichtung zu versehen.

Ruckhalteeinrichtungen mussen flissigkeitsundurchlassig sein und durfen keine
Ablaufe haben. Flussigkeitsundurchlassig sind Bauausfuhrungen dann, wenn sie
ihre Dicht- und Tragfunktion wahrend der Dauer der Beanspruchung durch die
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2723

2724

27.25

273

274

2.7.4.1

2742

2743

wassergefahrdenden Stoffe, mit denen in der Anlage umgegangen wird, nicht ver-
lieren.

Ruckhalteeinrichtungen mussen fur folgendes Volumen ausgelegt sein:

Bei Anlagen zum Lagern, Herstellen, Behandeln oder Verwenden wassergefahr-
dender Stoffe muss das Ruckhaltevolumen dem Volumen an wassergefahrdenden
Stoffen entsprechen, das bei Betriebsstorungen bis zum Wirksamwerden geeigne-
ter Sicherheitsvorkehrungen freigesetzt werden kann.

Auf ein Riuckhaltevolumen kann bei oberirdischen Anlagen zum Umgang mit was-
sergefahrdenden Stoffen der Wassergefahrdungsklasse 1 mit einem Volumen bis
1.000 Liter verzichtet werden, sofern sich diese auf einer Flache befinden, die

» den betriebstechnischen Anforderungen genugt, und eine Leckerkennung
durch infrastrukturelle Malinahmen gewahrleistet ist, oder

+ flussigkeitsundurchlassig ausgebildet ist.

Bei Anlagen zum Lagern, Herstellen, Behandeln oder Verwenden wassergefahr-
dender Stoffe der Gefahrdungsstufe D nach § 39 Absatz 1 AwSV muss die Ruck-
halteeinrichtung abweichend von Auflage 2.7.2.3 so ausgelegt sein, dass das Vo-
lumen flissiger wassergefahrdender Stoffe, das aus der grof3ten abgesperrten Be-
triebseinheit bei Betriebsstorungen freigesetzt werden kann, ohne dass Gegen-
malfinahmen getroffen werden, vollstandig zurlickgehalten werden kann.

Wassergefahrdende Stoffe, die beim Austreten so miteinander reagieren konnen,
dass die Funktion der Ruckhaltung nach Auflage 2.7.2.1 beeintrachtigt wird, mus-
sen getrennt aufgefangen werden.

Im Bereich der Baumalinahme befinden sich Verbands- und Hauptverbandsanla-
gen des Sielverbandes Marienkoog und des Deich- und Hauptsielverbandes Stid-
westhdrn-Bongsiel (DHSV SWBS). Zudem befinden sich neben den Verbands-
und Hauptverbandsanlagen zahireiche Parzellengraben und Wegeseitengraben
im direkten Umfeld. Daraus ergibt sich folgender Regelungsbedarf:

Insbesondere wahrend der Bau- und Rickbaumalnahmen ist darauf zu achten,
dass weder die Verbandsanlagen noch Graben verunreinigt werden oder dort Ma-
terial eingetragen wird, welches den Gesamtabfluss im Gewassersystem beein-
trachtigt. Eventuelle Verunreinigungen sind durch den MaRnahmentrager umge-
hend und fachrecht zu beseitigen. Beschadigungen an Verbandsanlagen sind
ebenfalls durch den MaRnahmentrager fachgerecht zu beseitigen, dartiber hinaus
ist der Verband zu informieren.

Bei Herstellung und Betrieb von Infrastruktureinrichtungen fir die Windkraftanlage
durfen die vorhandenen Verbandsanlagen nicht in ihren Abmessungen und ihrer
Funktion eingeschrankt werden.

Im Zuge der Beantragung von erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigungen
bei der Unteren Wasserbehdrde des Kreises Nordfriesland sind die Verbande
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2744

2.8

2.8.1

2.8.2

2.8.3

284

2.8.4.1

frlhzeitig zu beteiligen. Geplante Malihahmen sind mit ihnen im Vorfeld abzustim-
men. Dies betrifft insbesondere mégliche Grabenverlegungen, Uberbauungen und
Verrohrungen, temporare oder dauerhaft geanderte Einleitstellen, Einleitmengen
und -zeiten.

Es ist zu beachten, dass bei der Errichtung von baulichen Anlagen sowie Abgra-
bungen satzungsgemal ein Abstand von mindestens 5 Metern zur Béschungs-
oberkante des Verbandsgewassers einzuhalten ist. Der Streifen ist komplett frei zu
halten, damit dem Sielverband, dem DHSV SWBS und bevollmachtigten Dritten
Arbeiten am Verbandsgewasser ermdglicht werden. Dies gilt auch fir Fundamente
und Aufschuttungen. Die einzelnen Standorte sind vom Anlagenbetreiber auf die
Einhaltung des vorgegebenen Abstandes hin zu prufen. Begrindete Ausnahmen
im Einzelfall bedlrfen der vorherigen Zustimmung der Verbande.

Naturschutz

Zur Kompensation fur die mit der Errichtung der Windkraftanlage einhergehenden
Eingriffe in den Naturhaushalt ist eine 581 m? grol3e Flache aus der landwirtschaft-
lichen Nutzung zu entlassen und dauerhaft der natirlichen Entwicklung zuzufih-
ren (Sukzession), sofern nicht Pflege- und EntwicklungsmafRnahmen mit der Unte-
ren Naturschutzbehorde des Kreises Nordfriesland abgestimmt sind.

Der Kompensationsbedarf setzt sich entsprechend der Tabelle 26 ,Berechnung
der Gesamtkompensation“ des Landschaftspflegerischen Begleitplans vom 31. Ja-
nuar 2024 zusammen.

Die fir die Windkraftanlage notwendigen neu einzurichtenden ErschlieBungen
sind unter Beachtung des Eingriffsminimierungsgebotes des § 15 Absatz 1
BNatSchG anzulegen. Es ist in der Regel eine Grandbefestigung zu wahlen. Bi-
tumindse oder andere Vollversiegelungen sind zu vermeiden.

ErschlieRungen mussen einen Mindestabstand von 2,00 Metern zu Biotopstruktu-
ren wie Knicks und Walle einhalten. Gesetzlich geschutzte Biotope durfen nicht
beeintrachtigt werden (§ 30 BNatSchG in Verbindung mit § 21 LNatSchG). Gra-
ben, Feuchtgrinland und feuchte Senken durfen nicht mit ggf. entstehendem Aus-
hub Gberfullt werden. Erfolgt die Aushubausbringung nicht auf benachbarten land-
wirtschaftlichen Nutzflachen, ist bei selbstandigen anderweitigen Aufflllungen ein
gesonderter Antrag nach § 11a des LNatSchG zu stellen.

Bauzeitenregelung/alternative SchutzmalRnahmen
Bauzeitenregelung

Alle Bautatigkeiten, darunter fallen die Baufeldfreimachung, andere bauvorberei-
tende MalRnahmen, der Wege- und Fundamentbau sowie die Errichtung der WKA,
durfen zum Schutz von Offenlandbrutern in der Zeit vom 1. Marz bis 15. August
nicht ausgefiihrt werden.
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28.4.2

2843

Sind Eingriffe durch die Baumal3nahme in potentielle Habitate der Rohrichtbriter
vorgesehen, durfen diese in der Brutzeit der Rohrichtbriuter vom 1. Marz bis 30.
September nicht durchgefuhrt werden.

Sind Eingriffe durch die Baumalinahme in potentielle Habitate oder Wanderkorri-
dore der Amphibien (Moorforsch) vorgesehen, durfen diese in der Aktivitatszeit der
Amphibien (1. Marz bis 31. Oktober) nicht durchgefuhrt werden.

Eingriffe in Graben, die als Laichgewasser fur Amphibien genutzt werden, dirfen
nicht wahrend des Zeitraums der Laichablage vom 1. Februar bis 30. April durch-
gefuhrt werden.

Der Baubeginn ist der Oberen Naturschutzbehérde (ONB) unter Angabe des Ak-
tenzeichens Az.: G40/2022/182-186 spatestens zwei Wochen vorher formlos
schriftlich anzuzeigen.

Alternative SchutzmalRnahmen bei Abweichung von der Bauzeitenregelung fur Of-
fenlandbriter

Sofern die Einhaltung der Bauzeitenregelung fur Bodenbruter nicht moglich ist, ist
zur Vermeidung des Eintritts der Zugriffsverbote des § 44 Absatz 1 in Verbindung
mit Absatz 5 Nummer 1 bis 3 BNatSchG entweder die Ansiedlung der Arten inner-
halb der Baufelder und der Zuwegung durch geeignete Mallnahmen zu verhindern
(Vergramung) oder eindeutig nachzuweisen, dass die betreffenden Arten im Vor-
habenbereich nicht bruten (Besatzkontrolle). Die erforderlichen Schutzmal3nah-
men und deren Umsetzung sind vorab mit der ONB abzustimmen. Wird vor dem
1. Marz das Baufeld geraumt und unmittelbar mit der stérungsintensiven Baumalf3-
nahme begonnen, ist das Abweichen von der Bauzeitregelung der ONB unmittel-
bar anzuzeigen. Bei einem vorgesehenen Baubeginn innerhalb der Bauaus-
schlussfristen, sind die konkreten SchutzmalRnahmen mindestens 4 Wochen vor-
her mit der ONB abzustimmen.

Bei Bauunterbrechungen vom mehr als 5 Tagen wahrend der Bauausschlussfrist
ist das Baufeld auf zwischenzeitliche Ansiedlungen zu Uberprifen. Die Besatzkon-
trolle ist bei geeigneten Witterungsbedingungen durchzufihren. In der Regel sind
ein bis zwei Gelandeerfassungen notwendig. Sofern bei der ersten Begehung Un-
sicherheit bezlglich des Besatzes bestehen, ist eine zweite Gelandekontrolle er-
forderlich. Falls nicht innerhalb von 5 Tagen nach einem Negativhachweis mit der
Bauausfiihrung begonnen wird, muss eine weitere Besatzkontrolle durchgeflihrt
werden. Wird ein Brutverhalten nachgewiesen, so ist die Bauausfuhrung am be-
treffenden Standort bis zu Beendigung der Brut (Fliggewerden der Jungvdgel)
auszusetzen.

Amphibienschutzzaun

Sofern Bauarbeiten in den Aktivitatszeitraumen der Amphibien (1 Marz bis 31. Ok-
tober) stattfinden sollen, sind temporare Amphibienschutzzaune im Bereich der

Wanderkorridore bis Ende Februar aufzustellen und wahrend der Aktivitatszeit auf
Funktionstuchtigkeit durch die Umweltbaubegleitung zu kontrollieren. Die konkrete
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2.8.4.5

Malinahme ergibt sich aus dem Kapitel 9.1.2 des Landschaftspflegerischen Be-
gleitplans (LBP) vom 31. Januar 2024.

Nach Fertigstellen der Malinhahmen bzw. nach Beendigung des Hauptwanderzeit-
raums sind die Amphibienschutzzaune abzubauen. Der Zeitraum kann in Abstim-
mung mit der ONB aufgrund von Witterung und Bauablauf verklrzt werden. Der
Baubeginn muss der ONB angezeigt werden.

Alternative SchutzmalRnahme flir Amphibien bei Abweichung von der Bauzeitenre-
gelung

Finden Bauarbeiten/Verrohrungen an Graben in Schwerpunktbereichen des
Moorfroschs wahrend der Laichzeit der Art (1. Februar bis 30. April) statt, sind die
Graben, die temporar bzw. dauerhaft verrohrt werden sollen, im Rahmen einer
Umweltbaubegleitung direkt vor der BaumafRnahme auf Amphibienlaich abzusu-
chen.

Sollten Laich und/oder Laichballen gefunden werden, so missen diese fachge-
recht in geeignete benachbarte Graben oder andere Gewasser aulerhalb des Ein-
griffsbereichs umgesetzt werden.

Umweltbaubegleitung

Sofern die Einhaltung der Bauzeitenregelungen nicht méglich ist, ist eine zertifi-
zierte Umweltbaubegleitung (UBB) einzusetzen, um die festgesetzten Vermei-
dungs- und Schutzmal3nahmen zu Uberwachen und sicherzustellen. Der Nach-
weis der fachlichen Qualifikationen der Umweltbaubegleitung ist vor Baubeginn
der ONB schriftlich vorzulegen. Es ist eine regelmaRige Anwesenheit der Umwelt-
baubegleitung vorzusehen.

Die Umweltbaubegleitung stellt folgende Malknahmen in enger Abstimmung mit
den durchfuhrenden Baufirmen sicher:

+ Sofern die Bauzeitenregelung fur Vogel nicht eingehalten werden kann, ist si-
cherzustellen, dass die erforderlichen alternativen Schutzmalinahmen umge-
setzt werden.

« Sofern Bauarbeiten in Aktivitatszeitraumen der Amphibien (1. Marz bis 31. Ok-
tober) stattfinden, ist sicherzustellen, dass die Besatzkontrollen durchgefuhrt
und die Amphibienschutzzaune aufgestellt und kontrolliert werden.

+ Kontrolle und Dokumentation des Bauablaufs.

* Regelmaliige Berichte, die der ONB alle 14 Tage vorzulegen sind. Sofern
keine fur die Umweltbaubegleitung relevanten Bauaktivitaten stattfinden, kon-
nen die Intervalle nach Absprache mit der ONB verlangert werden.
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2.8.5

2.8.6

2.8.7

MastfulRbrache

Im MastfuRbereich sind hochwiichsige und geschlossene Formen von ruderalen
Gras- und Staudenfluren gemaR Kartieranleitung und Standardliste der Biotopty-
pen Schleswig-Holsteins (LfU 2023) aufwachsen zu lassen, wenn der Mastfuld be-
grunt werden soll und nicht als versiegelte Flache geplant ist. Eine Mahd ist
hdchstens einmal im Jahr durchzuflihren, um Gehoélzaufwuchs zu vermeiden. Die
Mahd hat zwischen dem 1. September und dem 28./29. Februar des Folgejahres
zu erfolgen.

Um den sicheren Zugang zu der WKA fir Service- und Wartungsunternehmen o-
der anderen Dritten einwandfrei und ohne gesundheitliche Risiken zu gewahrleis-
ten, besteht aus arbeitsschutzrechtlichen Griinden die Moéglichkeit, im Mastful3be-
reich die Ruderalbrache im zwingend notwendigen Umfang aul3erhalb des vorge-
nannten Zeitraumes freizuschneiden. Die ONB ist umgehend Uber die durchge-
fuhrten MaRnahmen zu unterrichten.

Abschaltalgorithmus zum Schutz lokaler und migrierender Fledermause

Die Windkraftanlage ist im Zeitraum vom 1. Mai bis 30. September in der Zeit von
einer Stunde vor Sonnenuntergang bis eine Stunde nach Sonnenaufgang bei den
folgenden Witterungsbedingungen — gemessen als 10-Minuten-Mittelwerte auf
Gondelhdéhe — abzuschalten:

+ Windgeschwindigkeiten in Gondelhéhe unterhalb von 6 m/s

+ Lufttemperatur hdher als 10 °C
Dokumentation

Die zur Uberwachung der Einhaltung der artenschutzrechtlich bedingten Abschalt-
vorgaben gemal’ der Genehmigung zum Aktenzeichen G40/2022/186 notwendi-
gen Daten sind zu erheben und flnf Jahre vorzuhalten. Die Daten mussen jeder-
zeit abrufbar sein.

Die Betriebsdaten werden als 10-Minuten-Mittelwerte (SCADA-Standard-Format)
uber den Abschaltzeitraum fur die WKA in digitaler Form als CSV-Datei abgefragt.
Fir die Dokumentation der Abschaltvorgaben sind die Betriebsdaten fur eine WKA
SO zu exportieren, dass sie in einem Datenblatt aufgefuhrt sind. Nach dem Export
durfen die Dateien nicht mehr verandert werden.

Das Datenblatt muss folgende Angaben enthalten:

* Abgabe als Datei im CSV-Format. Als Feldtrennzeichen ist ein Semikolon zu
benutzen (Standardeinstellung bei MS Excel).

* Fur jede WKA ist eine eigene CSV-Datei einzureichen.

» Das Betriebsprotokoll umfasst den vollstandigen von der/n artenschutzrechtli-
chen Bestimmung/en betroffenen Zeitraum.

+ Die CSV-Datei enthalt sechs oder sieben Spalten in dieser Reihenfolge: Da-
tum, Uhrzeit, Windgeschwindigkeit, Rotordrehzahl, Leistung und Temperatur.
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2.8.8

2.9

291

29.2

Die Bezeichnungen der Spaltenltberschriften stehen in der ersten Zeile und
sind frei wahlbar. Der Datenbereich beginnt in der zweiten Zeile.

* Die Spalten sind in folgenden Formaten zu formatieren:
— Datum: TT.MM.JJJJ
— Uhrzeit: hh:mm:ss

— Wind [m/s], Rotordrehzahl [rpm], Leistung [kWh], GondelauRentemperatur
[°C]: Formatierung als Dezimalzahl mit einem Komma als Dezimaltrennzei-
chen. Eine einheitliche Anzahl von Nachkommastellen ist nicht notwendig.
Bei ganzen Zahlen kann das Komma entfallen.

Der Baubeginn ist der Unteren Naturschutzbehdrde des Kreises Nordfriesland un-
ter Angabe des Aktenzeichens G40/2022/186 spatestens zwei Wochen vorher
schriftlich anzuzeigen.

Arbeitsschutz

Der zuklnftige Betreiber ist verpflichtet, die erforderlichen Malinahmen des Ar-
beitsschutzes fur die Sicherheit und den Schutz der Gesundheit von Beschaftigten
entsprechend den in der Betriebssicherheitsverordnung — BetrSichV genannten
allgemeinen Grundsatzen zu gewahrleisten. Insbesondere hat er dafur zu sorgen,
dass die Anlage entsprechend den Vorschriften der BetrSichV einschliellich ihres
Anhangs eingerichtet und betrieben wird, so dass von ihr keine Gefahrdungen fur
die Sicherheit und die Gesundheit von Beschaftigten ausgehen.

Die Errichtung der genehmigten Windkraftanlage ist spatestens zwei Wochen vor
Baubeginn formlos anzuzeigen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewie-
sen, dass die Bautatigkeiten bereits mit den vorbereitenden Arbeiten (z. B. Wege-
bau, Kanalbau) beginnen. Die Anzeige ist an die Staatliche Arbeitsschutzbehdrde
bei der Unfallkasse Nord — Standort Lubeck, Bei der Lohmuhle 62, 23554 Lubeck
zu richten und enthalt folgende Informationen:

* Genehmigungsnummer
* Ort der Baustelle
* Name, Anschrift der Bauherrin bzw. des Bauherrn

* Name, Anschrift der Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinatorin bzw.
des Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinators

* Beginn, Dauer und groben Zeitplan der Arbeiten

Falls fur die Errichtung eine Vorankindigung geman § 2 Absatz 2 Baustellenver-
ordnung erforderlich ist und diese fristgerecht der Staatlichen Arbeitsschutzbe-
hoérde bei der Unfallkasse Nord zugesandt wird, kénnen die oben genannten Infor-
mationen mit der Vorankindigung mitgeteilt werden.
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293

294

295

2.9.6

Die Inbetriebnahme der genehmigten Windkraftanlage ist spatestens acht Wochen
nach der Inbetriebnahme formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an die Staatliche Ar-
beitsschutzbehorde bei der Unfallkasse Nord — Standort Libeck — zu richten und
enthalt folgende Informationen:

* Genehmigungsnummer

* Name, Anschrift der Betreiberin bzw. des Betreibers

* eingemessene Koordinaten

+ eindeutige Kennzeichnung der Windkraftanlage an der AuRenfassade

» Datum der Inbetriebnahme

Jeder Betreiberwechsel ist der Staatlichen Arbeitsschutzbehdrde bei der Unfall-

kasse Nord — Standort Libeck — spatestens zwei Wochen vor Betreiberwechsel
formlos anzuzeigen. Die Anzeige enthalt folgende Informationen:

* Genehmigungsnummer

* Name, Anschrift der vormaligen Betreiberin bzw. des vormaligen Betreibers

* Name, Anschrift der zukUnftigen Betreiberin bzw. des zukunftigen Betreibers

+ Datum des Betreiberwechsels

Jeder Tausch von Groltkomponenten ist der Staatlichen Arbeitsschutzbehdrde bei

der Unfallkasse Nord — Standort Libeck — spatestens zwei Wochen vor Umset-
zung anzuzeigen und enthalt folgende Informationen:

* Genehmigungsnummer

* Name, Anschrift der Betreiberin bzw. des Betreibers

» Beschreibung des Vorhabens (Komponente, Verfahrensweise)

* Beginn, Dauer und Zeitplan der Arbeiten

Der Ruckbau der genehmigten Windkraftanlage ist spatestens zwei Wochen vor
Beginn der Rickbauarbeiten formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an die Staatliche

Arbeitsschutzbehorde bei der Unfallkasse Nord — Standort Libeck — zu richten
und enthalt folgende Informationen:

* Genehmigungsnummer
* Ort der Baustelle
* Name, Anschrift der Bauherrin bzw. des Bauherrn

 Name, Anschrift der Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinatorin bzw.
des Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinators

» Kurzbeschreibung der Rickbaumethode

* Beginn, Dauer der Arbeiten
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2.10

2.1

2111

211.2

2113

2114

211.5

2.11.6

Falls fur den Riuckbau eine Vorankundigung gemal} § 2 Absatz 2 Baustellenver-
ordnung erforderlich ist und diese fristgerecht der Staatlichen Arbeitsschutzbe-
horde bei der Unfallkasse Nord zugesandt wird, kdnnen die oben genannten Infor-
mationen mit der Vorankindigung mitgeteilt werden.

Luftverkehr — militarisch

Der Baubeginn und die Fertigstellung sind dem Bundesamt fur Infrastruktur, Um-
weltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw), Referat Infra | 3,
per E-Mail (baiudbwtoeb@bundeswehr.org) unter Angabe des Zeichens 1-1180-
24-BIA mit den endgultigen Daten wie

* Art des Hindernisses,
« Standort mit geographischen Koordinaten in WGS 84,
* Hohe Uber Erdoberflache,

+ Gesamthohe uber Normalhohennull (NHN)
anzuzeigen.
Luftverkehr — zivil

Die Ausfuhrung der Tages- oder Nachtkennzeichnung hat entsprechend der Allge-
meinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom
24. April 2020 (AVV BAnz AT 30. April 2020 B4), geandert durch Verwaltungsvor-
schrift vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28. Dezember 2023 B4), zu erfolgen.

Die Tages- und Nachtkennzeichnung ist bereits wahrend der Bauphase bei Uber-
schreiten von 100 Metern Gber Grund (auch durch Krane) sicherzustellen.

Bei Ausfall der Befeuerung ist sicherzustellen, dass fur die Unterbrechung der Be-
feuerung ein Zeitraum von zwei Minuten nicht Uberschritten wird.

Die Stromversorgung fur die Befeuerung ist durch Vorhalten ausreichender techni-
scher Einrichtungen bzw. Festlegen entsprechender Verfahren und Ablaufe si-
cherzustellen. Das entsprechende Konzept flur die Ersatzstromversorgung ist der
Luftfahrtbehoérde (Landesbetrieb StralRenbau und Verkehr Schleswig-Holstein,
Postfach 7107, 24171 Kiel, Aktenzeichen.: 15007 623-167/2021-11491/2024) vier
Wochen vor Errichtung der Windkraftanlage vorzulegen.

Far die Sichtweitenmessung zur Reduzierung der Nennleistung der Befeuerung
sind nur anerkannte Gerate bei Einhaltung der Vorgaben aus der Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zulassig. Insbesondere ist darauf zu achten, dass bei Wind-
kraftanlagen-Blocken der Abstand zwischen einer Windkraftanlage mit Sichtwei-
tenmessgerat und Windkraftanlagen ohne Sichtweitenmessgerat maximal

1.500 Meter betragen darf.

Die fur die Veroffentlichung erforderlichen Vermessungsdaten (siehe Auflage
2.11.26) sind durch eine amtliche Vermessung zu ermitteln und sowohl der Luft-
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2117

211.8

211.9

fahrtbehorde (Landesbetrieb Strallenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Post-
fach 7107, 24171 Kiel) als auch der DFS (Deutsche Flugsicherung GmbH, Post-
fach 1243, 63202 Langen, Az. OZ/AF-SH 999-b) unverzuglich, spatestens jedoch
vier Wochen nach Errichtung der Windkraftanlage, vorzulegen.

Da eine Tageskennzeichnung fur die Windkraftanlage erforderlich ist, sind die Ro-
torblatter der Windkraftanlage weild oder grau auszuflhren; im auf3eren Bereich
sind sie durch 3 Farbfelder von je 6 Metern Lange [a) aulRen beginnend mit 6 Me-
ter Orange — 6 Meter Weil} — 6 Meter Orange oder b) aufl3en beginnend mit 6 Me-
ter Rot — 6 Meter Weild oder Grau — 6 Meter Rot] zu kennzeichnen. Hierflr sind die
Farbtone Verkehrsweild (RAL 9016), Grauweild (RAL 9002), Lichtgrau (RAL 7035),
Achatgrau (RAL 7038), Verkehrsorange (RAL 2009) oder Verkehrsrot (RAL 3020)
zu verwenden. Die Verwendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist zulassig.

Aufgrund der beabsichtigten Hohe der Windkraftanlage ist das Maschinenhaus auf
halber Hohe rickwartig umlaufend mit einem mindestens zwei Meter hohen
orange/roten Streifen zu versehen. Der Streifen darf durch grafische Elemente
und/oder konstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente dirfen
maximal ein Drittel der Flache der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen.

Der Mast ist mit einem drei Meter hohen Farbring in Orange/Rot, beginnend in 40
Meter Uber Grund, zu versehen. Die Markierung kann aus technischen Grinden
oder bedingt durch ortliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden.

2.11.10 Am geplanten Standort kdnnen abhangig von der Hindernissituation ergadnzend

auch Tagesfeuer (Mittelleistungsfeuer Typ A, 20.000 cd, gemaf ICAO Anhang 14,
Band |, Tabelle 6.1 und 6.3 des Chicagoer Abkommens) gefordert werden, wenn
dies fur die sichere Durchfihrung des Luftverkehrs als notwendig erachtet wird.
Das Tagesfeuer muss auf dem Dach des Maschinenhauses gedoppelt installiert
werden. Aul3erhalb von Hindernisbegrenzungsflachen an Flugplatzen darf das Ta-
gesfeuer um mehr als 50 Meter uberragt werden.

2.11.11 Die Nachtkennzeichnung von Windkraftanlagen mit einer maximalen Hohe von bis

zu 315 Metern Uber Grund erfolgt durch Feuer W, rot.

In diesen Fallen ist eine zusatzliche Hindernisbefeuerungsebene, bestehend aus
Hindernisfeuer, am Turm auf der halben Héhe zwischen Grund und der Nacht-
kennzeichnung auf dem Maschinenhausdach erforderlich. Sofern aus technischen
Grinden notwendig, kann bei der Anordnung der Befeuerungsebene um bis zu
funf Meter nach oben/unten abgewichen werden. Dabei miussen aus jeder Rich-
tung mindestens zwei Hindernisfeuer sichtbar sein. Ist eine zusatzliche Infrarot-
kennzeichnung (AVV, Anhang 3) vorgesehen, ist diese auf dem Dach des Maschi-
nenhauses anzubringen.

2.11.12Es ist (z. B. durch Doppelung der Feuer) dafir zu sorgen, dass auch bei Stillstand

des Rotors sowie bei mit einer Blinkfrequenz synchronen Drehzahl mindestens ein
Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist.
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2.11.13 Der Einschaltvorgang erfolgt grundsatzlich uber einen Dammerungsschalter ge-
maf der AVV, Nummer 3.9.

2.11.14 Das Feuer W, rot ist so zu installieren, dass immer mindestens ein Feuer aus je-
der Richtung sichtbar ist. Gegebenenfalls mussen die Feuer gedoppelt, jeweils
versetzt auf dem Maschinenhausdach — nétigenfalls auf Aufstanderungen — ange-
bracht werden. Dabei ist zu beachten, dass die gedoppelten Feuer gleichzeitig
(synchron blinkend) betrieben werden. Das gleichzeitige Blinken ist erforderlich,
damit die Feuer der Windkraftanlage wahrend der Blinkphase nicht durch einen
Flagel des Rotors verdeckt werden.

2.11.15 Die Blinkfolge der Feuer auf Windkraftanlagen ist zu synchronisieren. Die Takt-
folge ist auf 00.00.00 Sekunde gemaf UTC mit einer zulassigen Null-Punkt-Ver-
schiebung von + 50 Millisekunde zu starten.

2.11.16 Fur die Ein- und Ausschaltvorgange der Nachtkennzeichnung bzw. Umschaltung
auf das Tagesfeuer sind Dammerungsschalter, die bei einer Umfeldhelligkeit von
50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen.

2.11.17 Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein
Ersatzstromnetz umschalten.

2.11.18 Mehrere in einem bestimmten Areal errichtete Windkraftanlagen konnen als Wind-
kraftanlagen-Blocke zusammengefasst werden. Grundsatzlich bedirfen nur die
Anlagen an der Peripherie des Blocks, nicht aber die innerhalb des Blocks befindli-
chen Anlagen einer Kennzeichnung durch Feuer fur die Tages- und Nachtkenn-
zeichnung. Uberragen einzelne Anlagen innerhalb eines Blocks signifikant die sie
umgebenden Hindernisse, so sind diese ebenfalls zu kennzeichnen. Bei einer Ge-
fahr fur die Sicherheit des Luftverkehrs untersagt die zustandige Landesluftfahrt-
behdrde die Peripheriebefeuerung und ordnet die Befeuerung aller Anlagen an.

2.11.19 Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED) kann auf
ein ,redundantes Feuer" mit automatischer Umschaltung verzichtet werden, wenn
die Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punktes mit 5 %
Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. Bei Ausfall des Feuers muss eine ent-
sprechende Meldung an den Betreiber erfolgen.

2.11.20 Stérungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden kénnen, sind der NOTAM-
Zentrale in Langen unter der Rufnummer 06103 707-5555 oder per E-Mail
notam.office@dfs.de unverziglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeich-
nung ist so schnell wie moglich zu beheben. Sobald die Storung behoben ist, ist
die NOTAM-Zentrale unverzuglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung
innerhalb von zwei Wochen nicht mdglich, sind die NOTAM-Zentrale und die zu-
standige Genehmigungsbehorde nach Ablauf der zwei Wochen erneut zu infor-
mieren.

2.11.21 Der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH, Am DFS Campus, 63225 Langen ist der
Ansprechpartner mit Anschrift und Telefonnummer der Stelle anzugeben, die ei-
nen Ausfall der Befeuerung meldet bzw. fir die Instandsetzung zustandig ist.
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2.11.22 Fur den Fall einer Storung der primaren elektrischen Spannungsversorgung muss
ein Ersatzstromversorgungskonzept vorliegen, das eine Versorgungsdauer von
mindestens 16 Stunden gewahrleistet. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der
Betrieb der Feuer bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzu-
stellen. Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung
und Umschalten auf die Ersatzstromversorgung darf zwei Minuten nicht Gber-
schreiten. Diese Vorgabe gilt nicht fur die Infrarotkennzeichnung.

2.11.23 Eine Reduzierung der Nennlichtstarke beim Tagesfeuer und Feuer W, rot ist nur
bei Verwendung der vom Deutschen Wetterdienst (DWD) anerkannten meteorolo-
gischen Sichtweitenmessgeraten moglich. Installation und Betrieb haben nach den
Bestimmungen des Anhangs 4 der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kenn-
zeichnung von Luftfahrthindernissen zu erfolgen.

2.11.24 Die in den Auflagen geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hin-
dernishéhe von mehr als 100 Metern Uber Grund zu aktivieren und mit Notstrom
Zu versorgen.

2.11.25 Sollten Krane zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 Metern tber Grund mit ei-
ner Tageskennzeichnung und an der hochsten Stelle mit einer Nachtkennzeich-
nung (Hindernisfeuer) zu versehen (siehe Auflage 2.11.2).

2.11.26 Da die Windkraftanlage aus Sicherheitsgrinden als Luftfahrthindernis veroéffent-
licht werden muss, sind der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH — Aktenzeichen:
OZ/AF-SH 999-b — sowie dem Landesbetrieb Strallenbau und Verkehr Schleswig-
Holstein (Luftfahrtbehoérde) — Aktenzeichen: 15007 623-167/2021-11491/2024 —

* mindestens sechs Wochen vor Baubeginn das Datum des Baubeginns

» spatestens vier Wochen nach Errichtung

die endgultigen Vermessungsdaten zu Ubermitteln, um die Vergabe der ENR-
Nummer und die endgultige Veroffentlichung in die Wege leiten zu kdnnen.
Diese Meldung der endgultigen Daten umfasst dann die folgenden Details:

* DFS-Bearbeitungsnummer

* Name des Standortes

* Art des Luftfahrthindernisses

» Geographische Standortkoordinaten [Grad, Minute und Sekunde mit Angabe
des Bezugsellipsoids (Bessel, Krassowski oder WGS 84 mit einem GPS-Emp-
fanger gemessen)]

* Hohe der Bauwerksspitze [Meter Uber Grund]
* Hohe der Bauwerksspitze [Meter tiber Normal-Null, Hohensystem: DHHN 92]
» Art der Kennzeichnung [Beschreibung]

Meldungen an die DFS Deutsche Flugsicherung GmbH sind per E-Mail an
flf@dfs.de zu richten.
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2.11.27 Vor Inbetriebnahme der bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) ist die

geplante Installation dem Landesbetrieb Strallenbau und Verkehr Schleswig-Hol-
stein (Luftfahrtbehdrde) anzuzeigen. Hierbei sind gemal Anhang 6 Nummer 3 der
AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen folgende Unterlagen vorzule-
gen:

* Nachweis der Baumusterprifung gemafy Anhang 6 Nummer 2 der AVV zur
Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen durch eine vom Bundesministerium
fur Verkehr und digitale Infrastruktur benannte Stelle

* Nachweis des Herstellers und/oder Anlagenbetreibers Uber die standortbezo-
gene Erfullung der Anforderungen auf Basis der Prufkriterien nach Anhang 6
Nummer 2 der AVV

2.11.28 Nach Anhang 6 Nummer 1 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen

212

IV

1.1

1.2

1.3

1.4

ist die Nachtkennzeichnung mit einer dauerhaft aktivierten Infrarotkennzeichnung
gemal Artikel 1 Teil 2 Nummer 3.6 der AVV zu kombinieren.

Versorgungseinrichtungen (Strom)

Am Westerweg (westlich der Anlagen) liegen Mittelspannungskabel der Schles-
wig-Holstein Netz GmbH. Diese durfen nicht Gberbaut werden. Fur die weitere Pla-
nung und den Bau ist daher eine aktuelle Leitungsauskunft iber das Online-Plan-
auskunftsportal unter Leitungsauskunft fir Plan- und Tiefbau (www.sh-netz.com)
einzuholen.

Hinweise

Allgemeines

Dieser Bescheid ergeht unbeschadet der behdrdlichen Entscheidungen, die nach
§ 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden.

Die Sicherheitsleistung kann erbracht werden in den von § 232 des Burgerlichen
Gesetzbuches vorgesehenen Formen sowie durch andere Sicherungsmittel, die
geeignet sind, den angestrebten Sicherungszweck zu erfillen.
Sicherungsleistungen sind beispielsweise:

» selbstschuldnerische Bankbulrgschaft unter Verzicht auf die Einrede der Vo-
rausklage

+ Sparbuch oder Kontoverpfandung
» pfandungs- und insolvenzsichere Hinterlegung von Geld

Die Genehmigung erlischt, wenn die Anlage wahrend eines Zeitraumes von mehr
als drei Jahren nicht mehr betrieben worden ist.

Die Inbetriebnahme der WKA erfolgt, sobald diese erstmalig elektrische Energie in
ein Stromnetz abfuhrt.
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1.5

2.1

2.2

2.3

3.1

Ein Wechsel des Anlagenbetreibers sowie ggf. eine Anderung an der Rechtsform
des Betreibers sind gegenuber dem Landesamt fur Umwelt schriftlich, mit dem in
der Anlage beigefluigtem Formular (Betreiberwechsel), mitzuteilen.

Immissionsschutz

Die Windkraftanlage (WKA) wird beurteilt nach der Technischen Anleitung zum
Schutz gegen Larm —TA Larm (GMBI. 1998 Nr. 26 vom 26. August 1998). Die der
WKA am nachsten gelegenen Gebaude mit schutzbedurftigen Wohnraumen lie-
gen grofdtenteils im Aul3enbereich. Vereinzelte Immissionsorte in der Gemeinde
Galmsbull werden nach den jeweiligen Flachennutzungsplanen als allgemeine
Wohngebiete eingestuft. Die TA Larm nennt flr beide Wohnraumarten die unten
aufgefuhrten Immissionsrichtwerte, die bei der Beurteilung der hier genehmigten
WKA berucksichtigt wurden.

Allgemeines Wohngebiet
tags 55 dB(A) 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr

und
nachts 40 dB(A) 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr

Mischgebiet
tags 60 dB(A) 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr
und
nachts 45 dB(A) 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr

Eine WKA wirkt in Anlehnung der Ziffer 3.2.1 Absatz 2 der TA Larm relevant ein,
wenn der Schallimmissionspegel groRer ist als der Immissionsrichtwert (IRW) mi-
nus 12 dB(A).

Bei Uberschreitung des Schallleistungspegels (Lwa) sind larmmindernde Mafnah-
men vorzunehmen. Dazu zahlt auch die Einschrankung des Nachtbetriebes oder
eine weitere Einschrankung der Leistung oder Drehzahl.

Baurecht

Die Baulberwachung — einschliel3lich der Abnahme — ist nach der Baugebuhren-
verordnung (BauGebVO) in Verbindung der Anlage 1 zur Baugebuhrenverordnung
gebuhrenpflichtig.
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3.2

3.3

3.4

3.5

3.6

Voraussetzungen fur den Baubeginn

Mit der Bauausflihrung oder mit der Ausfiihrung des jeweiligen Bauabschnittes
darf erst begonnen werden, wenn

« die prufpflichtigen bautechnischen Nachweise — auch in den Fallen nach § 66
Absatz 3 Nummer 2 Landesbauordnung SH (LBO) — spatestens zehn Werk-
tage vor Baubeginn gepruft bei der Unteren Bauaufsichtsbehdrde vorliegen
(§ 72 Absatz 6 LBO),

» die nicht prufpflichtigen bautechnischen Nachweise bei Baubeginn der Bauher-
rin oder dem Bauherrn vorliegen (§ 72 Absatz 6 LBO),

+ die Baubeginnanzeige mindestens eine Woche vor Baubeginn bei der Unteren
Bauaufsichtsbehorde des Kreises Nordfriesland unter Verwendung des anlie-
genden Vordrucks vorgelegt worden ist (§ 72 Absatz 6 LBO).

Bauleiterin oder Bauleiter

Vor Baubeginn sind der Unteren Bauaufsichtsbehorde des Kreises Nordfriesland
unter Verwendung des anliegenden Vordrucks Name und Anschrift der Bauleiterin
oder des Bauleiters schriftlich mitzuteilen. Bei einem Wechsel dieser Person wah-
rend der Bauausflihrung hat die Mitteilung hiertber unverziglich zu erfolgen (§ 53
Absatz 1 LBO).

Bauuberwachung

Die Bauherrin oder der Bauherr hat den Personen, die nach § 66 Absatz 2 Satz 1
LBO die bautechnischen Nachweise aufgestellt haben, den Baubeginn anzuzei-
gen und die Baulberwachung rechtzeitig zu veranlassen (§ 53 Absatz 1 LBO).

Im Ubrigen wird auf die zwingenden Regelungen zur Bautiberwachung nach § 81
LBO hingewiesen.

Aufnahme der Nutzung

Die Bauherrin oder der Bauherr hat der Unteren Bauaufsichtsbehdrde des Kreises
Nordfriesland unter Verwendung des anliegenden Vordrucks die beabsichtigte
Aufnahme der Nutzung mindestens zwei Wochen vorher anzuzeigen. Mit der An-
zeige sind die Bescheinigungen/Bestatigungen nach § 82 Absatz 2 Satz 2 LBO
vorzulegen.

Eine bauliche Anlage darf erst genutzt werden, wenn unter anderem sie selbst und
die Zufahrtswege, in dem erforderlichen Umfang sicher benutzbar sind (§ 82 Ab-
satz 2 Satz 3 LBO).

Allgemeines

Bei der Ausflhrung des Vorhabens ist zu beachten, dass

+ die Genehmigung und die genehmigten Bauvorlagen nicht getrennt werden
und standig auf der Baustelle bereit zu halten sind,
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4.1

4.2

5.1

« fur nicht geregelte Bauprodukte die nach § 17 Absatz 3 LBO geforderten Ver-
wendbarkeitsnachweise auf der Baustelle bereit zu halten sind und diese Bau-
produkte die nach § 22 LBO geforderte Bestatigung der Ubereinstimmung ha-
ben,

* Abweichungen von den genehmigten Bauvorlagen vor Beginn der Arbeiten be-
antragt und genehmigt sein missen.

Naturschutz

Durch die Einrichtung eines 2-jahrigen nachgelagerten Hohenmonitorings, erganzt
durch ein bodengebundenes Monitoring, kann der Abschaltalgorithmus tUberpraft
werden. Das Monitoring ist nach den jeweils aktuellen Voraussetzungen gemaf
BMU-Forschungsprojekt (RENEBAT) bzw. den jeweils aktuellen Vorgaben nach
ProBat durchzufiuihren. Nach Vorliegen der vollstandigen Daten aus zwei Erfas-
sungsjahren ist eine Gefahrdungseinschatzung maoglich, die eine Beurteilung der
notwendigen Abschaltvorgaben zuldsst. Im Rahmen eines Anderungsverfahrens
auf der Grundlage des immissionsschutzrechtlichen Antrages kann unter Beteili-
gung der ONB Uber einen spezifisch angepassten Abschaltalgorithmus oder Uber
die Aufhebung des bisherigen Algorithmus entschieden werden. Einzelheiten zur
Durchfuhrung des Monitorings sind rechtzeitig mit der ONB abzustimmen.

Fir ErschlieBungsmalinahmen aullerhalb der beantragten Anlagenstandorte sind
gesonderte Antrage bei der Unteren Naturschutzbehdorde bzw. Unteren Wasserbe-
hoérde des Kreises Nordfriesland zu stellen.

Gewasserschutz

Im Bereich der Baumalinahme befinden sich folgend aufgeflhrte Verbands- und
Hauptverbandsanlagen:

Anlagenname/-nummer Verbandsname Unterhaltungspflichtiger
Marienkoogdeich / 1007 Deich- und Hauptsielverband |Hauptverband fir Deichan-
Sidwesthérn-Bongsiel lage, Strallenbaulasttrager

fur Verkehrsweg

Hauptsielzug Nord / 12-051 |Deich- und Hauptsielverband |Hauptverband
Siudwesthorn-Bongsiel

Mittelgraben Nord / 012 Sielverband Marienkoog Wasser- und Bodenverband
Nordlicher Westerdeich- Sielverband Marienkoog Wasser- und Bodenverband
Graben / 011

Marienkoog / 4000 LKN SH Betriebssitz Husum  [Land Schleswig-Holstein
Landesschutzdeich (LKN)

(1. Deichlinie)

Lage ersichtlich unter https://danord.gdi-sh.de/viewer/resources/apps/\Wasser-
land AWGV/index.html?lang=de#/
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5.2

5.3

54

7.1

Soweit im Rahmen der BaumaRnahmen bestehende Uberfahrten genutzt werden,
sind diese vom Antragsteller auf ausreichende Breite und Tragfahigkeit eigenver-
antwortlich zu prufen. Die Verbande Ubernehmen keine Haftung fur die Stabilitat
der Durchlasse, deren bauliche Unterhaltung obliegt dem jeweiligen Wegebaulast-
trager.

Sollten bei der Verlegung moglicher Kabeltrassen Verbands- oder Hauptverbands-
anlagen gekreuzt oder Leitungen parallel zur den Gewassern verlegt werden, sind
daftr noch Planunterlagen vorzulegen und entsprechende Vereinbarungen mit
dem Verband bzw. Hauptverband zu treffen. Die Verlegebedingungen des Deich-
und Hauptsielverbandes Studwesthorn-Bongsiel (DHSV SWBS) sind zu beachten.

Es darf nur unbelastetes Wasser direkt oder indirekt in die Verbands- oder Haupt-
verbandsgewasser eingetragen werden. Die grundsatzlich zu beachtenden Sat-
zungen sowie weiterfiUhrende Informationen und Hinweise finden sich im Internet
unter www.deichbauamt.de.

Denkmalschutz

Es wird ausdrucklich auf § 15 Denkmalschutzgesetz (DSchG) hingewiesen. Wer
Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzuglich unmittelbar oder Uber
die Gemeinde der Oberen Denkmalschutzbehdérde (Archaologisches Landesamt
Schleswig-Holstein, Brockdorff-Rantzau-Str. 70, 24837 Schleswig) mitzuteilen. Die
Verpflichtung besteht ferner flir die Eigentiimerin oder den Eigentiimer und die Be-
sitzerin oder den Besitzer des Grundstlicks oder des Gewassers, auf oder in dem
der Fundort liegt, und fur die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entde-
ckung oder zu dem Fund gefuhrt haben. Die Mitteilung einer oder eines Verpflich-
teten befreit die Ubrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal
und die Fundstatte in unveranderten Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebli-
che Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflich-
tung erlischt spatestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.

Archaologische Kulturdenkmaler sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche
Zeugnisse wie Veranderungen und Verfarbungen in der nattrlichen Bodenbe-
schaffenheit.

Arbeitsschutz

Die Staatliche Arbeitsschutzbehdrde bei der Unfallkasse Nord hat in diesem Ge-
nehmigungsverfahren die vorgelegten Antragsunterlagen nicht auf Konformitat mit
den staatlichen Arbeitsschutzvorschriften gepruft. Die Einhaltung und Umsetzung
der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften liegt in der Eigenverantwortung der Be-
treiberin bzw. des Betreibers bzw. der Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers. Die
einschlagigen staatlichen Arbeitsschutzvorschriften sind unabhangig vom Geneh-
migungsbescheid zu beachten und einzuhalten.
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7.2

7.3

7.4

7.5

7.6

8.1

8.2

8.3

8.4

Die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber hat gemal § 1 Arbeitssicherheitsgesetz fur
eine sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Betreuung des eigenen Betrie-
bes zu sorgen.

Die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber hat eine Gefahrdungsbeurteilung gemaf
§ 5 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) durchzufihren und das Ergebnis gemal § 6
ArbSchG zu dokumentieren. Dabei hat die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber ne-
ben den Anforderungen des Arbeitsschutzgesetzes insbesondere die Regelungen
der Arbeitsstattenverordnung (ArbStattV), der Betriebssicherheitsverordnung (Be-
trSichV) und der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) zu beachten.

Die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber hat die eigenen Beschaftigten gemal} § 12
ArbSchG uber Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit ausreichend und
angemessen zu unterweisen. Es sollte ein Unterweisungsnachweis gefuhrt wer-
den.

Die vorgenannten Hinweise gelten fur jeden Arbeitgeber und jede Arbeitgeberin,
der bzw. die Beschaftige mit Tatigkeiten im Rahmen der Errichtung, des Betriebes
und des Rickbaus beauftragt.

Fur die Errichtung und den Ruckbau sind die Vorgaben der Baustellenverordnung
(BaustellV) zu berucksichtigen. Auf die Vorankiundigung gemal § 2 Absatz 2
BaustellV, den Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan gemaf § 2 Absatz 3
BaustellV, den Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator bzw. die Sicher-
heits- und Gesundheitsschutzkoordinatorin gemaR § 3 Absatz 1 BaustellV sowie
die Unterlage flr spatere Arbeiten gemal} § 3 Absatz 2 Nummer 2 BaustellV wird
hingewiesen. Die zustandige Behdrde ist die Staatliche Arbeitsschutzbehorde bei
der Unfallkasse Nord — Standort Libeck.

Luftverkehr

Die Krane fir die Errichtung der Anlage brauchen nicht erneut bei der Luftfahrtbe-
hérde angezeigt zu werden. Die Zustimmung nach § 14 Luftverkehrsgesetz
(LuftVG) gilt als erteilt. Auf die Anforderungen beziglich der Kennzeichnung (Auf-
lagen 2.11.2 und 2.11.25) wird nochmals hingewiesen.

Bei Nichteinhaltung der unter 2.11 genannten Auflagen behalt sich die Luftfahrtbe-
horde eine Prufung gemald § 315 Strafgesetzbuch (StGB) auf gefahrlichen Eingriff
in den Luftverkehr vor.

Die Veranderung der Leuchtstarke und -richtung der Kennzeichnung stellt einen
gefahrlichen Eingriff in den Luftverkehr dar und kann gemaR § 315 StGB mit einer
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft werden.

Sollten eine Installation und ein Probebetrieb der BNK erforderlich sein, um der
genannten Nachweisfihrung nachzukommen, so bestehen aus Sicht der Luftfahrt-
behorde keine Bedenken gegen dieses Vorgehen. Entscheidend ist, dass die In-
betriebnahme der BNK erst nach Vorlage der unter Auflage 2.11.27 genannten
Unterlagen erfolgt.
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8.5

9.1

9.2

9.3

9.4

10.

10.1

10.2

Es wird erwartet, dass beim Standortnachweis nachgewiesen wird, dass am Hub-
schrauberlandeplatz Niebull bis zum Boden detektiert wird, sodass dort startende
Helikopter sofort zu einer Aktivierung der BNK fuhren.

Eine Anlagenanderung im Sinne des § 16b Absatz 7 Satz 3 BImSchG bedarf der
erneuten Zustimmung nach § 14 Absatz 1 LuftVG und § 18a Absatz 1 LuftvVG.

StraBRenverkehr

Eventuell erforderlich werdende dauerhafte Verbreiterungen der Einmindungen
von Gemeindestrallen/-wegen in Strallen des Uberortlichen Verkehrs (Bundes-,
Landes-, KreisstralRen) konnen nur im Einvernehmen mit dem Landesbetrieb Stra-
Renbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg, erfolgen.

Gegebenenfalls sind dem Landesbetrieb StralRenbau und Verkehr Schleswig-Hol-
stein, Standort Flensburg, rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten und in vorheriger
Absprache mit dem zustandigen Leiter der Strallenmeisterei Leck durch die be-
troffene Gemeinde pruffahige Planunterlagen zur Genehmigung und zum Ab-
schluss einer Vereinbarung vorzulegen.

Die Erlaubnis von temporaren Umbaumalinahmen an Bundes-, Landes- und
KreisstralRen zur Realisierung von Grol3raum- und Schwertransporten (GST) wird
Bestandteil der stralRenverkehrlichen Erlaubnis nach § 29 Absatz 3 StVO (GST-
Erlaubnis). Notwendige Bedingungen und Auflagen sind in diese GST-Erlaubnis
zu ubernehmen.

Zur Koordination der erforderlichen MaRnahmen sind die Fahrtrouten (Strecken-
protokoll) und die geplanten MaRnahmen mit dem Landesbetrieb Strallenbau und
Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg, rechtzeitig vor Beginn der Arbei-
ten und Transporte abzustimmen.

Es muss sichergestellt werden, dass von den Rotoren der Windkraftanlage bei
entsprechender Witterung weder Feuchtigkeit noch Eissticke auf die 6ffentlichen
Verkehrsflachen gelangen.

Weiterhin sind die Oberflachen der Anlage so auszugestalten, dass keine Reflekti-
onen entstehen, durch die Verkehrsteilnehmer geblendet werden kdnnen.

Kistenschutz

Das Vorhaben befindet sich in einem Gebiet, das grundsatzlich durch Sturmfluten
gefahrdet ist. Eine absolute Sicherheit ist auch hinter Landesschutzdeichen und
anderen Kustenschutzanlagen nicht gegeben.

Bei der Umsetzung von Vorhaben in gefahrdeten Bereichen bestehen gegenuiber
dem Land Schleswig-Holstein keine Anspriiche auf Finanzierung oder Ubernahme
notwendiger SchutzmalRnahmen.
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11. Telekommunikation

Es besteht keine Verpflichtung seitens der Telekom Deutschland GmbH Wind-
kraftanlagen an das o6ffentliche Telekommunikationsnetz der Telekom anzuschlie-
Ren. Gegebenenfalls ist dennoch die Anbindung an das Netz der Telekom auf frei-
williger Basis und unter der Voraussetzung der Kostenerstattung durch den Vorha-
bentrager moglich. Hierzu ist jedoch eine rechtzeitige und einvernehmliche Ab-
stimmung des Vorhabentragers mit der Deutschen Telekom Technik GmbH erfor-
derlich.

12. Geologie

Hinweise und Informationen zu den Baugrundverhaltnissen am Standort sind auf
dem NIBIS-Kartenserver _(https://nibis.lbeg.de/cardomap3/) zu finden. Die Hin-
weise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhaltnissen ersetzen keine geotechni-
sche Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen
Bericht. Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstel-
lung des geotechnischen Berichts sollten gemaf der DIN EN 1997-1 und -2 in
Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gultigen Fassungen erfolgen.

\'} Entscheidungsgrundlagen / Antragsunterlagen

Nachfolgend aufgefiihrte Unterlagen sind Bestandteil des Genehmigungsbeschei-

des:

Ordner 1:

Nr. Benennung
Deckblatt
Inhaltsverzeichnis

1. Antrag

1.1 Antrag fir eine Genehmigung oder eine Anzeige nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG) — Formular 1.1

1.2 Allgemeine Kurzbeschreibung (Projektbeschreibung)

1.3.1 Vollmacht

1.3.2 Kostentubernahmeerklarung

1.3.3 Angaben zu den beantragten Standortkoordinaten

1.3.4 Auszug aus dem Handelsregister

1.3.5 Anlagenzuordnung Neubau/Riickbau

2. Lageplane

21 Ubersichtsplan M 1 : 25.000 (Auszug aus der topografischen Karte)
2.2 Grundkarte M 1 : 5.000

2.3 Auszug aus dem Liegenschaftskataster — Liegenschaftskarte

2.4.1 Lageplan M 1 : 2.000

242 Detailplane / Lagevermafliung der WEA M 1 : 1.000 (M1-M4) / 1 : 3.500 (M5)

25 Bauzeichnungen
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Nr. Benennung

2.5.1 Ubersichtszeichnung Nordex Delta4000 N133-4.8 TS110

2.5.2 Allgemeine Dokumentation — Abmessungen Maschinenhaus und Rotorblatter

2.7.1 Aussage zur Bauleitplanung der Gemeinde Galmsbdll

2.7.2 Flachennutzungsplan der Gemeinde Galmsbull

2.8 Angaben zur Transport, Zuwegung und Kranstellflachen

2.8.1 Allgemeine Dokumentation — Transport, Zuwegung und Krananforderungen

2.8.2 Erklarung zur Bodenverdichtung am Standort

28.3 Beispielhafter Aufbau der Zuwegung

284 Lageplan — Abstande zu schutzwiirdigen Nutzungen (Einwirkbereich im 1.500
Meter-Radius) M 1: 5.000

3. Anlage und Betrieb

3.1 Allgemeine Dokumentation — Technische Beschreibung Delta4000 N133-4.8

3.2 Angaben zu verwendeten und anfallenden Energien

3.5 Angaben zu gehandhabten Stoffen inklusive Abwasser und Abfall und deren
Stoffstromen — Formular 3.5

3.5.1 Sicherheitsdatenblatter der gehandhabten Stoffe

3.5.1.1 |NALCO VARIDOS FSK

3.5.1.2 |Antifrogen N

3.5.1.3 [Kluberplex BEM 41-132

3.5.1.4 |Shell Tellus S4 VX 32

3.5.1.5 |FUCHS RENOLIN UNISYN CLP 320

3.5.1.6 |Shell Omala S5 Wind 320

3.5.1.7 |MOBIL SHC GEAR 320 WT

3.5.1.8 |Optigear Synthetic CT 320

3.5.1.9 |MOBIL SHC GREASE 460 WT

3.5.1.10 [Kluberplex BEM 41-141

3.5.1.11 |Klibergrease WT

3.5.1.12 MIDEL 7131 SDS

3.5.1.13 [MOBIL SHC 629

3.5.1.14 (Shell Omala S4 GXV 150

3.5.1.15 |[FUCHS GLEITMO 585 K

3.5.1.16 |[FUCHS GLEITMO 585 K PLUS

3.5.1.17 |[FUCHS CEPLATTYN BL WHITE

3.5.1.18 [FUCHS URETHYN XHD 2

3.9 Herstell- und Rohbaukosten Nordex N133/4800 TS110 DIBt S

Ordner 2

Nr. Benennung

4. Emissionen und Immissionen im Einwirkbereich der Anlage

4.5 Betriebszustand und Schallemissionen — Formular 4.5

4.8 Vorgesehene Malnahmen zur Uberwachung aller Emissionen
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Nr.

Benennung

4.8.1

Allgemeine Dokumentation — Umwelteinwirkungen einer Windenergieanlage

4.8.2

Allgemeine Dokumentation — Schattenwurfmodul

4.8.3

Allgemeine Dokumentation — Sichtweitenmessung

48.4

Allgemeine Dokumentation — Option Serrations an Nordex-Blattern

4.10

Angaben zu Schall und Schattenwurf

4.10.11

Schallimmissionsprognose — Geplante Repowering-Vorhaben in der Gemeinde
Galmsbull, 01.09.2023, DSB Dérries Schalltechnische Beratung GmbH, Projekt-
nummer: 2023-31

4.101.2

Geplante Repowering-Vorhaben in der Gemeinde Galmsbuill: Neufassungen der
Schallimmissionsprognose 2023-31 vom 01.09.2023 und der Schattenwurfprog-
nose 2023-31 vom 01.09.2023, Stellungnahme zur Prifung der Genehmigungs-
unterlagen durch das LfU, 03.11.2023, DSB Dérries Schalltechnische Beratung
GmbH

4.10.21

Rotornenndrehzahlen Nordex N133/4.8

4.10.2.2

Octave sound power levels / Oktav-Schallleistungspegel Nordex N133/4.8

4.10.3

Schattenwurfprognose — Geplante Repowering-Vorhaben in der Gemeinde
Galmsbull, 01.09.2023, DSB Dérries Schalltechnische Beratung GmbH, Projekt-
nummer: 2023-31

4.10.4

Gutachtliche Stellungnahme zur Standorteignung von Windenergieanlagen im
Windpark Galmsbiill, 30.08.2023, TUV NORD EnSys GmbH & Co. KG, Refe-
renz-Nummer: 2023-WND-106-CXCVII-R2

4.10.5

Erklarung der Betriebszustande

4.10.6

Schreiben Nordex Energy SE & Co. KG vom 10.02.2021 — Herstellererklarung
zu den Schallemissionen von Nordex Windkraftanlagen bei EisMan-Abschaltung
und EisMan-Reduzierung

Messung von Emissionen und Immissionen sowie Emissionsminderung

— Entfallt —

Anlagensicherheit

Angaben zum Blitzschutz und zur elektromagnetischen Vertraglichkeit (EMV),
zur Erdungsanlage, zu Eiserkennung, Eisabfall und Eiswurf

6.4.1

Allgemeine Dokumentation — Blitzschutz und elektromagnetische Vertraglichkeit
(EMV)

6.4.2

Allgemeine Dokumentation — Erdungsanlage der Windenergieanlage

6.4.3

Allgemeine Dokumentation — Eiserkennung an Nordex Windenergieanlagen

6.4.4

Zusammenfassung des Gutachtens zur Bewertung der Funktionalitat eines
Eiserkennungssystems zur Verhinderung von Eisabwurf an Nordex
Windenergieanlagen, 09.07.2021, TUV NORD EnSys GmbH & Co. KG, Bericht
Nr. 8118 365 241 D Rev.1

Arbeitsschutz

71

Vorgesehene MalRnahmen zum Arbeitsschutz

7.1.1

Allgemeine Dokumentation — Arbeitsschutz und Sicherheit in Nordex-Windener-
gieanlagen

712

Allgemeine Dokumentation — Technische Beschreibung Befahranlage

713

QBO04-Sicherheitsanweisung Flucht- und Rettungsplan Delta4000 — Stahlrohr-
turm
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Nr. Benennung

71.4 Sicherheitsanweisung Verhaltensregeln an, in und auf Windenergieanlagen Pro-
duktreihe Delta4000

715 Rettungskonzept leitergefiihrte Befahranlage

7.1.6 Rettungskonzept zur Rettung von Personen und zum Verlassen der WEA im
Notfall

71.7 Arbeitsschutz- und Notfallkonzept

7.1.8 Baustellenordnung

7.1.9 Notfallplan

8. Betriebseinstellung

8.1 Vorgesehene Malinahmen fiir den Fall der Betriebseinstellung

8.1.1 Allgemeine Dokumentation — Mal3nahmen bei der Betriebseinstellung

8.1.2 Allgemeine Dokumentation — Rickbauaufwand flr Windenergieanlagen

8.2 Ruckbauverpflichtungserklarung nach § 35 Absatz 5 BauGB

9. Abfalle

9.1 Vorgesehene MalRnahmen zur Verwertung oder Beseitigung von Abfallen — For-
mular 9.1

9.6 Angaben zur Abfallbeseitigung

9.6.1 Allgemeine Dokumentation — Abfallbeseitigung

9.6.2 Allgemeine Dokumentation — Abfélle beim Betrieb der Anlage

10. Abwasser
— Entfallt —

1. Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen

11.1 Beschreibung wassergefahrdender Stoffe/Gemische, mit denen umgegangen
wird — Formular 11.1

11.8 Angaben zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen

11.8.1 |Allgemeine Dokumentation — Einsatz von Flissigkeiten und MaRnahmen gegen
unfallbedingten Austritt

11.8.2 |Allgemeine Dokumentation — Getriebedlwechsel an Nordex-Windenergieanlagen

Ordner 3

Nr. Benennung

12. Bauvorlagen und Unterlagen zum Brandschutz

121 Bauantrag — Formular 12.1

12.2 Baubeschreibung — Formular 12.2

12.3a Baubeschreibung fiir gewerbliche Bauvorhaben — Formular 12.3a

12.4 Bauvorlageberechtigung

12.5 Nachweis des Brandschutzes

12.5.1  |Allgemeine Dokumentation — Grundlagen zum Brandschutz

12.5.2 |Allgemeine Dokumentation — Brandschutzkonzept

12.6 Prifbescheid fir eine Typenprifung, 03.11.2021, TUV SUD Industrie Service
GmbH, Prifnummer: 3202249-16-d Rev. 3 - Turm und Fundamente TS110

12.7 Angaben zur Griindung
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Nr. Benennung

12.71 Geotechnischer Bericht, Erweiterung Windpark Galmsbdill Il Teilabschnitt Mari-
enkoog West Errichtung von finf WEA vom Typ Nordex N133/4.8 TS110, Bau-
grundbeurteilung und Grindungsberatung, 26.05.2023, Ingenieurgemeinschaft
fir Geotechnik, Az.: 80754-104

12.8 Angaben Uber die gesicherte Erschlieung

12.8.1  |Flurstucksliste Anlagenstandorte mit Eigentumern

12.8.2  |Flursticksliste Vereinigungsbaulasten

12.8.3  |Flurstucksliste Abstandsflachen

12.8.4  |Flurstlcksliste Zuwegungen und Kranstellflachen mit Eigentimern

12.8.5 |Schreiben Amt Bokingharde, 27.02.2007, Einziehung &ffentlicher Wege in der
Gemeinde Galmsbdll

12.9.1.1 |Abstandsflachenberechnung — N133-4.8 NH110

12.9.1.2 |Grundbuchausziige der betroffenen Flurstlicke

12.9.2 |Gutachtliche Stellungnahme zur Risikobeurteilung Eiswurfabwurf/Eisfall am
Windenergieanlagen-Standort Galmsbuill, 10.10.2023, TUV NORD EnSys GmbH
& Co. KG, Referenz-Nummer: 2023-WND-RB-216-R0-V1

13. Natur, Landschaft und Bodenschutz

13.5.1.1 |Landschaftspflegerischer Begleitplan, Repowering im WP Marienkoog in der Ge-
meinde Galmsblill, Kreis Nordfriesland, Teilgebiet West, 31.01.2024, GFN Ge-
sellschaft fur Freilanddkologie und Naturschutzplanung mbH, Projekt-Nr. 22-121

13.5.1.2 |Gestattungsvertrag zwischen der Flachenausgleich Lanne GmbH und der Bur-
gerwindpark Galmsbll GmbH & Co. KG (Okokonto), 07.12.2023/23.12.2023

13.5.1.3 |Bescheid des Kreises Nordfriesland, Untere Naturschutzbehérde, vom
08.10.2024, Anerkennung eines Artenschutzzuschlags

13.5.1.4 |Vereinbarung zwischen der Naturprodukte Medelby GmbH und der Blrgerwind-
park Galmsbill GmbH & Co. KG zur Ubertragung von Okopunkten, 18.09.2024

13.5.2 |Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag gemanr § 44 BNatSchG, Galmsbull Rep. Il —
Marienkoog West, Vorranggebiet PR1_NFL_039, Kreis Nordfriesland,
07.12.2023, BioConsult SH GmbH & Co. KG

13.5.3 |Ornithologisches Fachgutachten, Galmsbdill Rep. Il — Marienkoog, Vorranggebiet
PR1_NFL_039, Kreis Nordfriesland, 07.12.2023, BioConsult SH GmbH & Co.
KG

13.5.4 |Ergebnisbericht Nestkartierung 2022, Windenergievorhaben Galmsbuill,
17.08.2022, BioConsult SH GmbH & Co. KG

13.5.5 |Allgemeine Dokumentation — Fledermausmodul

13.5.6  |FFH-Vertraglichkeitsprifung (FFH-VP) fir das Gebiet DE 0916-491 ,Ramsar-
Gebiet Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer und angrenzende Kiistengebiete®,
Mai 2019, BioConsult SH GmbH & Co. KG

14. Umweltvertraglichkeitspriufung (UVP)

14.1 Klarung des UVP-Erfordernisses — Formular 14.1

14.3 Angaben zur Ermittlung und Beurteilung der UVP-Pflicht fir Anlagen nach dem
BImSchG — Formular 14.3

14.3a UVP-Pflicht oder Einzelfallprifung — Formular 14.3a
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Nr. Benennung

14.4 UVP-Bericht fir die Errichtung von 9 Windenergieanlagen im Marienkoog in der
Gemeinde Galmsbdll, 07.02.2024, GFN Gesellschaft fir Freilanddkologie und
Naturschutzplanung mbH, Projekt-Nr. 22-121

15. Chemikaliensicherheit
— Entfallt —

16. Anlagenspezifische Antragsunterlagen

16.1.1 |Standorte der Anlagen — Formular 16.1.1

16.1.2 |Angaben zu Raumordnung/Zielabweichung/Regionalplanung

16.1.3 |Angaben zu sicherheitstechnischen Einrichtungen und Vorkehrungen

16.1.4  |Angaben zur Standsicherheit

16.1.5 |Angaben zur Anlagenwartung

16.1.5.1 |Wartungsanleitung — Allgemeine Wartungsanleitung Anlageklasse Delta4000

16.1.5.2 |Wartungsbericht Delta4000

16.1.6  |Angaben zu Zuwegung, Kabelverbindung, Kranstellflache

16.1.7  |Angaben zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen

16.1.7.1 |Allgemeine Dokumentation — Kennzeichnung von Nordex Windenergieanlagen

16.1.7.2 |Allgemeine Dokumentation — Kennzeichnung von Nordex Windenergieanlagen
in Deutschland

16.1.7.3 |Allgemeine Dokumentation — Sichtweitenmessung

16.1.7.4 |Lageplan Luftfahrthindernis M 1 : 25.000

16.1.7.5 |Datenblatt Luftfahrtbehdrde

16.1.8 |Abstande / Erschlielung — Formular 16.1.8

16.1.9 |Daten der beantragten Anlage / Daten der Anlagen im Windpark — Formular
16.1.9

16.1.10 |Oktav-Schallleistungspegel — Formular 16.1.10

17. Sonstige Unterlagen

17.1 Ruckbauverpflichtungserklarung fur Altanlagen

17.2 Genehmigungen zu den Altanlagen

17.3 Antrag auf wasserrechtliche Genehmigung gemaf § 23 LWG fir die Erschlie-
Rung des Windparks

17.4 Formular zur Abfrage der Betreiber von Richtfunkstrecken im vorgegebenen
Plangebiet

Weitere Entscheidungsgrundlagen

Zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen gemaf § 20 Absatz 1a
der Neunten Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes (Verordnung Uber das Genehmigungsverfahren — 9. BImSchV) vom 19. Marz

2025.
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B Begrindung

| Sachverhalt / Verfahren

1. Antrag nach § 4 BImSchG

Die Firma Burgerwindpark Galmsbull GmbH & Co. KG, Osterhof, Gotteskoogdeich
32 in 25899 Galmsbull hat mit Datum vom 27. Oktober 2023, eingegangen am

27. November 2023, beim Landesamt fur Umwelt den Antrag auf eine Neugeneh-
migung zur Errichtung und zum Betrieb einer Windkraftanlage (WKA) des Typs
Nordex N133-4.8 mit einer Nabenhdhe von 110 Metern, einem Rotordurchmesser
von 133,2 Metern, einer Gesamthohe von 176,6 Metern und einer installierten
Leistung von 4,8 Megawatt gestellt.

Der vorgesehene Standort der ortsfesten Anlage befindet sich in 25899 Galmsbuill,
Gemarkung Galmsbull, Flur 2, Flursttck 77.

Mit der beantragten Genehmigung sollen folgende Malinahmen realisiert werden:
» Herstellung der Zufahrtswege und Stellflachen auf dem Betriebsgrundstick

* Herstellung des Fundaments (Tiefgrindung mit Pfahlen)

« Errichtung der Windkraftanlage

* Installation eines Systems zur bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK-
System)

* Ruckbau der Altanlagen

2, Genehmigungsverfahren

Die beantragte Errichtung und der Betrieb der Windkraftanlage am oben angege-
benen Standort bedirfen einer Genehmigung nach § 4 BImSchG, da das Vorha-

ben in besonderem Malde geeignet ist, schadliche Umwelteinwirkungen hervorzu-
rufen oder in anderer Weise die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefahr-

den, erheblich zu benachteiligen oder erheblich zu belastigen.

Bei der beantragten Anlage handelt es sich um eine Anlage zur Nutzung von
Windenergie mit einer Gesamthéhe von mehr als 50 Metern.

Aufgrund der Unterschreitung der Mengenschwelle von 20 WKA fallt das Vorha-
ben unter die Nr. 1.6.2 des Anhangs 1 der 4. BImSchV, so dass gemal § 2 Ab-
satz 1 Nummer 2 der 4. BImSchV ein vereinfachtes Genehmigungsverfahren ge-
mal § 19 BImSchG durchzufuhren ware. Da der Vorhabentrager jedoch fur das
Vorhaben die Durchflihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung geman § 7 Ab-
satz 3 des Gesetzes uUber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) beantragt
hat, ist Uber die Zulassigkeit des Vorhabens gemal} § 2 Absatz 1 Nummer 1c der
4. BImSchV in einem férmlichen Genehmigungsverfahren mit Offentlichkeitsbetei-
ligung zu entscheiden.
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2.1

2.2

Gemal § 2 Nummer 3 der Landesverordnung uber die zustandigen Behorden
nach immissionsschutzrechtlichen sowie sonstigen technischen und medientber-
greifenden Vorschriften des Umweltschutzes (ImSchV-ZustVO) ist das LfU die zu-
standige Behorde fur die Durchfuhrung des Genehmigungsverfahrens.

UVP-Pflicht

Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich um die Anderung einer Windfarm im
Sinne des § 2 Absatz 5 UVPG. Aufgrund der Anlagenzahl erfolgte die Einstufung
nach Nr. 1.6.2 der Anlage 1 zum UVPG. Der Antragsteller hat jedoch flir das Vor-
haben die Durchfuhrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung gemaf § 7 Absatz 3
UVPG beantragt. Da das Landesamt fur Umwelt — Regionaldezernat Nord — als
zustandige Behorde das Entfallen der Vorprifung als zweckmallig erachtet hat,
besteht fur dieses Vorhaben die UVP-Pflicht.

Gemal § 1 Absatz 2 der Neunten Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (Verordnung Uber das Genehmigungsverfahren — 9. BIm-
SchV) ist die Umweltvertraglichkeitspriafung als unselbstandiger Teil des Geneh-
migungsverfahrens durchzufihren.

Am 22. November 2022 reichte der Antragsteller einen Vorschlag fir den zu er-
stellenden UVP-Bericht ein. Im Rahmen des Scoping-Verfahrens wurden das Amt
Sidtondern, das Archaologische Landesamt Schleswig-Holstein, die Untere Forst-
behdrde, der Kreis Nordfriesland, der Landesbetrieb fir Kistenschutz, National-
park und Meeresschutz Schleswig-Holstein in Husum und Ténning sowie die aner-
kannten Naturschutzverbande beteiligt. Die vorgetragenen Anregungen wurden
zusammengefasst. Ein Scoping-Termin fand nicht statt.

Mit Datum vom 14. Februar 2023 wurde der Antragsteller Uber den Untersu-
chungsrahmen gemal § 2a der 9. BImSchV unterrichtet.

Der Antragsteller hat daraufhin einen UVP-Bericht (Bericht zu den voraussichtli-
chen Auswirkungen des UVP-pflichtigen Vorhabens auf die in § 1a der 9. BIm-
SchV genannten Schutzguter) als Bestandteil der Antragsunterlagen vorgelegt.

Auf Grundlage der Antragsunterlagen, der behordlichen Stellungnahmen und der
Ergebnisse eigener Ermittlungen wurde eine zusammenfassende Darstellung ge-
maf § 20 Absatz 1a der 9. BImSchV erarbeitet, auf deren Basis die Bewertung
der Umweltauswirkungen durch das geplante Vorhaben gemag § 20 Absatz 1b
der 9. BImSchV erfolgte.

Erfordernis einer Vertraglichkeitsprufung nach § 34 BNatSchG

Nach § 34 Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind Projekte vor ihrer
Zulassung auf ihre Vertraglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura 2000-Ge-
biets zu Uberprufen, wenn sie einzeln oder im Zusammenhang mit anderen Pro-
jekten geeignet sind, das Gebiet erheblich zu beeintrachtigen.
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In der Umgebung des beantragten Vorhabens befinden sich folgende Natura
2000-Gebiete:

+ EU-Vogelschutzgebiet DE 0916-491 ,Ramsar-Gebiet S-H Wattenmeer und an-
grenzende Kustengebiete”

* FFH-Gebiet DE 0916-391 ,NTP S-H Wattenmeer und angrenzende Kistenge-
biete*

+ EU-Vogelschutzgebiet DE 1119-401 ,Gotteskoog-Gebiet"

Fir die Natura 2000-Vertraglichkeit sind nur diejenigen Wirkfaktoren von Bedeu-
tung, die sich auf die Erhaltungsziele des Natura 2000-Gebiets und die flr den
Schutzzweck malRgeblichen Bestandteile auswirken konnen.

Fir das Gebiet DE 0916-491 ,Ramsar-Gebiet S-H Wattenmeer und angrenzende
Kustengebiete® wurde eine FFH-Vertraglichkeitsprufung (FFH-VP) erstellt. Diese
Daten sind inzwischen funf Jahre alt. Da es sich jedoch bei dem beantragten Vor-
haben um ein Repowering-Verfahren am selben Standort handelt, kbnnen die Da-
ten in diesem Fall Ubertragen werden. Die vorgestellte Vorpriufung wurde von der
Unteren Naturschutzbehoérde des Kreises Nordfriesland fir ausreichend erachtet.
Auch der Landesbetrieb fir Kistenschutz, Nationalpark und Meeresschutz, Natio-
nalparkverwaltung, konnte den Ausfuhrungen des Gutachtens folgen.

Die FFH-Vertraglichkeitsvorprifung fir das ,Ramsar-Gebiet S-H Wattenmeer und
angrenzende Kustengebiete” kam zu dem Ergebnis, dass fur alle Erhaltungszielar-
ten erhebliche Beeintrachtigungen durch eine Windenergienutzung auf der Flache
PR1_NFL_039, in der auch die beantragten Anlagen liegen, ausgeschlossen wer-
den kénnen. Dies gilt sowohl fur Vorkommen innerhalb des Schutzgebietes als
auch fur etwaige Funktionsbeziehungen zu essentiellen Teilhabitaten aul3erhalb
des Schutzgebietes innerhalb des 1.200 Meter-Puffers. Nachteilige Auswirkungen
auf die Ubergreifenden und speziellen Erhaltungsziele oder auf die fur den Schutz-
zweck mafigeblichen Bestandteile sind somit nicht zu befurchten. Auch wird die
Wiederherstellung eines gunstigen Erhaltungszustands fur Brutvorkommen nicht
erschwert (siehe auch Umweltvertraglichkeitspriafung unter B 1l 1).

Aufgrund der grof3en Entfernung des Vorhabens zum EU-Vogelschutzgebiet ,,Got-
teskoog-Gebiet* kann das Erhaltungsziel eines ungestorten Lebensraums fir ge-
fahrdete Vogelarten wie der Rohrweihe oder dem Blaukehlchen ausgeschlossen
werden.

Somit bleibt festzustellen, dass eine Prufung auf die Vertraglichkeit des Vorhabens
mit den Erhaltungszielen der jeweiligen Schutzgebiete gemaR § 34 BNatSchG ist
nicht erforderlich ist.

Behordenbeteiligung

Nach Prifung der eingereichten Antragsunterlagen auf Vollstandigkeit wurden ge-
maf § 10 Absatz 5 BImSchG und § 11 der 9. BImSchV von folgenden Behdrden
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und Stellen, deren Aufgabenbereiche durch das Vorhaben bertuhrt werden, Stel-
lungnahmen zum Genehmigungsantrag eingeholt:

Kreis Nordfriesland mit den Fachdiensten:
— Bauaufsicht

— Brandschutz

— Wasserwirtschaft

— Naturschutz

— Denkmalschutz

— Abfall und Bodenschutz

— StralRenverkehr

Amt Sudtondern fur die Gemeinde Galmsbull, Niebull
Archéaologisches Landesamt als Obere Denkmalschutzbehorde, Schleswig
Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Nord, Hamburg

Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr, Bonn

Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr, Kompetenzzentrum Baumanagement Kiel K4, Schutzbereichsbehorde,
Kiel

Bundesnetzagentur, Berlin

Dataport, Digitalfunkauskunft BOS SH, Niederlassung Hamburg, Hamburg
Deich- und Hauptsielverband Sudwesthorn-Bongsiel, Risum-Lindholm
Deutsche Telekom Technik GmbH, Lubeck

Fernstrallen-Bundesamt, Leipzig

Landesamt fur Bergbau, Energie und Geologie, Hannover

Landesamt fur Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung, Untere Forst-
behorde, Flensburg

Landesamt fir Umwelt, Obere Naturschutzbehorde, Flintbek

Landesbetrieb fur Kistenschutz, Nationalpark und Meeresschutz Schleswig-
Holstein, Husum

Landesbetrieb fur Kistenschutz, Nationalpark und Meeresschutz Schleswig-
Holstein, Nationalparkverwaltung, Tonning

Landesbetrieb Strallenbau und Verkehr Schleswig-Holstein
— Luftfahrtbehorde, Kiel

Landesbetrieb Strallenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Niederlassung
Flensburg, Flensburg

Ministerium fur Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport des Landes Schles-
wig-Holstein, Landesplanung, Kiel

Schleswig-Holstein Netz GmbH, Netzcenter Niebdill, Niebdll
Staatliche Arbeitsschutzbehorde bei der Unfallkasse Nord, Standort Libeck
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2.5

e TenneT TSO GmbH, Lehrte

Darlber hinaus wurden folgende Richtfunkbetreiber Giber das Vorhaben informiert:
» Ericsson Services GmbH

» Deutsche Telekom Technik GmbH

* Telefénica Germany GmbH & Co. OHG

* Vodafone GmbH

Die von diesen Behdrden und Stellen eingegangenen Stellungnahmen wurden im

Genehmigungsbescheid unter anderem in Form von Nebenbestimmungen und
Hinweisen bertcksichtigt.

Unterrichtung der Umweltverbande
Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens wurden Kurzbeschreibungen des ge-

planten Vorhabens an die folgenden anerkannten Naturschutzverbande versandt:

* AG-29 Arbeitsgemeinschaft der nach § 29 BNatSchG anerkannten Verbande,
Kiel

* Bund fur Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband
Schleswig-Holstein e. V., Kiel

* Naturschutzbund (NABU) Schleswig-Holstein e. V., Neumunster

Von den Naturschutzverbanden wurden keine Bedenken / Einwendungen gegen
das Vorhaben erhoben.

Bekanntmachung / Auslegung

Nach § 10 Absatz 3 BImSchG hatte das Landesamt fir Umwelt das Vorhaben im
amtlichen Veroffentlichungsblatt und aulerdem auf seiner Internetseite 6ffentlich
bekannt zu machen.

Diese offentliche Bekanntmachung erfolgte am 12. August 2024

+ im Amtsblatt fur Schleswig-Holstein

* im Internet auf der Seite des LfU unter http://www.schleswig-holstein.de/LfU,
auf BOB-SH BImSchG (http://bimschg.bob-sh.de) sowie im zentralen Informati-
onsportal der Lander Gber Umweltvertraglichkeitsprifungen (UVP-Portal) unter
http://www.uvp-verbund.de

Antrag und Antragsunterlagen, aus denen sich die Angaben zur Art, zum Umfang
und zu moglichen Auswirkungen des geplanten Vorhabens ergeben, lagen in der
Zeit vom 19. August 2024 bis einschlie3lich 18. September 2024 zur Einsicht aus.
Die Auslegung wurde unter anderem dadurch bewirkt, dass die Dokumente auf
der Internetseite der Behorde unter http://bimschg.bob-sh.de zuganglich gemacht
wurden.
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2.7

1.1

Daneben konnten der Antrag und die Antragsunterlagen bei folgenden Behorden
eingesehen werden:

* Landesamt fur Umwelt, Regionaldezernat Nord, Bahnhofstrale 38, 24937
Flensburg

* Amt Sidtondern, MarktstraRe 12, 25899 Niebill
Einwendungen

Innerhalb der Einwendungsfrist in der Zeit vom 19. August 2024 bis zum 18. Okto-
ber 2024 sind gegen das Vorhaben keine Einwendungen eingegangen.

Der flr den 27. November 2024 vorgesehene Erorterungstermin fand daher nicht
statt.

Erdrterungstermin

Das Landesamt fur Umwelt hat festgestellt, dass die Voraussetzungen fur den
Wegfall des Erdrterungstermins nach § 16 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der 9. BIm-
SchV vorliegen. Durch 6ffentliche Bekanntmachung am 20. November 2024 im
Amtsblatt Schleswig-Holstein und im Internet wurde die Offentlichkeit informiert,
dass der angekundigte Erorterungstermin nicht stattfindet.

Sachprifung

Umweltvertraglichkeitspriifung

Im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens wurde in
Vorbereitung der Entscheidung nach § 20 der 9. BImSchV von der Genehmi-
gungsbehdrde auf der Grundlage der nach den §§ 4 bis 4e der 9. BImSchV beizu-
bringenden Unterlagen, der behordlichen Stellungnahmen nach § 11 der 9. BIm-
SchV und der Ergebnisse eigener Ermittlungen eine zusammenfassende Darstel-
lung der zu erwartenden Auswirkungen des Repowering-Vorhabens auf die in § 1a
der 9. BImSchV genannten Schutzguter einschlie3lich der Wechselwirkungen er-
arbeitet. Im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung wurden keine Einwendungen
hinsichtlich der Auswirkungen des Repowering-Vorhabens auf die Umwelt vorge-
bracht. Auf die Durchflihrung eines Erorterungstermins wurde daher gemaf § 16
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der 9. BImSchV verzichtet.

Beschreibung des Vorhabens

Die Burgerwindpark Galmsbull GmbH & Co. KG plant die Errichtung und den Be-
trieb von insgesamt neun Windkraftanlagen (WKA) in der Gemeinde Galmsbull.
Der Planungsraum fur das Repowering-Vorhaben wird durch das Vorranggebiet
fur Windkraftnutzung (WVG) PR1_NFL_039 (Regionalplan I-Teilaufstellung-VO,
2020) abgebildet. Das WVG gliedert sich in zwei Teile, PR1_NFL_039-Ost (Chris-
tian-Albrechtskoog), das als Repowering-Gebiet ausgewiesen ist und
PR1_NFL_039-West (Marienkoog). Es wird hier jedoch gemafl dem Planungskon-
zept zum Regionalplan (2020) als ein zusammenhangendes WVG behandelt.
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Das Vorhaben sieht die Errichtung und den Betrieb von neun WKA vom Typ
Nordex N133-4.8 mit einer Gesamthohe von 176,6 Metern unter zeitgleichem
Ruckbau von insgesamt sieben Bestandsanlagen des Typs Siemens SWT 3.6-107
vor. Bezogen auf die beiden Teilbereiche ergeben sich nachfolgende Zuordnun-
gen:

PR1 NFL 039-West (Marienkooq)

Errichtung und Betrieb von funf Windkraftanlagen (M1 bis M5) vom Typ Nordex
N133-4.8, Nabenhohe 110 Meter, Rotordurchmesser 133,2 Meter, Gesamthohe
176,6 Meter, Leistung 4,8 MW und Abbau von sieben Altanlagen (Typ Siemens
SWT 3.6-107 Nabenhohe 80 Meter).

PR1 NFL 039-Ost (Christian-Albrechtskooq)

Errichtung und Betrieb von vier Windkraftanlagen (M6 bis M9) vom Typ Nordex
N133-4.8, Nabenhohe 110 Meter, Rotordurchmesser 133,2 Meter, Gesamthohe
176,6 Meter, Leistung 4,8 MW.

Eine Bestands-WKA des Typs SWT 3.6-120 mit einer Gesamthdhe von 150 Me-
tern bleibt weiterhin in Betrieb.

Das Vorhaben soll auf folgenden Grundstiicken der Gemeinde 25899 Galmsbull

realisiert werden:

M1 (G40/2022/182): Gemarkung Galmsbdll, Flur 1, Flurstiick 76

+ M2 (G40/2022/183): Gemarkung Galmsbull, Flur 2, Flursttck 81

+ M3 (G40/2022/184): Gemarkung Galmsbdll, Flur 2, Flurstiick 67
M4 (G40/2022/185): Gemarkung Galmsbull, Flur 1, Flurstick 55/2

+ M5 (G40/2022/186): Gemarkung Galmsbull, Flur 2, Flurstick 77
M6 (G40/2022/187): Gemarkung Galmsbull, Flur 10, Flurstick 26
M7 (G40/2022/188): Gemarkung Galmsbull, Flur 10, Flurstuck 29/2
M8 (G40/2022/189): Gemarkung Galmsbuill, Flur 10, Flursttick 21
MO (

G40/2022/190): Gemarkung Galmsbdll, Flur 10, Flurstlck 28

Das Vorhaben ist nach § 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) genehmi-
gungsbediirftig. Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich um die Anderung ei-
ner Windfarm im Sinne des § 2 Absatz 5 des Gesetzes Uber die Umweltvertrag-
lichkeitsprufung (UVPG). Aufgrund der Anlagenzahl erfolgte die Einstufung nach
Nummer 1.6.2 der Anlage 1 UVPG. Der Antragsteller hat jedoch fir das Vorhaben
die Durchfuhrung einer Umweltvertraglichkeitsprufung gemaf § 7 Absatz 3 UVPG
beantragt. Da die Genehmigungsbehoérde (Landesamt fur Umwelt — Regionalde-
zernat Nord) das Entfallen der Vorprifung als zweckmafig erachtet hat, besteht
fur dieses Vorhaben die UVP-Pflicht. Uber die Zulassigkeit des Vorhabens ist da-
her gemal} § 2 Absatz 1 Nummer 1c) der 4. BImSchV in einem formlichen Geneh-
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migungsverfahren mit Offentlichkeitsbeteiligung zu entscheiden. Die Umweltver-
traglichkeitsprufung ist gemaf § 1 Absatz 2 der 9. BImSchV kein eigenstandiges
Verfahren, sondern ein unselbstandiger Teil des Genehmigungsverfahrens. Sie
befasst sich nach § 1a der 9. BImSchV mit der Ermittlung, Beschreibung und Be-
wertung der unmittelbaren und mittelbaren erheblichen Auswirkungen des Vorha-
bens auf die Schutzguter

* Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit,
» Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt,

* Flache, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft,

» kulturelles Erbe und sonstige Sachguter sowie

+ die Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgitern.

Der Feststellung der UVP-Pflicht des Vorhabens schliel3t sich die Festlegung des
Untersuchungsrahmens an. Der Vorhabentrager wurde im Rahmen des Scoping-
Verfahrens gemal} § 2a der 9. BImSchV und § 15 UVPG von der Genehmigungs-
behdrde Uber den Untersuchungsrahmen fir die Durchfihrung der Umweltvertrag-
lichkeitsprifung (UVP) unterrichtet. Der Untersuchungsrahmen basiert auf Stel-
lungnahmen von Tragern o6ffentlicher Belange und umfasst Hinweise zum Inhalt,
Umfang und zur Detailtiefe der Angaben im UVP-Bericht.

Auf der Basis dessen erstellt der Vorhabentrager einen UVP-Bericht und reicht
diesen zusammen mit den Ubrigen Planunterlagen ein. Inhalt und Umfang der ge-
forderten Unterlagen richten sich nach § 4e der 9. BImSchV. Nach Feststellung
der Vollstandigkeit der Antragsunterlagen waren gemal’ § 11 der 9. BImSchV die
in ihrem Aufgabenbereich beriihrten Behérden und die Offentlichkeit zu beteiligen.
Die Bekanntmachung des Vorhabens erfolgte am 12. August 2024. Die 6ffentliche
Auslegung der Unterlagen fand vom 19. August 2024 bis einschliel3lich 18. Sep-
tember 2024 statt. Die Einwendungsfrist endete am 18. Oktober 2024. Gegen das
geplante Repowering-Vorhaben sind wahrend der Einwendungsfrist keine Einwen-
dungen erhoben worden. Der Erdérterungstermin wurde daher gemaf § 16 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 der 9. BImSchV nicht durchgefuhrt.

Auf Basis der vorgelegten Unterlagen, der behérdlichen Stellungnahmen und der
Ergebnisse eigener Ermittlungen sind gemal} § 20 Absatz 1a der 9. BImSchV eine
zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen zu erstellen und eine
begrindete Bewertung der Umweltauswirkungen gemaf § 20 Absatz 1b der

9. BImSchV zu erarbeiten. Die Bewertung findet bei der im Anschluss an die Um-
weltvertraglichkeitsprifung erfolgenden Entscheidung Uber die Zulassigkeit des
Vorhabens im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge im Sinne des § 3

Satz 2 UVPG nach MalRgabe der geltenden Gesetze Bertcksichtigung.
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1.2 Zusammenfassende Darstellung gemal} § 20 Absatz 1a der 9. BImSchV
Untersuchungsraum und Datengrundlage

Gemal} § 20 Absatz 1 der 9. BImSchV wird eine zusammenfassende Darstellung
durch die zustandige Behorde erarbeitet. Diese umfasst die moglichen Umwelt-
auswirkungen des Vorhabens, die Merkmale des Vorhabens und des Standorts
sowie die MaRnahmen, mit denen erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen
ausgeschlossen, vermindert oder ausgeglichen werden sollen, einschliel3lich der
ErsatzmalRnahmen bei nicht ausgleichbaren, aber vorrangigen Eingriffen in Natur
und Landschaft. Auf Grundlage des UVP-Berichts gemaf § 4e der 9. BImSchV
und unter Einbeziehung der behdrdlichen Stellungnahmen ist entsprechend § 20
Absatz 1a der 9.BImSchV eine zusammenfassende Darstellung der Umweltaus-
wirkungen erarbeitet worden, wobei die Unterlagen des Vorhabentragers einer kri-
tischen Uberpriifung durch die Genehmigungsbehérde unterzogen wurden.

Die Betrachtung von zulassigkeitsrelevanten Sachverhalten erfolgt auf der Basis
der entsprechenden Fachgesetze in den jeweiligen Kapiteln des Genehmigungs-
bescheides.

Die nachfolgend skizzierten Untersuchungs- und Bewertungsmethoden sowie die
Ergebnisse des UVP-Berichts sind fur die Genehmigungsbehorde nachvollziehbar
und sachgerecht. Eine ausfuhrliche Beschreibung des methodischen Vorgehens in
der UVP erfolgt in Kapitel 4 des UVP-Berichts. Welche Umweltauswirkungen ein
Vorhaben hat, ist durch Vergleich des Ist-Zustands (Beschreibung der Umwelt und
ihrer Bestandteile im Einwirkungsbereich des Vorhabens) mit dem zu prognostizie-
renden Plan-Zustand zu ermitteln. Vor diesem Hintergrund werden fur die Zwecke
der zusammenfassenden Darstellung der Umweltauswirkungen nachfolgend
schutzgutbezogen die mit dem Vorhaben verbundenen Umweltauswirkungen auf-
gezeigt, wobei die Beschreibung des Ist-Zustands unter Berucksichtigung der Vor-
belastungen des mafligeblichen Untersuchungsraums erfolgt ist. Die Untersu-
chungsgebiete wurden schutzgutbezogen gemal der Unterrichtung Gber den Un-
tersuchungsrahmen nach § 2a der 9. BImSchV festgelegt. Die Abgrenzung des
Untersuchungsraumes ergab sich aus einer Bilanz der voraussichtlichen raumili-
chen Tragweite des Repowering-Vorhabens sowie aus den ortlichen Gegebenhei-
ten. Die Grenzziehung orientierte sich dabei an umweltschutzfachlichen Kriterien.
Dabei wurde beachtet, dass die Auswirkungen des Vorhabens auf die verschiede-
nen Schutzguter raumlich unterschiedlich weit reichen kdnnen.

Der Einwirkungsbereich der baubedingten Eingriffe wird auf die in Anspruch ge-
nommenen Standorte der WKA, die Zuwegungen mit Kurvenradien, die Kranstell-
flachen und die befristet genutzten Baubereiche beschrankt.

Folgende Datengrundlage wurde fir die Darstellung und Bewertung der Auswir-
kungen verwandt:
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Projektunterlagen des Antragstellers

BioConsult SH GmbH & Co. KG

* Galmsbull Rep. Il — Marienkoog, Vorranggebiet PR1_NFL_039, Kreis Nord-
friesland, Ornithologisches Fachgutachten, Potenzialerfassung Grof3- und
Greifvogel, Nestkartierungen 2018 & 2021-2023, Erfassung Vogelzug 2017 &
2018, Erfassung Rastvogel 2017 & 2018 (BioConsult SH, 2023a)

* Windenergievorhaben Galmsblill, Vorranggebiete: PR1_NFL_035 (Norderhof);
PR1_NFL_039 (Christian-Albrechts-Koog/Marienkoog); PR1_NFL_045
(Kleihof); PR1_NFL_047 (Bahrenhof), Kreis Nordfriesland, Ergebnisbericht
Nestkartierung 2022 (BioConsult SH, 08/22)

* Galmsbdll Rep. Il — Marienkoog Ost, Vorranggebiet PR1_NFL_039, Kreis
Nordfriesland, Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag gemaf § 44 BNatSchG (Bio-
Consult SH, 2023b)

* Galmsbull Rep. Il — Marienkoog West, Vorranggebiet PR1_NFL_039, Kreis
Nordfriesland, Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag gemaf § 44 BNatSchG (Bio-
Consult SH, 2023c)

» Burgerwindpark Galmsbdull — Vorranggebiet Marienkoog PR1_NFL_039, FFH-
Vertraglichkeitsprufung (FFH-VP) fur das Gebiet DE 0916-491 ,Ramsar-Gebiet
Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer und angrenzende Kistengebiete® (Bio-
Consult SH, 2019)

Gesellschaft fur Freilandokologie und Naturschutzplanung mbH (GFN mbH)

* Repowering im WP Marienkoog in der Gemeinde Galmsbuill, Kreis Nordfries-
land, Teilgebiet West, Landschaftspflegerischer Begleitplan (GFN mbH, 2024a)

*+  WEA-Neubau im WP Marienkoog in der Gemeinde Galmsbull, Kreis Nordfries-
land, Teilgebiet Ost, Landschaftspflegerischer Begleitplan (GFN mbH, 2024b)

+ UVP-Bericht fur die Errichtung von neun Windenergieanlagen im Marienkoog
in der Gemeinde Galmsbull (GFN mbH, 2024)

DORRIES SCHALLTECHNISCHE BERATUNG GmbH (DSB GmbH)

+ Schallimmissionsprognose mit dem Stand vom 1. September 2023 ((DSB
GmbH, 2023a), Nachtrag vom 3. November 2023 (DSB GmbH, 2023b)

» Schattenwurfprognose mit dem Stand vom 1. September 2023 (DSB GmbH,
2023c)

Fir die Schutzguter wurde unter Berlcksichtigung der Vorbelastungen der Um-
weltzustand in den fur sie relevanten Untersuchungsraumen erfasst. Die Ermitt-
lung der zu erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen im UVP-Bericht er-
folgte fur jede schutzgutrelevante Funktion oder jeden Umweltbestandteil auf Ba-
sis der Wirkfaktoren unter Berlcksichtigung der geltenden Ziele des Umweltschut-
zes sowie daraus abgeleiteter Bewertungsmalistabe.
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1.2.1

Die entwickelten Mal3stabe fur die Erheblichkeit dienen der Berlcksichtigung der
Umweltziele bei der fachplanerischen Einstufung der Erheblichkeit. Fur die fach-
gutachterliche Ermittlung erheblicher Umweltauswirkungen bei solchen UVP-Krite-
rien und Umweltauswirkungen, fur die Erheblichkeitsschwellen nicht bereits auf
der Grundlage von Zulassigkeitskriterien abgeleitet werden kénnen, wird ein me-
thodisches Vorgehen in Anlehnung an die sogenannte verbalargumentative Be-
wertungsmethode genutzt.

Die Beschreibung der Umweltauswirkungen des Vorhabens erfolgt anhand lokali-
sierter Konflikte und der Darstellung von Konfliktbereichen. Wirkfaktoren, die ge-
eignet sind, Erheblichkeitsschwellen mit erheblichen Umweltauswirkungen zu tan-
gieren, werden identifiziert. Dabei wird berucksichtigt, inwieweit Umweltauswirkun-
gen durch Merkmale des Vorhabens oder des Standortes sowie durch geeignete
Malinahmen ausgeschlossen oder vermindert werden kdnnen.

Die Bewertung der Umweltauswirkungen erfolgt auf Basis der ermittelten Umwelt-
auswirkungen des Vorhabens im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge.
Nachfolgend werden die bau-, anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen auf
die vorbeschriebenen Schutzguter beschrieben. Zuvor werden die Schutzguter in
ihrem Bestand dargestellt.

Darstellung der Umwelt anhand der betrachteten Schutzguter (Bestand)
Schutzgut Mensch und seine Gesundheit
Wohnen

Das Vorhaben liegt innerhalb der Gemeinde Galmsbuill. Die nachstgelegene Ort-
schaft ist Emmelsbull im Norden, sudlich befinden sich die Ortschaften Galmsbdll-
koog, Muhlendeich und Neugalmsblill. Des Weiteren befinden sich in der naheren
Umgebung des Repowering-Vorhabens mehrere Einzelhofanlagen. Dabei betra-
gen die kurzesten Distanzen der Wohngebaude zu den neuen WKA-Standorten
circa 260 Meter im Norden und circa 360 Meter im Suden.

Das Plangebiet befindet sich bauplanungsrechtlich im Bereich des Flachennut-
zungsplans der Gemeinde Galmsbull und ist als Flache fur Landwirtschaft darge-
stellt. Es ist dem Aulienbereich gemafl § 35 Baugesetzbuch zuzuordnen.

Im Regionalplan (IM-SH 2002) ist das Gebiet als Iandlicher Raum mit Lage aul3er-
halb von baulich zusammenhangenden Siedlungsgebieten, Stadt- und Umlandbe-
reichen gekennzeichnet.

Erholungs- und Freizeitfunktion

Die geplanten WKA liegen innerhalb eines Gebietes mit besonderer Bedeutung fur
Tourismus und Erholung (IM-SH 2002). Der Untersuchungsraum ist vor allem
durch intensiv landwirtschaftlich genutzte Flachen charakterisiert, ortlich sind ver-
schiedene Grunland-, Deich- und Gewasserstrukturen anzutreffen. Hervorzuheben
ist die Lagebeziehung zum Wattenmeer, womit eine besondere Bedeutung fur die
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Erholungs- und Freizeitnutzung verbunden ist. Weitere Elemente der Erholungsinf-
rastruktur sind zahlreiche Rad- und Wanderwege, ein Hotel und eine Seebadean-
stalt.

Der Raum wird bereits durch die Bestandsanlagen technisch Uberpragt. So stellen
die ruckzubauenden Anlagen innerhalb des Windvorranggebietes, wie auch die
WKA im weiteren Umfeld eine Vorbelastung dar, die die Erholung- und Freizeit-
funktion mindern.

Schall

In der Schallimmissionsprognose der DSB GmbH (2023a) wurde fir das Untersu-
chungsgebiet die Vorbelastung ermittelt. Hierzu wurden im Umkreis von mindes-
tens 10 Kilometern um die geplanten Standorte der Windkraftanlagen (WKA) fol-
gende Quellen berucksichtigt: Der Burgerwindpark Galmsbull mit insgesamt neun
WKA (Marienkoog, Norderhof, Uimenhof, Bahrenhof, Kleihof), die Stadt Niebull mit
einer WKA, der Blurgerwindpark Niebull mit 13 WKA sowie der Burgerwindpark
Emmelsbull-Horsbull mit neun WKA. Zudem wurde das Umspannwerk Emmels-
blll-Ost als schalltechnische Vorbelastung einbezogen. Das Schallgutachten um-
fasst mehrere Planungen im Gemeindegebiet Galmsbdll, eine Vielzahl von Immis-
sionsorten wurde betrachtet. Die Empfehlungen fir die einzelnen Planungen wur-
den differenziert dargestellt, sodass nur die relevanten Vorbelastungen und Immis-
sionsorte berucksichtigt wurden. Insgesamt konnten 89 Immissionsorte fur das
Untersuchungsgebiet klassifiziert werden. Sie lagen vorwiegend an Wohngebau-
den in der Nahe der geplanten WKA.

Schattenwurf

Im Falle des Schattenwurfs wurden die Bestandsanlagen im Umfeld, wie der Bir-
gerwindpark Galmsbdull (Marienkoog, Norderhof, Uimenhof, Bahrenhof, Kleihof),
die WKA der Stadt Niebdll, der Burgerwindpark Niebull sowie der Burgerwindpark
Emmelsbull-Horsbull in die Berechnungen der Schattenwurfprognose der DSB
GmbH (2023c) einbezogen.

FUr mehrere geplante Projekte im Gemeindegebiet wurde der potenzielle Schat-
tenwurf an insgesamt 385 Immissionsorten bzw. Schattenrezeptoren analysiert.
Die Prognosen, Berechnungen und Empfehlungen wurden dabei projektbezogen
und differenziert erstellt, speziell im Umfeld der WKA M1-M9 im Marienkoog unter
Berucksichtigung der bestehenden Vorbelastung. Die Ergebnisse zeigen, dass die
jahrliche sowie die tagliche maximale Beschattungsdauer bereits durch die beste-
hende Vorbelastung (nach Ruckbau) an vielen Immissionsorten tUberschritten wird.

Gefahrenkennzeichnung

Bezogen auf die Gefahrenkennzeichnungen wie Befeuerung ist festzuhalten, dass
im Untersuchungsraum bereits durch die Bestandsanlagen sowie die benachbar-
ten Windparks eine entsprechende Vorbelastung durch Gefahrenkennzeichnun-
gen existiert.
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Schutzgut Pflanzen und biologische Vielfalt

Im Eingriffsbereich des Repowering-Vorhabens sowie in einem Puffer von 200
Metern wurden die Flachennutzung und die Biotoptypen vom Gutachter durch ort-
liche Erhebungen am 2. August 2022 und 3. August 2022 erfasst (GFN mbH, LBP
2024).

Im Untersuchungsraum herrschen Intensivackerflachen vor, teilweise wird die Ab-
folge von Ackerflachen durch maRig artenreiche Wirtschaftsgriinlandflachen unter-
brochen. Im Norden findet sich ein artenreiches mesophiles Griinland frischer
Standorte, dabei handelt es sich um ein nach § 30 BNatSchG geschutztes Bio-
toptyp. Mit dem von Nord nach Sud erstreckten Mitteldeich ist ein weiterer ge-
schutzter Biotoptyp zu nennen. Abschnittsweise wird der Deich von ruderaler
Grasflur und Nitrophytenflur dominiert.

Die Acker- und Grunlandflachen werden grofdtenteils durch lineare Gewasser
durchzogen. Hierbei handelt es sich um naturnahe lineare Gewasser mit Réhrich-
ten (nach § 30 BNatSchG geschutztes Biotoptyp), sonstige naturnahe lineare Ge-
wasser und einfache Graben. Neben den Graben befinden sich zudem zahlreiche
Still- und Kleingewasser im Untersuchungsgebiet, die teilweise mit Réhricht oder
Weiden umsaumt sind. Auch hier handelt es sich um nach § 30 BNatSchG ge-
schutzte Biotope.

Die Bestands-WKA sind durch teilversiegelte Zuwegungen erschlossen. Die dau-
erhaft angelegten Kranstellflachen der WKA sind ebenfalls teilversiegelt und von
ruderalen Grasfluren Uberwachsen. Weiterhin befinden sich voll- und teilversie-
gelte Verkehrsflachen mit verschiedenen ErschlieRungs- und Verbindungsfunktio-
nen im Untersuchungsgebiet. Die Marienkooger Stralte wird teilweise von einer
Baumreihe begleitet. Ortlich sind einige Graben mit Gehdlzen bewachsen. Weitere
Gehdlze sich nicht im Betrachtungsraum vorhanden.

Schutzgebiete

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Schutzgebiete und Bereiche des
Biotopverbundsystems. Das nachstgelegene Schutzgebiet des Netzes Natura
2000 ist das EU Vogelschutzgebiet DE 0916-491 ,Ramsar-Gebiet S-H Watten-
meer und angrenzende Kustengebiete® in rund 360 Metern Entfernung. Dieses
Gebiet ist gleichfalls als FFH-Gebiet (DE 0916-391 ,NTP S-H Wattenmeer und an-
grenzende Klstengebiete®) ausgewiesen. Fur diese Gebiete, hier Teilgebiet 1 ,Na-
tionalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer und angrenzender Kustenstrei-
fen® sowie Teilgebiet 3 ,Koge an der Westkuste Schleswig-Holsteins®, wurden
hohe Erhaltungsziele definiert. Die entsprechenden Erhaltungsziele sind im UVP-
Bericht zusammengestellt der GFN mbH (2024). Hierin wird gleichfalls auf eine
FFH-Vertraglichkeitsuntersuchung von BioConsult SH (2019) hingewiesen, die zu
dem Ergebnis kommt, dass erhebliche Beeintrachtigungen durch eine Windener-
gienutzung auf der Flache PR1_NFL_039 ausgeschlossen werden kénnen. Da
sich das Gebiet aulerhalb des Schutzgebietes befindet, bleibt die Koharenz des

Bescheid Az.: G40/2022/186 Seite 51 von 106



digitale Ausfertigung / Kopie

Netzwerkes Natura 2000 in raumlichem und funktionalem Zusammenhang ge-
wahrleistet.

Das FFH-Gebiet ist zudem sowohl als Naturschutzgebiet (NSG) als auch als Nati-
onalpark ausgewiesen. Fur den Nationalpark gelten umfassende Schutzziele, wie
die Bewahrung der naturlichen Dynamik und der Erhalt von engen Verbindungen
zwischen den verschiedenen Teilbereichen. Es sollen ausreichend grol3e, sto-
rungsfreie und weitgehend unzerschnittene Raume zwischen Brut-, Nahrungs-,
Mauser- und Rastplatzen erhalten bleiben.

In 5,9 Kilometern Entfernung liegt das EU-Vogelschutzgebiet DE 1119-401 ,Got-
teskoog-Gebiet”. Beeintrachtigungen durch das Repowering-Vorhaben konnen
aufgrund der grof3en Entfernung ausgeschlossen werden.

Dies qilt gleichfalls fur das Landschaftsschutzgebiet ,Wiedingharder- und Got-
teskoog® in circa 4,9 Kilometern Entfernung. Auch hier ist eine Beeintrachtigung
durch das Vorhaben aufgrund der Distanz auszuschliel3en.

Im Umfeld des Vorhabens liegen mehrere bedeutende Schwerpunktbereiche und
wichtige Verbundachsen des Biotopverbunds-SH, darunter ,Gotteskoog® (5,8 Kilo-
meter entfernt), ,Gotteskoogdeich® (1,2 Kilometer entfernt), ,Alter Sielzug und
Deich bei Emmelsbull (1,5 Kilometer entfernt), ,Neuer Sielzug“ (1,4 Kilometer ent-
fernt), ,Rollwagenzug® (3,8 Kilometer entfernt), ,Marschengrinland“ (1,2 Kilometer
entfernt) und ,Marschengrinland, Biotope der Marsch (4 Kilometer entfernt).
Diese Gebiete haben verschiedene Entwicklungsziele wie die Erhaltung und Ent-
wicklung naturnaher Strukturen und Biotope. Aufgrund der Distanzen kénnen Be-
eintrachtigungen durch das Repowering-Vorhaben auf diese Bereiche ausge-
schlossen werden. Zudem befinden sich sidlich des Vorhabens charakteristische
Landschaftsraume.

Schutzgut Tiere und biologische Vielfalt

Der Vorhabentrager hat in den Antragsunterlagen hinsichtlich der in den artspezifi-
schen Betrachtungsraumen relevanten Tierarten eine ausfuhrliche Bestandsdar-
stellung und Bewertung vorgenommen (,Faunistisches Fachgutachten und Arten-
schutzrechtliche Prifung gemaf § 44 Absatz 1 BNatSchG* (BioConsult SH 2023a,
BioConsult SH 2023b und BioConsult SH 2023c). Zusammenfassend stellt sich
die Bestandssituation wie folgt dar:

Fledermause: Zwar dominieren im Untersuchungsgebiet intensiv genutzte Acker-
und Grunlandflachen, aufgrund der Habitatausstattung ist jedoch mit dem Vorkom-
men von Wasserfledermaus, Breitfligelfledermaus, Grol3er Abendsegler, Zwerg-
fledermaus, Muckenfledermaus, Rauhautfledermaus zu rechnen sein. Quartierpo-
tenziale weisen insbesondere die Gebaude und Hoflagen mit umgebenden Gehdl-
zen auf. Lineare Leitstrukturen, wie Knicks, sind im Gebiet nicht vorhanden. Aller-
dings sind bei den Graben und linearen Gewassern mit Réhricht potenziell Jagd-
funktionen anzunehmen.
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Haselmaus: Das Vorhabengebiet befindet sich abseits des Verbreitungsgebiets
der Haselmaus. Daher ist nicht mit einem Vorkommen zu rechnen.

Reptilien: Aufgrund der fehlenden Habitate kann die Bedeutung des Betrachtungs-
raums als Lebensraum von Reptilien als gering eingestuft werden. Das Vorhaben
befindet sich aul3erhalb der Verbreitungsgebiete der Schlingnatter und der Zau-
neidechse.

Amphibien: Bei den naturnah ausgepragten Stillgewassern (Trankekuhlen) ist mit
einem Potenzial des Moorfrosches zu rechnen. Der Betrachtungsraum befindet
sich aufierhalb des bekannten Verbreitungsgebietes weiterer Amphibienarten.

Brutvogel: Angesichts der intensiv genutzten landwirtschaftlichen Flachen und der
fehlenden Strukturen, ist im Untersuchungsgebiet nur mit einer geringen Brut-
dichte wertgebender Arten zu rechnen. Das Potenzial fir Rohrichtbruter (Blaukehl-
chen) ist vorhanden. Auch fur Offenlandbruter (Kiebitz, Feldlerche, Grauammer)
ist von einem Potenzial auszugehen. Die im Gebiet vorhandenen Baume weisen
keine geeigneten Hohlen flr Geholzbriter auf.

Grofl3vogel: In dem Gebiet sind zwei Seeadlerbrutplatze bekannt. Der Seead-
lerbrutplatz ,,Gotteskoogsee noérdlicher Bereich® liegt rund 7,4 Kilometer vom
nachsten WKA-Standort entfernt, der Seeadlerstandort ,Gotteskoogsee Kophallig®
weist eine Entfernung von rund 8,1 Kilometern auf. Rohrweihenbrutplatze befinden
sich in 1,3 Kilometern (Feddershagener Graben, 2022) sowie in 170 Metern (Mari-
enkoog, temporares Habitat, 2018). Wiesenweihen wurden ab einem Abstand von
mindestens 1,6 Kilometern (Neumarienhof, 2022) nachgewiesen. Weitere Nach-
weise der Wiesenweihe liegen in 3,5 Kilometern bzw. 3,8 Kilometern Entfernung
im Bereich Niebull. Die Gutachter weisen auf3erdem auf einen Brutplatz der Rohr-
weihe im Nahbereich der WKA-Planung hin. Allerdings handelt es sich um einen
regelmafdig gepflegten Grabenabschnitt, mit der Folge, dass der Brutplatz danach
nicht besetzt war (temporares Habitat).

Rastvogel: Die Rastvogelerfassungen ergaben, dass trotz der Lage innerhalb des
Klstenstreifens als potentielles Nahrungs- und Rastgebiet und der Nahe zur Nord-
see an keinem Erfassungstag die 2 %-Schwelle der jeweiligen Art erreicht wurde.
Es wurden Verbreitungsschwerpunkte insbesondere im stdlichen Gebiet im Be-
reich der groReren Wasserflachen nahe dem Binnendeich festgestellt. Langfristig
schlie3t der Gutachter eine grofRere Bedeutung des Gebietes fur Rastbestande
aus. Allerdings ist ein gelegentliches Auftreten von Rasttrupps mittlerer GroRe an-
zunehmen.

Zugvogel: Das Vorhaben liegt innerhalb des Abwagungskriteriums ,Hauptachse
des Uberregionalen Vogelzugs®. Daher wurden in den Jahren 2017 und 2018 Zug-
vogel in dem Gebiet naher untersucht. Im Ergebnis ist der Herbstzug 2017 durch
den Singvogelzug (Wiesenpieper, Star und Buchfink) charakterisiert. Weiterhin
wurden Enten und Ganse (insbesondere WeilRwangengans) als Zugvogel ermit-
telt.
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Andere Tierarten und -gruppen, die etwa bei der Artenschutzprifung prifrelevant
sind, kommen entweder nicht in diesem Landstrich vor oder es sind keine direkten
Betroffenheiten ableitbar.

Schutzgut Boden und Flache

Im Untersuchungsgebiet dominieren die Bodentypen ,Klei- und Dwogmarschen®,
Knickmarschen sind begleitend vorhanden (Bodenubersichtskarte fur Schleswig-
Holstein, LLUR-SH 2017). Die Marschboden sind hauptsachlich durch feinkérnige
Bodenarten wie schluffige Tone bis feinsandige Schluffe charakterisiert. Es han-
delt sich um ertragreiche Boden mit hoher Wasserspeicherkapazitat. Die Flachen
werden intensiv landwirtschaftlich genutzt und sind daher durch Verdichtung Uber-
pragt. Zur Vorbelastung durch Bodenversiegelung gehdren Anlagen der Verkehrs-
infrastruktur, der vorhandene Windpark mit einem Netz aus teilversiegelten Wegen
der Ruckbau- und Bestandsanlagen.

Schutzgut Wasser

Die landwirtschaftlich genutzten Flachen werden durch ein enges Grabensystem
entwassert. Die Graben gliedern die landwirtschaftlichen Nutzflachen und werden
vom Deich- und Hauptsielverband Stdwesthérn-Bongsiel und vom Sielverband
Marienkoog unterhalten. Das Vorhabengebiet wird vom Westerdeichgraben seit-
lich und vom Hauptsielzug-Sid mittig durchzogen. Zusammen mit zahlreichen um-
liegenden Sielzgen und Graben handelt es sich um ein weites Netz von Gewas-
sern 2. Ordnung. Weiterhin sind im Umfeld kleine Stillgewasser vorhanden, die
teilweise als geschutzte Biotope eingestuft sind.

Das anstehende Grundwasser ist gemal EU-Wasserrahmenrichtlinie dem Grund-
wasserkorper (GWK) ,Nordfriesische Marsch* zugeordnet. Der Grundwasserflur-
abstand ist dort marschtypisch gering. Eine Grundwasserentnahmestelle in etwa
2,8 Kilometern nordwestlich ist bei Emmelsbull-Horsbull bekannt.

Schutzgut Klima und Luft

Das Vorhabengebiet befindet sich im maritim beeinflussten Klimabereich der
Nordsee. Die durchschnittliche Niederschlagsmenge liegt bei etwa 900 Millimetern
pro Jahr, die mittlere Jahrestemperatur ist mit rund 10 °C angegeben (Deutscher
Wetterdienst Station Schleswig, 2023). Insgesamt handelt es sich um ein gema-
Rigtes, feucht temperiertes, maritimes Klima.

Die Freilandflachen (zusammenhangende Acker- und Grinlandbereiche) weisen
eine Bedeutung fur die Frisch- und Kaltluftproduktion auf. Aufgrund der Nahe zur
Nordsee (rund 300 Meter Ostlich der Nordseekuste) ist wegen der vorherrschen-
den Seeluft von einer sehr guten Luftqualitat auszugehen.
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Schutzgut Landschaft

Als visuelle Vorbelastung gelten die bestehenden Windkraftanlagen (WKA) im
sudlichen Teil des Marienkooges und im nordlichen Teil des Neugalmsbuller Koo-
ges in dem betrachteten Raum. Im Windpark selbst verbleibt eine WKA, die
gleichfalls als Vorbelastung einzustufen ist. Einen erheblichen Einfluss auf das
Landschaftsbild haben zudem die in den benachbarten Kdégen vorhandenen WKA,
die aufgrund der offenen Landschaft und der Ebenheit des Gelandes weithin sicht-
bar sind. Dazu gehoren neben dem bereits erwahnten Windpark Marienkoog die
WKA des Windparks Bahrenhof und des Windparks Norderhof. Weitere visuelle
Beeintrachtigungen gehen zudem von dem Mobilfunkmast sudwestlich des Wind-
parks aus.

Die Erfassung und Beurteilung der Ist-Situation erfolgte fur die beiden Teilgebiete
des Windparks im Rahmen des Landschaftspflegerischen Begleitplans (GFN mbH
2023a und GFN mbH 2023b) in Form einer Landschaftsbildanalyse, die auf Be-
wertungen des Gutachters wie auch die Zuordnung nach Landeserlass ,Anwen-
dung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung bei Windkraftanlagen“ vom 19.
Dezember 2017 beruht. Dabei stellt der Gutachter die naturraumtypischen Eigen-
arten des Landschaftsbildes heraus. Insbesondere werden die Kriterien Vielfalt
(Relief und Strukturierung), Eigenart (Landschaftscharakter und Einsehbarkeit)
und Naturnahe (naturnahe Elemente, Vorbelastungen, Erholungseignung) der
Landschaft erfasst. Landschaftsteile, die aufgrund von Sichtverschattungen nur
eine geringe oder keine Empfindlichkeit gegenltiber den vorhabenbedingten visuel-
len Belastungen aufweisen, sind gesondert gekennzeichnet. Weiterhin werden
Vorbelastungen im Landschaftsbild erfasst (wie vorhandene WKA).

Im Untersuchungsgebiet werden die folgenden drei Raumeinheiten unterschieden:
Raumeinheit 1: Wattenmeer

Raumeinheit 2: Marienkoog und Christian-Albrechts-Koog

Raumeinheit 3: Emmelsbull-Horsbull

Raumeinheit 1: Wattenmeer

Die Raumeinheit Wattenmeer ist charakteristisch flr den westlichen Bereich des
Untersuchungsraumes und ist durch die Wattflachen und die Vorlander struktu-
riert. Begrenzt wird die Raumeinheit im Osten durch den Landesschutzdeich, der
gleichzeitig die sonst weiten Sichtbeziehungen begrenzt. Reprasentativ sind der
Wechsel der Gezeiten und damit das periodische Trockenfallen wie auch die aus-
gedehnten Vorlander, die durch ein Netz von Entwasserungsgraben gegliedert
sind. Es handelt sich um einen typischen Naturraum, der einen sehr hohen Eigen-
arterhalt aufweist.
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Raumeinheit 2: Marienkoog und Christian-Albrechts-Koog

Die Raumeinheit Marienkoog und Christian-Albrechts-Koog ist gepragt durch in-
tensive landwirtschaftliche Nutzung, wobei im Westen grof3ere Intensivgrinlandfla-
chen und Weidehaltung vorherrschen. Demgegenuber ist fur den dstlichen Be-
reich eine intensive Ackernutzung auf groReren Ackerschlagen charakteristisch.
Es handelt sich um naturraumtypisch strukturarme Koogflachen mit nur wenigen
Geholzen. Als gliedernde Elemente treten Griinlandflachen, Graben, kleinere
Ackertimpel und Sielziige sowie die vorhandenen Deiche in Erscheinung. Ge-
hélze sind selten und vornehmlich im Bereich der Hoéfe oder als StralRenbegleit-
grun anzutreffen. Die zahlreichen Graben sind zumeist durch eine mittlere bis Up-
pige Ufervegetation gesaumt.

Als ortliche visuelle Vorbelastung sind eine Bestandsanlage sowie die geplanten
vier Neubauanlagen des 0Ostlichen Windvorranggebietes wie auch die vorhande-
nen WKA im sudlichen Teil des Marienkooges sowie im nordlichen Teil des Neu-
galmsbuller Kooges einzustufen. Ferner haben die in den Nachbarkdgen vorhan-
denen WKA aufgrund der Ebenheit des Reliefs einen erheblichen Einfluss auf das
Landschaftsbild. Eine zusatzliche Vorbelastung besteht durch einen Mobilfunk-
mast sudwestlich des Windparks.

Raumeinheit 3: Emmelsbiill-Horsblll

In dieser Raumeinheit dominiert gleichfalls die landwirtschaftliche Nutzung durch
Weidehaltung, Intensivgrinland und Ackerbau. Charakteristisch sind zahlreiche
Graben und FlieRgewasser mit Rohricht und tppiger Ufervegetation. Hervorzuhe-
ben ist, dass die Raumeinheit von drei Verbundachsen des Biotopverbundsystems
SH durchzogen wird. Als Vorbelastungen sind punktuell eine Biogasanlage im
Westen und zwei WKA zwischen Stidwesthdrn und Toftum zu benennen.

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgiiter

Die Auswertung der Liste der Baudenkmale Schleswig-Holsteins und die Angaben
des Archaologischen Landesamtes SH umfassen Bodendenkmale sowie weitwir-
kende Baudenkmale, wie Kirchen und Windmuhlen. Als hdhenwirksames Kultur-
denkmal wurde die Kirche Neugalmsbuill im Stidosten des Untersuchungsgebietes
benannt.

Im Hinblick auf Bodendenkmale liegen im Umfeld des Repowering-Vorhabens
zahlreiche archaologische Interessengebiete. Dabei handelt es sich gemall § 12
Absatz 2 Ziffer 6 Denkmalschutzgesetz um Stellen, von denen bekannt ist oder zu
vermuten ist, dass sich dort archaologische Kulturdenkmale befinden kénnen. Im
Betrachtungsraum sind es grofdtenteils Warften mittelalterlichen oder friihneuzeitli-
chen Ursprungs sowie historische Deichlinien aus dem 16.-18. Jahrhundert. Ein
historischer Deich durchquert das Gebiet in der Nahe von vorhandenen und ge-
planten Anlagenstandorten, dabei wird ein Abstand von rund 100 Metern eingehal-
ten. Als hdhenwirksames Kulturdenkmal wurde die Kirche Neugalmsbdall im Sud-
osten des Untersuchungsgebietes benannt.
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1.2.2

Im Hinblick auf sonstige Sachguter sind bis auf die landwirtschaftlichen Nutzfla-
chen, deren Sachwert von der Art der Bewirtschaftung abhangt, keine nennens-
werten Sachguter vorhanden.

Beschreibung der Auswirkungen des Vorhabens auf die jeweiligen Schutzguter
unter Berucksichtigung von Merkmalen des Vorhabens, mit denen erhebliche
nachteilige Auswirkungen auf die Schutzguter vermieden, vermindert oder
ausgeglichen werden

Mensch
Baubedingte Auswirkungen

Die Bauarbeiten konnten Anwohner und Erholungssuchende vorubergehend be-
eintrachtigen, insbesondere durch Larm, Erschitterungen, optische Beeintrachti-
gungen und Schadstoff- sowie Staubemissionen. Diese Beeintrachtigungen gelten
auch fur die Ruckbauarbeiten an den bestehenden Anlagen. Trotz der Einhaltung
von Larmschutzvorschriften (wie die AVV Baularm) sind Larmbelastigungen durch
Bauaktivitaten und Baustellenverkehr unvermeidbar. Die Bauarbeiten sind jedoch
auf wenige Wochen begrenzt und die gesetzlich vorgeschriebenen Mindestab-
stande zu Siedlungsbereichen werden eingehalten, was die Beeintrachtigungen
abmildert. Andere Wirkungen sind aufgrund der Abstande zu Wohnstatten nicht zu
erwarten.

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen
Schall

Wahrend des Betriebs von WKA kdnnen Gerauschemissionen die menschliche
Gesundheit und das Wohlbefinden beeintrachtigen und somit die Wohn- und Erho-
lungsnutzung im Wirkbereich beeinflussen. WKA unterliegen den Vorgaben des
BImSchG, der TA Larm und den Hinweisen der Landerarbeitsgemeinschaft Immis-
sionsschutz. Die TA Larm legt Beurteilungspegel als maximal zulassige Immissi-
onsrichtwerte fest, die sich je nach Nutzungsart der Flachen unterscheiden und
auf die Zeiten tags (06:00 bis 22:00 Uhr) und nachts (22:00 bis 06:00 Uhr) bezie-
hen. Bei der schalltechnischen Untersuchung sind bestehende WKA in einem Um-
kreis von etwa 10 Kilometern als Vorbelastung zu berucksichtigen. Neben den
WKA wurde zudem als Vorbelastung das Umspannwerk Emmelsbill-Ost bertck-
sichtigt.

Hinsichtlich der Auswirkungen durch Schall wurde vom Vorhabentrager fur das
Repowering-Vorhaben der Burgerwindpark Galmsbull GmbH & Co. KG ein schall-
technisches Gutachten durch die Dorries Schalltechnische Beratung GmbH (DSB
GmbH) mit dem Stand vom 1. September 2023 (DSB GmbH 2023a), sowie einen
Nachtrag vom 3. November 2023 (DSB GmbH 2023b) vorgelegt. Es gilt nachzu-
weisen, dass die Anforderungen der TA Larm unter Berlcksichtigung der LAI-Hin-
weise zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen, des Erlasses des Minis-
teriums fur Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung des
Landes Schleswig-Holstein (MELUND) eingehalten werden.
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Das Vorhaben entspricht den schallschutzrechtlichen Anforderungen, wenn an
den relevanten Immissionsorten die Immissionsrichtwerte der Gebietskategorien
beziehungsweise die Vorgaben gemal 3.2.1 TA Larm eingehalten werden.
Kommt es dennoch zu Uberschreitungen, ist durch den Einsatz von Abschaltmo-
dulen die Einhaltung der Grenzwerte sicherzustellen.

Dabei sind insbesondere die nachtlichen Immissionsrichtwerte von 45 dB(A) an
den relevanten Immissionsorten einzuhalten. Zudem ist sicherzustellen, dass an
dem bereits vorbelasteten Immissionsorten keine Verschlechterung durch die be-
antragten WKA eintritt. Dies ist der Fall, wenn die Zusatzbelastungen der einzel-
nen Neuerrichtungen um mindestens 12 dB(A) unter dem nachtlichen Richtwert
der betroffenen Immissionsorte liegen. Sie sind gemal Erlass des MELUND vom
31. Januar 2018 als nicht relevant zu bewerten und gehen daher nicht in die Be-
rechnung ein. Die schalltechnische Untersuchung wurde fur mehrere Planungen
im Gemeindegebiet (Galmsbull) durchgeflhrt. Insgesamt wurden 89 Immission-
sorte betrachtet und jeweils den einzelnen Planungen und den relevanten Vorbe-
lastungen zugeordnet. Die Immissionsorte wurden den Kategorien Dorf-Mischge-
biet und Allgemeines Wohngebiet zugeordnet.

Im Ergebnis wird der Immissionsrichtwert im Tageszeitraum an keinem der Immis-
sionsorte Uberschritten. Der Immissionsrichtwert im Nachtzeitraum wird an den
malfdgeblichen Immissionsorten 10O 17 bis 10 22, 10 25 bis |0 31, 10 34, 10 35,

1O 38 und IO 39 bereits durch die Gerausche der verbleibenden Bestandsanlagen
Uberschritten. In diesem Fall ist der Nachweis der Irrelevanz im Sinne des Erlas-
ses des MELUND zu erbringen, d. h. der vorhabenbedingte Schallpegel muss
mindestens 12 dB unter dem Immissionsrichtwert liegen. Laut den Berechnungen
der DSB GmbH werden diese Anforderungen durch den Einsatz von Abschaltmo-
dulen erfullt. Hierzu werden im Schallgutachten fur den nachtlichen Betrieb der ge-
planten Nordex N133-4.8 STE im Marienkoog maximal zulassigen Emissionspegel
vorgegeben, die einzuhalten sind.

Tagsuber wird der Immissionsrichtwert an keinem der Immissionsorte im Einwir-
kungsbereich der Anlagen uberschritten. Die geplanten WKA kdnnen aus schal-
technischer Sicht damit tagstiber ohne Leistungsbeschrankung betrieben werden.

Tieffrequente Gerausche konnen nicht grundsatzlich ausgeschlossen werden, sind
aber bei Anlagen, die dem Stand der Technik entsprechen, nicht zu erwarten. Ge-
maf den LAI-Hinweisen kann davon ausgegangen werden, dass die tieffrequen-
ten Gerausche von WKA auch im Nahbereich bei Abstanden zwischen 150 und
300 Metern deutlich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des Menschen liegen.
Nach dem derzeitigen Kenntnisstand, sind daher Gesundheitsschaden und erheb-
liche Belastigungen nicht zu erwarten.

Schattenwurf

Hinsichtlich der Auswirkungen des Repowering-Vorhabens durch Schattenwurf
wurde vom Vorhabentrager eine Schattenwurfprognose (DSB GmbH 2023c) vor-
gelegt. Die Berechnungen zum astronomisch maximal moglichen Schattenwurf
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zeigen, dass bereits heute (Vorbelastung ohne abzubauende WKA) die Beurtei-
lungswerte (Beschattungsdauer 30 Minuten/Tag und 30 Stunden/Jahr) an zahlrei-
chen Immissionsorten Uberschritten werden. Aufgrund der Zusatzbelastung erho-
hen sich zum Teil die Beschattungsdauern an den Immissionsorten. Um die Anfor-
derungen der WKA-Schattenwurfhinweise der Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft
fur Immissionsschutz (LAI) einzuhalten, ist bei den geplanten WKA M1 bis M9 der
Einbau von Abschaltvorrichtungen notwendig. Die Schattenwurfprognose bertck-
sichtigt 385 Immissionsorte bzw. Schattenrezeptoren und zeigt die maximal mogli-
che Gesamtdauer des Schattenwurfs unter der Annahme, dass die Sonne den
ganzen Tag scheint und die WKA ununterbrochen in Betrieb sind. Die tatsachliche
Beschattungsdauer muss auf maximal 8 Stunden pro Kalenderjahr und 30 Minu-
ten pro Tag begrenzt werden. Dazu wird eine Abschaltautomatik eingesetzt, die
meteorologische Parameter berucksichtigt.

An den meisten Immissionsorten wurden mehr als 30 Schattenstunden pro Jahr
und 30 Schattenminuten pro Tag berechnet, was zu einer hohen Beeintrachtigung
der Anwohner durch Schattenwurf fuhrt. Durch den Einsatz von Abschaltvorrich-
tungen kdnnen die Beeintrachtigungen auf ein mittleres bis geringes Mal} reduziert
werden.

Eiswurf

Beim Betrieb von Windkraftanlagen (WKA) besteht die Gefahr der Vereisung der
Rotorblatter, was zu Eiswurf fUhren und Personen oder Sachschaden im Wurfbe-
reich der Anlage verursachen kann. Um diese Gefahr zu minimieren, sind mo-
derne WKA mit Sensoren ausgestattet, die Eisansatz erkennen und die Anlage bei
Bedarf herunterfahren. Diese Systeme reduzieren das Risiko des Eiswurfs erheb-
lich. Im Bereich der Anlagen sind zudem Warnschilder aufzustellen, um auf das
verbleibende Risiko hinzuweisen. Insgesamt wird die Gefahr fur Anwohner und Er-
holungssuchende aufgrund der Sicherheitsmalinahmen als gering eingestuft.

Vertikale Strukturen

Die optische Bedrangnis durch vertikale Bauwerke wird durch das Einhalten eines
Abstandes von mindestens dem dreifachen der Gesamthdhe auf ein vertretbares
Mal reduziert. Ausgehend von der 3-fachen Anlagengesamthoéhe ist fur die ge-
planten WKA des Typs Nordex N133-4.8 mit 176,6 Metern Gesamthdhe ein Ab-
stand von circa 530 Metern maf3geblich. Diese Abstande werden durch die vorlie-
gende Planung vollstandig eingehalten. Eine optisch bedrangende Wirkung durch
das Repowering-Vorhaben ist daher auszuschlieRen. Discoeffekte oder Spiege-
lungen werden durch die Farbgebung weitgehend vermieden.

Gefahrenkennzeichnung

Eine Gefahrenkennzeichnung wird aus Grinden der Luftfahrtsicherheit bei WKA
oder Bauwerken Uber 100 Metern notwendig. Dabei wird bei den geplanten Anla-
gen tagsuber mit einer entsprechenden Farbkennzeichnung der Rotoren und
nachts mit einer roten Befeuerung (Blinklicht) gearbeitet. Insbesondere das nacht-
liche Blinken kann zu einer Stérung der Anwohner fuhren. Zur Reduzierung der
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Beeintrachtigungen sind eine Synchronisierung der Befeuerung, eine Sichtweiten-
reduzierung und eine bedarfsgesteuerte Nachtkennzeichnung (BNK) geplant.
Dadurch wird das rote Blinklicht nur bei Bedarf aktiviert, synchronisiert und sicht-
weitenreduziert betrieben. So kdnnen erhebliche nachteilige Auswirkungen fur An-
wohner vermieden werden.

In der Stellungnahme des Landesbetriebes Strallenbau und Verkehr und der Luft-
fahrtbehdérde vom 31. Juli 2024 sind insbesondere Auflagen zur Tages- und
Nachtkennzeichnung sowie fir eine bedarfsgesteuerte Nachtkennzeichnung ge-
nannt. Diese werden als Nebenbestimmungen in den Genehmigungsbescheid
ubernommen.

Brandfall

Von den WKA koénnen Gefahren in Form von Anlagenhavarien oder Branden aus-
gehen. Die WKA sind entsprechend den gesetzlichen bau- und brandschutztechni-
schen Anforderungen auszurusten. Die Brandlasten sind quantitativ gering und
umfassen keine Stoffe, die im Falle eines Brandes Schadstoffe freisetzen, die Uber
diejenigen eines Ublichen Gebaudebrandes hinausgehen. Im Falle eines Brandes
erfolgt die Anfahrt der Feuerwehr zu den WKA Uber 6ffentliche Stralen und Gber
die befestigte Zuwegung. Vor Ort kann die Feuerwehr die befestigte und tragfa-
hige Kranaufstellflache nutzen.

Blitzschlag

Zum Blitzschutz sind heutzutage alle modernen Anlagen mit einem Blitzschutzsys-
tem ausgestattet. Aufgrund des vorhandenen Blitzschutzsystems der geplanten
WKA kann das Blitzschlagrisiko als gering eingestuft werden.

Olaustritt

Es besteht ein geringes Risiko eines unfall- oder leckagebedingten Schadstoffein-
trags in den Boden oder in das Grundwasser. Dem muss durch angemessene
Minderungsmalinahmen und gegebenenfalls einer ordnungsgemalfen Entsorgung
begegnet werden.

Pflanzen und biologische Vielfalt
Baubedingte Auswirkungen

Bauseitig werden landwirtschaftlich genutzte Standorte von temporaren Baustra-
Ren und Lagerflachen zeitweise in Anspruch genommen. Es handelt sich zumeist
um intensiv landwirtschaftlich genutzte Flachen (ruderale Grasfluren, mafig arten-
reiches Wirtschaftsgriinland und Intensivacker). Ein geschitztes FlieRgewasser ist
ebenfalls betroffen. Nach Abschluss der Bautatigkeiten wird der urspringliche Zu-
stand wiederhergestellt. Zudem ist der Baubetrieb mit Schadstoff- und Staubemis-
sionen (Luftschadstoffe, Kraft- und Schmierstoffe) verbunden, die aber nur zeitlich
und ortlich begrenzt auftreten, sodass bei einem ordnungsgemalfen Baubetrieb
negative Auswirkungen auf Pflanzen auszuschlie3en sind.
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An der KreisstralRe K92 ist im Einfahrtbereich zum Vorhabengebiet die Rodung
von drei Baumen und drei Strauchern erforderlich.

Anlagebedingte Auswirkungen

Der anlagebedingte Flachenbedarf fur Kranstellflachen und Zuwegungen (Teilver-
siegelung) sowie Fundamente (Vollversiegelung) hat einen teilweisen bzw. dauer-
haften Verlust von Lebensraumen fur Pflanzen zur Folge.

Bei den beanspruchten Flachen handelt es sich hauptsachlich um intensiv ge-
nutzte Landwirtschaftsflachen (Acker- und Griinland), die generell nur einen gerin-
gen Okologischen Wert aufweisen. Mit der Herstellung der Zuwegungen gehen
auch Eingriffe in die dortigen Graben einher, darunter FlieRgewasser mit Réhricht,
die gesetzlich geschutzt sind.

Fir die Fundamentgrindungen werden Flachen im Umfang von 9 x 415,5 m? =
3.739,5 m? dauerhaft vollversiegelt. Daruber hinaus werden Flachen fur Kranstell-
flachen und Zuwegungen im Gesamtumfang von rund 33.000 m? dauerhaft bean-
sprucht. In der Summe fiihren Teil- und Vollversiegelungen zu einer Uberbauung
von insgesamt rund 37.000 m? bisher unversiegelten Biotoptypen, die als Lebens-
raum fur Pflanzen dauerhaft verloren gehen. Durch den geplanten Rickbau wer-
den rund 8.000 m? Flache entsiegelt oder entrohrt. Diese Flachen stehen zuklnftig
als Lebensraum wieder zur Verfuigung.

Tiere und Artenschutz

Die zu erwartenden Auswirkungen auf relevante Tierarten sind gutachterlich von
BioConsult SH untersucht worden (Faunistisches Fachgutachten und Artenschutz-
rechtliche Prifung gemal § 44 Absatz 1 BNatSchG, 2023). Hierin sind insbeson-
dere die Auswirkungen fur Arten mit artenschutzrechtlicher Relevanz dargestellt.
Hierunter fallen die lokalen und migrierenden Fledermausarten, Brut-, Rast- und
Zugvogel, Groldvogel sowie Amphibien (Moorfrosch). Fur alle weiteren Arten (Ha-
selmaus, Reptilien) ergeben sich keine relevanten Auswirkungen durch das
Repowering-Vorhaben.

Baubedingte Auswirkungen

Durch Bautatigkeiten kdnnen zeitlich begrenzte Wirkungen durch Larm, Staube
und Fahrzeugbewegungen auftreten, die zur Verscheuchung, zur Meidung des
Gebiets und zum Ausweichen der Tiere fihren. Zudem kénnen Brutstatten der Of-
fenlandbriter (Versiegelung) und der Rohrichtbriter ge- oder zerstért werden.

Durch eine Bauzeitenregelung (Durchfuhrung der Eingriffe auRerhalb der Brutzeit
vom 1. Marz bis 15. August, fir Amphibien vom 1. Marz bis 31. Oktober) besteht
die Mdglichkeit baubedingte Stérungen fur Brutvogel und Amphibien zu vermei-
den. Sollte dies nicht mdglich sein, kann eine qualifizierte Umweltbaubegleitung
etwa durch Vergramungs- und EntwertungsmalRnahmen sicherstellen, dass es
nicht zur Ansiedlung im Baustellenbereich und so zur baubedingten Tétung von
Gelegen/Jungvdgeln sowie Zerstérung von Nestern kommt.
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An der KreisstralRe K92 ist im Einfahrtbereich zum Vorhabengebiet die Rodung
von drei Baumen und drei Strauchern erforderlich. Die Baume wurden hinsichtlich
ihrer Eignung als Habitat fur Geholzbruter und Fledermause gutachterlich unter-
sucht. Die Baume im Eingriffsbereich weisen keine geeigneten Ritzen, Spalten o-
der Hohlen auf, die als Habitat fur Fledermause geeignet sind. Sie bieten auch
keine geeigneten Hohlen flr Geholzbriter. Allerdings wurde eine potenzielle Eig-
nung als Bruthabitat fur Gehdlzfreibruter festgestellt

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen

Fir die Tierwelt sind Auswirkungen durch Scheuch-, Meidungs-, Vergramungs-
und Barrierewirkung zu erwarten. Diese werden in den Gutachten allerdings fur
Végel und Fledermause als gering eingestuft.

Ein Kollisionsrisiko mit den Anlagen kann jedoch fur die Vogel wie auch die Fle-
dermausfauna nicht ausgeschlossen werden.

Lokale und migrierende Fledermausarten

Hinsichtlich des betriebsbedingten Kollisionsrisikos fur lokale wie auch migrie-
rende Fledermause ergeben sich (zeitweise) hohe Beeintrachtigungen durch das
Repowering-Vorhaben. Um das mdgliche Eintreten des Verbotstatbestandes der
Totung von Individuen gemaf § 44 BNatSchG zu minimieren, sind Vermeidungs-
malfinahmen vorzusehen. Die Gutachter schlagen einen Betrieb der WKA mit Ab-
schaltvorgaben vor. Diese MalRnahme wird als Nebenbestimmung in die Genehmi-
gungsbescheide ubernommen, sodass die Verbotstatbestande nach § 44
BNatSchG nicht eintreten kdnnen. Im Zusammenhang mit den ErschlieRungsmal3-
nahmen werden keine Quartiere der Fledermause beeintrachtigt, sodass es nicht
zu einem Lebensraumverlust kommt.

Brutvégel (inklusive Grol3végel)

Die Anlage 1 des Vierten Gesetzes zur Anderung des Bundesnaturschutzgesetzes
(4. BNatSchGAndG) enthalt Informationen zu kollisionsgefahrdeten Brutvogelarten
in Bezug auf den Betrieb von WKA. Hiernach besteht eine Kollisionsgefahrdung
fur bestimmte Grof3- und Greifvogelarten, demgegenuber weisen Arten, die nicht
in Anlage 1 aufgefiihrt sind, kein artenschutzrechtlich relevantes Kollisionsrisiko
auf. Nachfolgend werden die Ergebnisse der kollisionsgefahrdeten Vogelarten zu-
sammengefasst.

Das nachste Vorkommen des Seeadlers befindet sich in Uber 5.000 Metern Entfer-
nung zu den geplanten WKA. Weder im Nahbereich (500 Meter) noch innerhalb
des zentralen Prufbereiches (2.000 Meter) sind Lebensstatten des Seeadlers be-
kannt oder wurden wahrend der Horstkartierung 2023 festgestellt. Eine Bedeutung
fur das Vorhaben kann fur die Arten Schreiadler und Steinadler ausgeschlossen
werden, da diese in Schleswig-Holstein nicht vorkommen, ebenso fur den Fisch-
adler, der nur mit einem Paar im Kreis Herzogtum Lauenburg brutet. Bruten der
Kornweihe beschranken sich in Schleswig-Holstein auf die nordfriesischen Inseln
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und die grof3en Grunlandgebiete in den Moor- und Flussniederungen. Die geplan-
ten WKA-Standorte befinden sich damit aufl3erhalb des Verbreitungsgebiets der
Art. Der nachste bekannte Wiesenweihen-Brutplatz liegt in 1.600 Metern Entfer-
nung (Neststandort Neumarienhof) und befindet sich damit nach im erweiterten
Prufbereich (2.500 Meter). Aufgrund des Rotor-Boden-Abstandes von mehr als 30
Meter ist kein Konflikt gegeben. Innerhalb des artspezifischen Nahbereichs (400
Meter) oder zentralen Prufbereichs (500 Meter) sind keine Vorkommen bekannt.

Die Rohrweihe ist in Schleswig-Holstein weit verbreitet, vor allem an den Kisten
und in der ostholsteinischen Seenplatte. Bei Kartierungen in den Jahren 2021 und
2022 wurden vier Brutnachweise erbracht. Der nachstgelegene dauerhaft geeig-
nete Neststandort aus 2023 liegt etwa 790 Meter von der geplanten WKA M8 ent-
fernt, alle anderen Uber 1.000 Meter. Damit befinden sich alle Brutstandorte im er-
weiterten Prufbereich gemal § 45b Absatz 1-5 BNatSchG. Es sind keine Nester
im Nahbereich (400 Meter) oder zentralen Prifbereich (500 Meter) bekannt. Da
sich der Rotordurchgang bei 43,4 Metern und somit Uber 30 Meter befindet, be-
steht nur ein geringes Kollisionsrisiko fur diese Art.

Der Rotmilan hat seinen Verbreitungsschwerpunkt im Osten und Stidosten
Schleswig-Holsteins. Es sind keine Vorkommen in den relevanten Prufbereichen
bekannt, auch wahrend der Kartierungen gab es keine Hinweise auf Rotmilane.

Der Schwarzmilan ist ein seltener Brutvogel in Schleswig-Holstein, hauptsachlich
im Sudosten des Landes. Es wurden keine Vorkommen in den relevanten Prifbe-
reichen festgestellt.

Wanderfalken briten in Schleswig-Holstein vorwiegend entlang der Unterelbe und
dem Wattenmeer, nutzen hoch angebrachte Nisthilfen und auch Bodenbruten auf
den Inseln des Wattenmeeres. Es sind keine Vorkommen im Nahbereich (500 Me-
ter), zentralen Prufbereich (1.000 Meter) oder erweiterten Prufbereich (2.500 Me-
ter) bekannt. Dieses Ergebnis deckt sich mit den Hinweisen aus den Horstkartie-
rungen im Jahr 2023.

Baumfalken-Brutplatze sind ebenfalls nicht bekannt, weder im Nahbereich (350
Meter), noch im zentralen Prifbereich (450 Meter) und im erweiterten Prufbereich
(2.000 Meter). Auch bei den Flugbeobachtungen 2023 gab es keine Hinweise.

Fur den Wespenbussard liegen keine Kenntnisse Uber Vorkommen in den rele-
vanten Prifbereichen vor. Ein Vorkommen der Art kann aufgrund des Verbrei-
tungsgebiets ausgeschlossen werden.

Der Weilstorch konzentriert sich in Schleswig-Holstein hauptsachlich auf den
Westen und Sudosten, brutet aber nur auf kiinstlichen Horsten. Es liegen keine
bekannten Brutplatze im Nahbereich (500 Meter), zentralen Prufbereich (1.000
Meter) oder erweiterten Prifbereich (2.000 Meter) um die geplanten WKA. Der
nachste bekannte Brutplatz ist mehr als 11 Kilometer entfernt.

Die Sumpfohreule hat keine bekannten Vorkommen in den relevanten Prufberei-
chen, ebenso der Uhu, der in Schleswig-Holstein weit verbreitet ist, aber nicht in
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der Marsch und auf den Nordseeinseln. Wahrend der Kartierungen wurden keine
Uhus im Projektumfeld festgestellt.

Rast- und Zugvégel

Durch die geplanten WKA ist keine signifikante Erhohung des allgemeinen Le-
bensrisikos fur Zug- und Rastvogel zu erwarten. Die geplanten WKA liegen inner-
halb des Abwagungskriteriums — Hauptachsen des Uberregionalen Vogelzugs.
Wie von der Oberen Naturschutzbehdrde (ONB) in ihrer Stellungnahme vom

25. September 2024 hingewiesen, entsprechen die Zug- und Rastvogelerfassun-
gen 2017 und 2018 aufgrund verkurzter Kartierungszeiten nicht den methodischen
Anforderungen der ONB, der Einschatzung des Gutachters, dass keine erhdhte
Gefahrdung der Zugvoégel durch die geplanten WKA zu erwarten ist (BioConsult,
12/2023), kann jedoch unter Berlcksichtigung der erfassten Arten (im Herbst vor-
wiegend Singvogel, insbesondere Wiesenpieper und Stare und im Frihjahr domi-
nierten bei einer geringen Individuenzahl Enten und Ganse) seitens der ONB zu-
gestimmt werden. Hinsichtlich der Rastvdgel bleibt festzustellen, dass Nahrungs-
und Rastgebiete flir Zwergschwane sowie flur Singschwane und Ganse durch die
vorgesehene Planung nicht betroffen sind.

Amphibien

Wahrend der Bauphase besteht fir Amphibien ein erhdhtes Tétungsrisiko durch
die Bautatigkeit. Es sind daher geeignete Vermeidungsmalnahmen vorzusehen,
wie Bauzeitenregelung, Besatzkontrolle, Umsetzen von Amphibienlaich, Larven
und adulten Tieren. Diese MalRnahmen werden als Nebenbestimmung in den Ge-
nehmigungsbescheid ibernommen.

Maligebliche anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen auf Amphibien sind
nicht zu erwarten. Es findet mit den bauseitigen und dauerhaften Verrohrungen
(circa 600 Meter fur beide Teilgebiete) nur ein vergleichsweise geringer Eingriff in
potenzielle Laichgewasser statt. AuRerdem werden mit dem Ruickbau der Be-
standanlagen verrohrte Grabenabschnitte wiederhergestellt (305 Meter). Im LBP
sind fur den Eingriff in die Graben Ausgleichsmalinahmen vorgesehen. Vorhaben-
bedingt sind unter Beachtung von Minderungs- und AusgleichsmalRnahmen keine
Stérungen von Amphibien anzunehmen. Auch kann eine Beeintrachtigung fur
uberwinternde Amphibien ausgeschlossen werden, da die Tiere auf andere Berei-
che ausweichen konnen.

Artenschutz

Die artenschutzrechtliche Prufung ist ausfuhrlich in den artenschutzfachlichen Un-
terlagen (BioConsult SH 2023) dargestellt. Die vorkommenden relevanten Arten
wurden identifiziert und einer Konfliktanalyse unterzogen. Methodisch wurde so
vorgegangen, dass eine Bestandserfassung (Erfassungen im Untersuchungs-
raum, Potenzialanalysen, Datenrecherchen) erfolgte und darauf aufbauend eine
Artenschutzbetrachtung vorgenommen wurde. Die Artenschutzrechtliche Priafung
fur die Teilgebiete Marienkoog Ost und West kommt zu folgenden Ergebnissen:
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§ 44 Absatz 1 Nummer 1 BNatSchG — Schadigung/To6tung

Brutvogel

Angesichts der vorhandenen Strukturen besteht nur ein geringes Gefahrdungspo-
tenzial fir Brutvogel. Es ist jedoch ein Potenzial fur Rohrichtbriter wie das Blau-
kehlchen vorhanden. DarUber hinaus ist insbesondere fur Offenlandbriter wie Kie-
bitz, Feldlerche und Grauammer mit einem Potenzial zu rechnen. Um artenschutz-
rechtliche Verbotstatbestande gemal} § 44 Absatz 1 BNatSchG zu vermeiden,
sollte die Errichtung der Anlagen und Zuwegung auf3erhalb der Brutzeit der heimi-
schen Arten erfolgen. Im Zeitraum vom 1. Marz bis zum 15. August dlurfen daher
keine Baumalnahmen durchgefuhrt werden. Falls diese Bauzeitfenster nicht ein-
gehalten werden kénnen, mussen alternative Mallnahmen (Vergramungsmalfinah-
men) ergriffen werden.

Grolvogel

Wiesenweihen wurden ab einem Mindestabstand von etwa 1,6 Kilometern
(Neumarienhof, 2022) nachgewiesen. Laut avifaunistischem Gutachten besteht
aufgrund der Distanz keine Betroffenheit (Abstand der WKA-Planung zum nachs-
ten Neststandort: 1,6 Kilometer im Teilgebiet Marienkoog-Ost und 2,3 Kilometer im
Teilgebiet Marienkoog-West). Brutplatze der Wiesenweihe kdnnen jedoch jahrlich
wechseln und in Getreidefeldern auftreten, weshalb eine baubedingte Betroffen-
heit nicht ausgeschlossen werden kann.

Gemal avifaunistischem Gutachten befinden sich im Umfeld Brutplatze der Rohr-
weihe (im Nahbereich der WKA M8 im Teilgebiet Marienkoog-Ost sowie in 1,5 Ki-
lometern Entfernung zum nachsten WKA-Standort im Teilgebiet Marienkoog-
West). Es handelt sich um ein temporares Habitat, das in den Folgejahren nicht
besetzt war. Eine Betroffenheit des Nahbereichs ist allerdings nur fir dauerhaft
geeignete Habitate anzunehmen. Hinzu kommt, dass der Rotordurchgang bei tber
30 Metern liegt. Damit besteht nur ein geringes Kollisionsrisiko fur die Rohrweihe.

Rastvogel

Die Rastvogelerfassungen hatten zum Ergebnis, dass nur geringe Individuenzah-
len der jeweiligen Art im Vorhabengebiet vorhanden sind. Zwar liegt das Vorha-
bengebiet innerhalb des Kistenstreifens, der als Nahrungs- und Rastgebiet dient,
jedoch wurde an keinem Erfassungstag die 2 %-Schwelle der jeweiligen Art er-
reicht. Eine potenzielle vorhabenbedingte Betroffenheit der Rastvdgel ist daher
nicht gegeben.

Zugvogel

Das Vorhaben liegt innerhalb des Abwagungskriteriums ,,Hauptachse des Uberre-
gionalen Vogelzugs®. Die Erfassung der Zugvogel wurde in den Jahren 2017 und
2018 vorgenommen, dabei wurde der Herbst- und Frihjahrszug untersucht. Da-
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nach konnte der Herbstvogelzug mit mittel und der Fruhjahrszug mit gering bewer-
tet werden. Eine potenzielle vorhabenbedingte Betroffenheit der dortigen Zugvogel
ist somit nicht gegeben.

Amphibien

Mit den besonnten, stehenden Kleingewassern (Trankekuhlen) ist ein Potenzial fur
den Moorfrosch gegeben. Daraus kann eine potenzielle vorhabenbedingte Betrof-
fenheit der Amphibienart Moorfrosch des Anhanges IV der FFH-Richtlinie ange-
nommen werden. Um das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestande ge-
maf § 44 Absatz 1 BNatSchG zu vermeiden, ist vorgesehen, vor Beginn der Bau-
arbeiten Besatzkontrollen durchzufuhren. Als Vermeidungsmalinahme sind die
Bereiche mit Besatz zu ermitteln und kleinraumig durch die Errichtung von Amphi-
bienschutzzaunen zu schitzen.

Fledermause

Aufgrund der Habitatausstattung ist mit dem Vorkommen verschiedener lokaler
Fledermausarten zu rechnen. Eine vorhabenbedingte Betroffenheit von Individuen
der Gruppe der Fledermause des Anhanges IV der FFH-Richtlinie ist daher gege-
ben. Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestande (Schadigungsver-
bot gemal § 44 Absatz 1 BNatSchG) sind geeignete MalRnahmen zu ergreifen,
die eine Gefahrdung der Fledermause ausschliel3en. Dazu ist die Abschaltung der
WKA in Zeiten hoher Fledermausaktivitat vorzusehen (Betriebsvorgaben).

§ 44 Absatz 1 Nummer 2 BNatSchG — Erhebliche Storungen

Dieser Verbotstatbestand wird vorhabenbedingt fur Arten des Anhangs IV der
FFH-Richtlinie sowie fur europaische Vogelarten nicht verwirklicht.

§ 44 Absatz 1 Nummer 3 BNatSchG — Ruhe- und Fortpflanzungsstatten

Rohrichtbriter und Amphibien

Eine durch das Vorhaben bedingte Beeintrachtigung von Fortpflanzungs- und Ru-
hestatten gemal ist fur die Gilde der Réhrichtbriter und den Moorfrosch wahrend
der Bauphase potenziell moglich. Die geplanten dauerhaften und temporaren Ver-
rohrungen von Graben zur Erschliefung der Vorhabenflache stellen einen Eingriff
in die Habitate von Rohrichtbritern und Amphibien dar. Gleiches gilt auch fur
Maflnahmen zur Verlegung von Graben. Um das Eintreten von Verbotstatbestan-
den nach § 44 Absatz 1 Nummer 3 BNatSchG zu vermeiden, sind artenschutz-
rechtliche Vermeidungsmaflinahmen vorgesehen mit dem Ziel, die 6kologische
Funktion von Graben wiederherzustellen und Uber einen entsprechenden Be-
wuchs Habitate fur Réhrichtbriter und/oder Amphibien zu sichern. In diesem Zu-
sammenhang ist die Offnung/Entrohrung eines Grabenabschnittes auf eine Lange
von insgesamt 7 Metern fur das Teilgebiet Ost, fur das Teilgebiet West 305 Meter
geplant. In diesen wird durch die Umweltbaubegleitung eine zeithnahe Wiederbe-
siedlung sichergestellt. Zudem ist flr die temporare Verrohrung vorgesehen, dass
die Graben nach Rickbau der temporaren Zuwegung in ihren Ursprungszustand
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zuruckgefuhrt werden. Auch hier wird durch die Umweltbaubegleitung gepruift, ob
durch geeignete Anpflanzungen die Wiederherstellung des Ausgangszustandes
ermoglicht wird.

Unter Berucksichtigung von Vermeidungsmalinahmen werden die artenschutz-
rechtlichen Verbotstatbestande nicht beriihrt. Uber die Verbotstatbestande hinaus-
gehende Beeintrachtigungen, wie beispielsweise ein erheblicher Lebensraumver-
lust, sind aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung und der geringen
bis mittleren Habitateignung fur die meisten der vorkommenden Artengruppen
nicht gegeben. Dies gilt sowohl fir Avifauna und Fledermause als auch fur weitere
Artengruppen wie Amphibien.

Die ONB stellt in ihrer Stellungnahme vom 25. September 2024 fest, dass fir die
artenschutzrechtliche Prufung des Repowering-Vorhabens die Voraussetzungen
fur die Anwendung des § 45b Absatz 1-6 BNatSchG erfullt sind. Damit sind Er-
leichterungen fir WKA im Artenschutzrecht verbunden, wie beispielsweise eine
Signifikanzpriufung anhand von definierten Abstanden zwischen WKA und Brut-
platzen kollisionsgefahrdeter Brutvogel. Dabei werden je nach betroffener Art und
Abstand Eingrenzungen von Totungs- und Verletzungsrisiken angenommen bzw.
ausgeschlossen. In der Stellungnahme werden die Untersuchungsergebnisse der
artenschutzrechtlichen Prufung des Vorhabentragers weitgehend bestatigt und die
erforderlichen Malihahmen zum Artenschutz prazisiert. Es sind nachfolgende
Maflinahmen vorzusehen, welche als Nebenbestimmung in den Genehmigungsbe-
scheid ubernommen werden:

» Alle Bautatigkeiten, darunter fallen die Baufeldfreimachung, andere bauvorbe-
reitende Mallnahmen, der Wege- und Fundamentbau sowie die Errichtung der
WKA dirfen zum Schutz von Offenlandbritern in der Zeit vom 1. Marz bis 15.
August nicht ausgefihrt werden.

+ Sind Eingriffe durch die BaumalRnahme in potenzielle Habitate der Réhrichtbru-
ter vorgesehen, dirfen diese in der Brutzeit der Réhrichtbriter vom 1.Marz bis
30. September nicht durchgefuhrt werden.

» Sind Eingriffe durch die Baumalnahme in potenzielle Habitate oder Wander-
korridore der Amphibien (Moorforsch) vorgesehen, dirfen diese in der Aktivi-
tatszeit der Amphibien (1. Marz bis 31. Oktober) nicht durchgefuhrt werden.

+ Eingriffe in Graben, die als Laichgewasser fur Amphibien genutzt werden, dur-
fen nicht wahrend des Zeitraums der Laichablage vom 1. Februar bis 30. April
durchgefuhrt werden.

» Sofern die Einhaltung der Bauzeitenregelung fir Bodenbriter nicht moglich ist,
ist zur Vermeidung des Eintritts der Zugriffsverbote des § 44 Absatz 1 in Ver-
bindung mit Absatz 5 Nummer 1-3 BNatSchG entweder die Ansiedlung der Ar-
ten innerhalb der Baufelder und der Zuwegung durch geeignete MaRnahmen
zu verhindern (Vergramung) oder eindeutig nachzuweisen, dass die betreffen-
den Arten im Vorhabenbereich nicht briten (Besatzkontrolle). Die erforderli-
chen Schutzmallinahmen und deren Umsetzung sind vorab mit der Oberen Na-
turschutzbehoérde abzustimmen. Wird vor dem 1. Marz das Baufeld geraumt
und unmittelbar mit der stérungsintensiven Baumaflnahme begonnen, ist das
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Abweichen von der Bauzeitregelung der Oberen Naturschutzbehdrde unmittel-
bar anzuzeigen.

» Bei Bauunterbrechungen von mehr als 5 Tagen wahrend der Bauausschluss-
frist ist das Baufeld auf zwischenzeitliche Ansiedlungen zu Uberprufen. Die Be-
satzkontrollen sind bei geeigneten Witterungsbedingen durchzuftihren. In der
Regel sind ein bis zwei Gelandeerfassungen notwendig. Wird ein Brutverhalten
nachgewiesen, so ist die Bauausfiihrung am betreffenden Standort bis zur Be-
endigung der Brut (FIiggewerden der Jungvdgel) auszusetzen.

» Sofern Bauarbeiten in den Aktivitatszeitraumen der Amphibien (1. Marz bis
31. Oktober) stattfinden sollen, sind temporare Amphibienschutzzaune im Be-
reich der Wanderkorridore bis Ende Februar aufzustellen und wahrend der Ak-
tivitdtszeit auf Funktionstuchtigkeit durch die Umweltbaubegleitung zu kontrol-
lieren.

* Finden Bauarbeiten/Verrohrungen an Graben in Schwerpunktbereichen des
Moorfroschs wahrend der Laichzeit der Art (1. Februar bis 30. April) statt, sind
die Graben, die temporar bzw. dauerhaft verrohrt werden sollen, im Rahmen
einer Umweltbaubegleitung direkt vor der Baumanahme auf Amphibienlaich
abzusuchen. Sollten Laich und/ oder Laichballen gefunden werden, so mussen
diese fachgerecht in geeignete benachbarte Graben oder andere Gewasser
aulerhalb des Eingriffsbereichs umgesetzt werden. Nach Fertigstellen der
Malnahmen bzw. nach Beendigung des Hauptwanderzeitraums sind die Am-
phibienschutzzaune abzubauen. Der Zeitraum kann in Abstimmung mit der
ONB aufgrund von Witterung und Bauablauf verkirzt werden.

+ Sofern die Einhaltung der Bauzeitenregelungen nicht moglich ist, ist eine zerti-
fizierte Umweltbaubegleitung (UBB) einzusetzen, um die festgesetzten Vermei-
dungs- und Schutzmal3nahmen zu Gberwachen und sicherzustellen. Der Nach-
weis der fachlichen Qualifikationen der Umweltbaubegleitung ist vor Baubeginn
der Oberen Naturschutzbehorde schriftlich vorzulegen. Es ist eine regelmalige
Anwesenheit der Umweltbaubegleitung vorzusehen. Zudem obliegen der Um-
weltbaubegleitung Dokumentationspflichten.

* Im MastfuBbereich sind hochwiichsige und geschlossene Formen von rudera-
len Gras- und Staudenfluren gemaf Kartieranleitung und Standardliste der Bio-
toptypen Schleswig-Holsteins (LfU 2023) aufwachsen zu lassen, wenn der
Mastful® begrint werden soll und nicht als versiegelte Flache geplant ist. Eine
Mahd ist héchstens einmal im Jahr durchzuflihren, um Gehdlzaufwuchs zu ver-
meiden. Die Mahd hat zwischen dem 1. September und dem 28./29. Februar
des Folgejahres zu erfolgen.

* Um den sicheren Zugang zu den WKA fur Service- und Wartungsunternehmen
oder anderen Dritten einwandfrei und ohne gesundheitliche Risiken zu gewahr-
leisten, besteht aus arbeitsschutzrechtlichen Grinden die Moglichkeit, im Mast-
fuRbereich die Ruderalbrache im zwingend notwendigen Umfang aul3erhalb
des vorgenannten Zeitraumes freizuschneiden.
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+ Die zur Uberwachung der Einhaltung der artenschutzrechtlich bedingten Ab-
schaltvorgaben gemall Genehmigung notwendigen Daten sind zu erheben und
5 Jahre vorzuhalten. Die Daten mussen jederzeit abrufbar sein.

Im Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prifung und unter Anwendung des § 45b
Absatz 1-6 BNatSchG ist sichergestellt, dass artenschutzrechtliche Verbotstatbe-
stande nach § 44 Absatz 1 BNatSchG nicht ausgeldst werden. Dabei wird voraus-
gesetzt, dass auch die von der ONB geforderten Schutzmalnahmen (Stellung-
nahme vom 25. September 2024) umgesetzt werden. Eine Ausnahmegenehmi-
gung nach § 45 BNatSchG ist dann nicht erforderlich.

Eingriffsregelung

Die vom Vorhabentrager vorgelegten Landschaftspflegerischen Begleitplane (GFN
mbH 2024) fur die Vorhabengebiete Ost und West beinhalten die Abarbeitung der
Eingriffsregelung gemaR § 15 Bundesnaturschutzgesetz. Die hier vorgenommene
Eingriffsermittlung stellt zunachst die nicht vermeidbaren Beeintrachtigungen von
Natur und Landschaft durch das Repowering-Vorhaben heraus. Auf dieser Basis
werden im Hinblick auf die naturschutzrechtlichen Ausgleichs- und Ersatzanforde-
rungen Kompensationsmalinahmen entwickelt. Der Gutachter gibt dabei nicht nur
Aufschluss Uber den Bestand an Natur, Landschaft, Habitaten, Arten und Biotopty-
pen sowie Biotopstrukturen, sondern zeigt auch die Konflikte auf, die durch das
Repowering-Vorhaben verursacht werden. Hierzu werden die relevanten Wirkfak-
toren im Hinblick auf Beanspruchung von Flachen wahrend des Baus und durch
die Anlagen, Stérungen durch den Baubetrieb, visuellen Wirkungen der Anlagen
sowie betriebsbedingte Wirkungen der WKA benannt und hinsichtlich ihrer Auswir-
kungen auf die einzelnen Schutzguter beschrieben. In diesem Zusammenhang
werden die Schutzglter Boden, Wasser, Klima, Tiere, Biotope und Biotoptypen
sowie Landschaftsbild in einer Konfliktanalyse betrachtet.

Hinsichtlich moglicher negativer Auswirkungen werden MalRnahmen bei Eingriffs-
realisierung benannt. Zunachst gilt es durch geeignete Mallnahmen Auswirkungen
auf die Schutzguter zu vermeiden. Fur verbleibende vorhabenbedingte Beein-
trachtigungen der Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes oder des Landschafts-
bildes ist ein Ausgleich oder Ersatz zu schaffen. Dabei wird generell ein funktiona-
ler Ausgleich angestrebt, hinsichtlich des Landschaftsbildes kann die Kompensa-
tion auch uber eine monetare Abgabe erfolgen. Der ermittelte Kompensationsbe-
darf ist differenziert nach den Bereichen Naturhaushalt (vornehmlich Biotoptypen)
und Landschaftsbild im Kapitel Eingriffsregelung der LBP zusammengestellt.

Die Kompensationsermittlung fur die vorhabenbedingten Beeintrachtigungen rich-
ten sich nach den Vorgaben des Erlasses ,Anwendung der naturschutzrechtlichen
Eingriffsregelung bei Windkraftanlagen® (MELUND-SH 2017). Die erforderliche
Ausgleichsflache entspricht der Summe der durch die WKA Uberspannten Quer-
schnittsflache, also Nabenhdhe x Rotordurchmesser zuzuglich der Halfte der von
den Rotoren bestrichenen Kreisflache. Danach ergibt sich fur die Beeintrachtigun-
gen des Naturhaushaltes durch die vier geplanten WKA (M6 bis M9) im Vorhaben-
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gebiet Ost ein Ausgleichsflachenbedarf von 86.476 m? (rund 8,65 Hektar). Im Vor-
habengebiet Marienkoog West werden sieben Altanlagen rickgebaut und durch
funf neue WKA (M1 bis M5) ersetzt. Unter Berticksichtigung des Rickbaus ergibt
sich hier ein Ausgleichsflachenbedarf von 25.689 m>.

Aulerdem besteht hinsichtlich des Bodens eine Ausgleichsverpflichtung fir die
teilversiegelten und temporar versiegelten Flachen, die fur die ErschlieBungsmal}-
nahmen benotigt werden. Dabei werden die beantragten WKA separat betrachtet.
Eingriffe in Grinlandflachen sind unter Berucksichtigung eines Faktors von 1:0,5
und Eingriffe in Ackerland unter Berucksichtigung eines Faktors von 1:0,3 auszu-
gleichen Fur die dauerhafte Versiegelung der Boden ergibt sich fur die vier WKA
im Vorhabengebiet Ost (M6, M7, M8, M9) ein Ausgleichsbedarf von insgesamt
5.321 m2. Im Vorhabengebiet Marienkoog West wird beim Ausgleichsbedarf
Schutzgut Boden der Ruckbau der 7 Altanlagen bericksichtigt, so dass hier fur
vorhabenbedingte Versiegelungen der Flachenausgleichsbedarf 4.951m? betragt.

Der Bau von Zuwegungen fihrt zu dauerhaften und temporaren Uberbauungen
von Graben. Der Kompensationsfaktor fir dauerhafte Verrohrungen richtet sich
nach der Wertigkeit der Graben. Neben Ublichen Graben (Ausgleich 1:1) sind auch
Graben mit hoherer 6kologischer Wertigkeit (z. B. Reetstreifen) betroffen, die ei-
nen flachenhaften Ausgleich von 1:1,5 erfordern. FlieRgewasser mit Rohricht wer-
den mit 1:2 kompensiert. Dauerhafte Grabeneingriffe umfassen im Vorhabenge-
biet Marienkoog-Ost 191 Meter, wobei teilweise geschuitzte Biotoptypen betroffen
sind. Weiterhin sind temporare Verrohrungen erforderlich (101 Meter), zudem wird
auf einer Strecke von 130 Metern ein Graben verlegt. Eine Grabenverlegung gilt
als temporarer Eingriff und muss, wenn es sich um ein geschutztes Biotop han-
delt, ausgeglichen werden. Insgesamt finden damit auf einer Strecke von 231 Me-
tern temporare Eingriffe in Graben statt, davon gelten 180 Meter als geschutztes
Biotop und sind damit auszugleichen. Im Vorhabengebiet Marienkoog-Ost betragt
der Ausgleichsflachenbedarf fur die dauerhaften Grabenverrohrungen und tempo-
raren Eingriffe 2.830 m2.

Im Vorhabengebiet Marienkoog-West sind dauerhafte Grabenverrohrungen auf
145 Metern Lange geplant. Unter Berucksichtigung der d6kologischen Wertigkeit
ergibt sich eine Ausgleichsflache in Hohe von 952,5 m2. Im Zuge des Rickbaus
werden insgesamt 305 Meter Graben wiederhergestellt. Ein weiterer Gegenwert
ist mit der Herstellung von Anschlussgewassern verbunden, so dass bei den Gra-
ben ein Kompensationsgegenwert von 1.035 m? ermittelt wurde. Somit verbleibt im
Vorhabengebiet Marienkoog-West nach der Verrechnung der neuen Grabenver-
rohrung mit dem Grabenrickbau und entsprechender Zuordnung zu den geplan-
ten WKA ein Kompensationsbedarf von 435 m? fur Graben.

Durch das Repowering-Vorhaben sind geschitzte Biotope gemal § 30 BNatSchG
in Verbindung mit § 21 LNatSchG betroffen. Dabei handelt es sich um 32 Meter
dauerhafte Eingriffe und 50 Meter temporare Eingriffe in ein naturnahes lineares
Gewasser mit Rohrichten. Zudem gilt die Grabenverlegung auf 130 Metern als
temporarer Eingriff, so dass geschitzte Graben mit Rohricht auf einer Gesamt-
lange von 212 Metern tangiert werden. Im Vorhabengebiet Marienkoog-West sind
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keine geschutzten Biotope gemal § 30 BNatSchG in Verbindung mit § 21
LNatSchG betroffen.

Der Vorhabentrager plant den Ausgleich tiber Okokonten zu erbringen. Zur Kom-
pensation der vorhabenbedingten Eingriffe in den Naturhaushalt ist eine 31.075 m?
(Teilgebiet Marienkoog-West) und 94.627 m? (Teilgebiet Marienkoog-Ost) grol3e
Flache aus der landwirtschaftlichen Nutzung zu entlassen und dauerhaft der natur-
lichen Entwicklung zuzuflihren (Sukzession).

Die Kompensation setzt sich jeweils entsprechend der Tabelle 26 ,Berechnung
der Gesamtkompensation“ des Landschaftspflegerischen Begleitplans zusammen,
wobei die Eingriffe in Naturhaushalt, durch ErschlieBung und Verrohrungen von
Graben getrennt bezogen auf die jeweilige Anlage aufgefuhrt werden.

Die Kompensation fiir das Teilgebiet Marienkoog-West wird (iber zwei Okokonten
zur Verfligung gestellt. Dabei handelt es sich um die Okokonten ,Raatz‘ mit dem

Aktenzeichen 67.30.3-25/24 in der Gemeinde Nordstrand mit 21.654 Okopunkten
und ,Carstensen” mit dem Aktenzeichen 67.30.3-1/24 in der Gemeinde Ramstedt
mit 9.421 Okopunkten.

Die Kompensation fir das Teilgebiet Marienkoog-Ost wird (iber drei Okokonten
zur Verfligung gestellt. Dabei handelt es sich um die Okokonten ,Wimmersbiill
Schlick® in der Gemeinde Suderliigum mit 58.783 Okopunkten, Okokonto ,Daniel
Tullius Emmelsbill“ in der Gemeinde Emmelsbiill-Horsbiill mit 13.386 Okopunkten
sowie Okokonto ,Uwe Sonnichsen Neukirchen® mit dem Aktenzeichen 67.30.3-
29/23 in der Gemeinde Neukirchen mit 22.458 Okopunkten.

Die vertraglichen Vereinbarungen liegen vor und werden von der Unteren Natur-
schutzbehdérde (UNB) anerkannt.

Weiterhin umfasst die Eingriffsregelung vorhabenbedingte Beeintrachtigungen in
das Landschaftsbild. Dies erfolgt nach den Vorgaben im ,Erlass zur Kompensation
von Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes durch Windkraftanlagen®
(MELUND-SH 2017). Nahere Angaben dazu sind dem Kapitel Schutzgut Land-
schaft zu entnehmen.

Der Kreis Nordfriesland, Untere Naturschutzbehorde, erteilt in seiner Stellung-
nahme vom 18. Dezember 2024 hinsichtlich der Eingriffsregelung flr das Teilge-
biet Marienkoog-West und in seiner Stellungnahme vom 19. Dezember 2024 hin-
sichtlich der Eingriffsregelung fur das Teilgebiet Marienkoog-Ost das Einverneh-
men gemald § 11 Absatz 1 Landesnaturschutzgesetz zu den jeweiligen
Repowering-Vorhaben. Hierzu wird vorausgesetzt, dass der Landschaftspflegeri-
sche Begleitplan (GFN mbH 2024) als Bestandteil der Genehmigungsunterlagen
festgesetzt wird und die Auflagen der UNB in die Genehmigungsbescheide Uber-
nommen werden.

Der Vorhabentrager ist verpflichtet die unvermeidbaren Beeintrachtigungen von
Natur und Landschaft durch Ma3nahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
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pflege auszugleichen oder einen entsprechenden Ersatz zu schaffen. Hierzu wer-
den in den Landschaftspflegerischen Begleitplanen (GFN mbH 2024a und GFN
mbH 2024b) Festlegungen getroffen, die im Einzelnen die Beeintrachtigungen bei
den Schutzgutern Tiere, Biotope und biologische Vielfalt, Landschaftsbild sowie
Boden und Wasser umfanglich kompensieren. Der Ausgleichsbedarf kann durch
die im LBP festgelegten MaRnahmen und die Erganzungen der UNB vollstandig
gedeckt werden. Im Hinblick auf die Eignung dieser Malihahmen werden gesetz-
lich und planerisch geschutzte Flachen, Biotope und Arten berucksichtigt.

Auswirkungen auf Natura 2000-Gebiete

Durch die Europaische Union wurde zur Erhaltung der biologischen Vielfalt und
zum Schutz der natirlichen Lebensraume sowie der wildlebenden Arten auf der
Grundlage der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie) und der Vogel-
schutzrichtlinie das europaische Schutzgebietssystem Natura 2000 aufgebaut.
Entsprechend § 34 BNatSchG sind Projekte vor ihrer Zulassung oder Durchftih-
rung auf ihre Vertraglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura 2000-Gebiets
zu Uberprifen, wenn sie einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Projekten
oder Planen geeignet sind, das Gebiet erheblich zu beeintrachtigen.

Das Vorhabengebiet liegt aul3erhalb von Natura 2000-Gebieten. Allerdings befin-
det sich rund 360 Meter westlich das Natura 2000 Vogelschutzgebiet ,Ramsar-Ge-
biet S-H Wattenmeer und angrenzende Kistengebiete” (DE-0916-491), das
gleichfalls als FFH-Gebiet (DE-0916-391 ,NTP S-H Wattenmeer und angrenzende
Kiistengebiete*) ausgewiesen ist. Ahnliche Lagebeziehungen sind zum National-
park schleswig-holsteinisches Wattenmeer festzustellen. Das Teilgebiet 1 ,Natio-
nalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer und angrenzender Kiustenstreifen®
sowie Teilgebiet 3 ,Kdge an der Westklste Schleswig-Holsteins“ befinden sich au-
Rerhalb, aber im Nahbereich des geplanten Windparks. Fir die genannten Schutz-
gebiete sind entsprechend der Schutzzwecke Erhaltungsziele definiert.

Im Jahr 2019 wurde gemal} § 34 BNatSchG eine Prifung zur Vertraglichkeit mit
den Erhaltungszielen der Schutzgebiete fur das Projekt durchgeflihrt (BioConsult
SH 2019). Das Ergebnis zeigte, dass keine erheblichen Beeintrachtigungen der
Erhaltungsziele durch die Windkraftnutzung im betroffenen Windvorranggebiet zu
erwarten sind (PR1_NFL_039). Dies gilt sowohl fir Vorkommen innerhalb des
Schutzgebietes (tatsachliche oder potenzielle Brutplatze sowie unverzichtbare
Nahrungs- oder Rastflachen fur Rastvogel) als auch fur mégliche Funktionsbezie-
hungen zu essenziellen Teilhabitaten aulRerhalb des Schutzgebietes. Es ist somit
nicht von einer Beeintrachtigung des Erhaltungszustandes der Arten oder der Er-
haltungsziele auszugehen. Die Wiederherstellung eines gunstigen Erhaltungszu-
stands fur Brutvorkommen wird dadurch nicht erschwert. Die Koharenz des Natura
2000 Netzwerkes bleibt sowohl raumlich als auch funktional gewahrleistet, da das
Vorhaben aufderhalb des Schutzgebietes liegt und hdochstens punktuell sowie sehr
kleinrdumig im Schutzgebiet wirkt. Fur die Erhaltungsziele wurden insgesamt
keine erheblichen Beeintrachtigungen prognostiziert.
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Aufgrund der Art des Vorhabens, der mit dem Vorhaben verbundenen Wirkfakto-
ren sowie aufgrund der raumlichen Lage des Vorhabenstandortes zu Natura 2000-
Gebieten kdnnen Beeintrachtigungen von Natura 2000-Gebieten ausgeschlossen
werden.

Nachteilige Auswirkungen auf Bestandteile und Erhaltungsziele der oben genann-
ten Natura 2000-Gebiete durch das Vorhaben inklusive der verbleibenden Be-
standsanlage sind daher insgesamt nicht zu erwarten.

Diese Einschatzung des Gutachters wird durch die Stellungnahme der National-
parkverwaltung im Landesbetrieb Kustenschutz, Nationalpark und Meeresschutz
vom 22. August 2024 bestatigt. Insbesondere aufgrund der bereits bestehenden
Vorbelastung im vorhandenen Windpark kann eine erhebliche Beeintrachtigung
der Schutz- und Erhaltungsziele des Nationalparks Schleswig-Holsteinisches Wat-
tenmeer ausgeschlossen werden. Eine erhdhte Sperrwirkung auf Zugvogel ist auf-
grund der Vorbelastungen ebenfalls nicht zu erwarten.

Boden und Flache
Baubedingte Auswirkungen

Bauseitig werden temporar Bau- und Montageflachen bendtigt. Die Beanspru-
chung wahrend der Bauzeit dauert in der Regel wenige Monate, wobei Flachen
von etwa 2,8 Hektar temporar fur die Errichtung der neun WKA beansprucht wer-
den. Dabei sind Beeintrachtigungen der Bodenfunktionen wahrend der Bauzeit zu
mindern. Zur Vermeidung von Bodenschaden, beispielsweise durch Verdichtung,
sieht der Vorhabentrager zahlreiche bodenschonende Malinahmen gemaf} LLUR-
SH (2014) ,Leitfaden Bodenschutz auf Linienbaustellen“ vor. Hierzu zahlen die
Herstellung der Flachen mit Schotter, wie auch der Einsatz von Stahl-/Aluplatten
und das Befahren der Béden bei mdglichst trockener Witterung, um Bodenverdich-
tungen zu vermeiden. Nach Abschluss der Bauarbeiten werden die temporaren
BaustralRen wieder rickgebaut.

Es ist von einem ordnungsgemalien Baustellenbetrieb auszugehen. Der Kreis
Nordfriesland formuliert hierzu in seiner Stellungnahme vom 22. November 2024
bodenschutzrechtliche Auflagen, die zu beachten sind. Gefordert ist, dass die ur-
sprunglichen Bodenfunktionen im Bereich der rickzubauenden WKA wiederherzu-
stellen und alle baulichen Anlagen und Anlagenteile (wie Fundamente), Zuwegun-
gen und Stellplatze vollstandig zu entfernen sind.

Daruber hinaus sieht die Stellungnahme abfallrechtliche Vorgaben fur den Rick-
bau der Bestandsanlagen vor. Hiernach sind die beim Abbruch oder Ruckbau der
WKA, Trafostationen, Zuwegungen und Stellflachen anfallenden Abfalle entspre-
chend dem Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) und unter Beachtung der Abfallsat-
zung des Kreises Nordfriesland einer ordnungsgemalen Verwertung oder Beseiti-
gung zuzuflhren. Insbesondere wird auf die Verordnung Uber Anforderungen an
den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke (Ersatz-
baustoffverordnung — ErsatzbaustoffV) vom 9. Juli 2021 hingewiesen. Gleichfalls
ist eine ordnungsgemale Entsorgung von besonders uberwachungsbedurftigen
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Abfallen (Sonderabfalle), wie beispielsweise Trafodle, Schmier- und Betriebs-
stoffe, sicherzustellen. Die Nebenbestimmungen werden in die Genehmigungsbe-
scheide Ubernommen.

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen

Fir die Herrichtung der Anlagenfundamente, der Kranstellflachen und der Zuwe-
gungen erfolgen Voll- und Teilversiegelungen des Bodens. Fur die Fundament-
grindungen werden Bodenflachen im Umfang von 3.739,5 m? dauerhaft vollver-
siegelt (9 x 415,5 m?). Hinzu kommen Flachen flr Kranstellplatze und Zuwegun-
gen, die dauerhaft auf einer Flache von rund 33.000 m? durch Teilversiegelung be-
ansprucht werden. Insgesamt betragt die dauerhafte Bodenversiegelung rund
37.000 m? (3,7 Hektar). Mit dem Repowering-Vorhaben werden sieben WKA voll-
standig ruckgebaut. Der Umfang der damit verbundenen Entsiegelung betragt
circa 8.000 m? (0,8 Hektar).

Die vorliegende Planung des Repowering-Vorhabens bericksichtigt Minderungs-
mafinahmen. So wird der vorhabenbedingte Flachenverbrauch durch eine effizi-
ente Wegeplanung wie auch das Nutzen der bereits vorhandenen versiegelten
Flachen deutlich reduziert.

Die wassergebundenen ErschlieBungen und Stellflachen werden mit unbedenkli-

chen Materialien hergestellt. Mit dem Mutterboden ist sorgsam umzugehen. Er ist
fur Rekultivierungen zu nutzen. Beim Rickbau der Anlagen sind Voll- und Teilver-
siegelungen vollstandig zu entfernen.

Durch die Errichtung von Zufahrtswegen und Kranstellflachen (Teilversiegelung)
sowie die Fundamentgrindung (Vollversiegelung) kommt es in den betroffenen
Bodenbereichen zu einem dauerhaften Verlust der Bodenfunktionen.

Vom Repowering-Vorhaben sind keine speziellen Bodenbildungen oder empfindli-
che Boden betroffen. Die betroffenen Boden weisen aufgrund der intensiven land-
wirtschaftlichen Nutzung und stetigen Entwasserung bereits einen gestoérten Bo-
denaufbau auf.

Wasser
Baubedingte Auswirkungen

Bezlglich des Umgangs mit wassergefahrdenden Stoffen wahrend der Bauphase
ist sicherzustellen, dass alle Regeln und Vorschriften zum Umgang mit wasserge-
fahrdenden Betriebsstoffen eingehalten werden. Werden durch Unfalle oder un-
sachgemalen Umgang, beispielsweise mit wassergefahrdenden Betriebsmitteln,
Schadstoffe freigesetzt, sind angemessene MalRnahmen zur Beseitigung der mog-
licherweise entstehenden Bodenkontaminationen einzuleiten (beispielsweise so-
fortige Auskofferung), um so ein Eindringen der Schadstoffe in das Grundwasser
zu verhindern. Bei einem ordnungsgemalen Baubetrieb sind daher nachteilige
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Auswirkungen auf das Grundwasser auszuschliel3en. Ebenfalls kommen nur Bau-
stoffe zum Einsatz, die hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf das Grundwasser als
unbedenklich eingestuft sind.

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen

Eine direkte Uberplanung von Stand- bzw. Kleingewéssern erfolgt nicht. Der Bau
von Zuwegungen fihrt zu dauerhaften und temporaren Uberbauungen bzw. Ver-
rohrungen von Graben, wobei die Graben unterschiedliche 6kologische Wertigkei-
ten aufweisen kénnen. Ortlich kénnen diese Graben auch als geschltzte Biotope
nach § 30 BNatSchG ausgewiesen sein. Im Vorhabengebiet Marienkoog-Ost sind
auf einer Lange von insgesamt 422 Metern Grabeneingriffe vorgesehen, davon
191 Meter dauerhaft und 231 Meter temporar. Die temporaren Grabeneingriffe
enthalten eine Grabenverlegung von 130 Metern des geschutzten Biotoptyps ,Na-
turnahes lineares Gewasser mit Rohricht®. Dies gilt als Eingriff, der auszugleichen
ist. Insgesamt ergibt sich ein Kompensationsbedarf von 2.830 m? fur Graben.

Im Vorhabengebiet Marienkoog-West ist eine dauerhafte Grabenverrohrung auf
145 Metern Lange geplant. Zudem werden 36 Meter lineare Gewasser temporar
verrohrt. Im Zuge des Ruckbaus der sieben Bestandsanlagen werden 305 Meter
Grabenverrohrungen entfernt bzw. wiederhergestellt. Nach der Verrechnung der
neuen Grabenverrohrung mit dem Grabenruckbau bleibt also ein Kompensations-
bedarf von 435 m? flr Graben.

Durch die dauerhaften Grabenverrohrungen entsteht eine punktuelle Uberbauung
der Oberflachengewasser, die keine erheblichen Beeintrachtigungen auf den
Grund- und Oberflachenhaushalt ausldst. Die Verrohrungen werden hinreichend
dimensioniert, sodass die Graben weiterhin ihre Abflussfunktion auch wahrend
Hochwasserereignissen erfillen.

Die vom Repowering-Vorhaben betroffenen Graben gehdéren zum Deich- und
Hauptsielverband Sudwesthorn-Bongsiel. Dieser hat in seiner Stellungnahme vom
13. August 2024 darauf hingewiesen, dass sich die Standorte der geplanten WKA
in unmittelbarer Nahe von Hauptverbands- und Verbandsanlagen befinden. In die-
sem Zusammenhang sind grundsatzlich satzungsgemalie Vorgaben zu beachten.
Insbesondere wird auf die Einhaltung eines Mindestabstandes von 5 Metern zu
den Verbandsanlagen hingewiesen, der auch fur die baulichen Tatigkeiten gilt.

Bei WKA und Trafostationen handelt es sich um Anlagen, die wassergefahrdende
Stoffe verwenden, wie beispielsweise fur Getriebe, Generatoren oder Trafos. Der
Kreis Nordfriesland formuliert hierzu in seiner Stellungnahme vom 22. November
2024 wasserrechtliche Auflagen, die zu beachten sind. Dabei sind Anforderungen
gemal § 62 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in Verbindung mit der Verordnung
Uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen (AwSV) zu erflllen.

Durch den Bau der Anlagenfundamente erfolgt in Teilbereichen eine Vollversiege-
lung des Bodens, sodass kleinraumig keine Versickerung stattfinden kann. Die
Wasser versickern allerdings ortsnah und kompensieren so das lokale Defizit.
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Gleichfalls entstehen durch den Rickbau der sieben WKA neue Flachen, die zur
Grundwasserneubildung in dem Gebiet beitragen.

Beeintrachtigungen, die durch Versiegelungen und Grabenverrohrung entstehen,
sind nach Naturschutz- und Wasserrecht zu kompensieren. Die Kompensationser-
mittlungen sind Teil des Landschaftspflegerischen Begleitplans (GFN mbH 2024).
Gemal Erlass ,Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung bei Wind-
kraftanlagen“ (MELUND-SH 2017) werden die Beeintrachtigungen durch die Fun-
damentgrindung mit dem Ausgleichsbedarf fiir Beeintrachtigungen des Natur-
haushaltes abgegolten.

Klima und Luft
Baubedingte Auswirkungen

Der Bau und damit verbundene Fahrzeug- und Baumaschinenbewegung fuhren
kurzzeitig zu Freisetzungen von Fremdstoffen in der Luft. Die Wirkungen sind nicht
nachhaltig.

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen

Die einzelnen Baukorper beeinflussen das Windfeld in der nahen Umgebung der
Anlagen, zudem entsteht voribergehende Beschattung mit veranderter Luft-
feuchte und Temperaturen. Des Weiteren bedingt die Versiegelung von Bodenfla-
chen Anderungen hinsichtlich Temperatur und Verdunstung. Im Betrieb verursa-
chen WKA Verwirbelungen und Turbulenzen im bodennahen Bereich. Die Wirkun-
gen sind kleinraumig.

Groldraumige klimatische Veranderungen kdnnen ausgeschlossen werden, da die
Freiflachen erhalten bleiben und keine Luftbahnen verbaut oder groRere Gehdlz-
bestande gerodet werden.

Die langfristige Nutzung des Windes flr die Energieerzeugung liefert einen Beitrag
zur Einsparung fossiler Energietrager. Uber die gesamte Betriebsdauer tiberwie-
gen die positiven Effekte. Eine erhebliche Beeintrachtigung der Schutzgtter Klima
und Luft ist auszuschlief3en und die Umweltauswirkung durch das Vorhaben auf
diese sind damit gering.

Landschaft
Baubedingte Auswirkungen

Baubedingte Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes sind temporar und klein-
raumig.

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen

Im Rahmen des Betriebs wird das Landschaftsbild optisch beeintrachtigt. Diese
Beeintrachtigung erfolgt vor allem durch die Hohe der Anlagen und durch Schat-
tenwurf und Bewegungen, die von den sich drehenden Rotoren ausgehen. Zwar
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werden sieben Bestandsanlagen ruckgebaut, als vertikale, technische Elemente
werden aber die neun WKA mit einer Hohe von etwa 176,6 Metern weithin sicht-
bar sein. Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes entstehen vor allem durch vi-
suelle Veranderungen, dabei nimmt das Ausmalf} mit zunehmender Entfernung ab.
Besonders im Nahbereich der geplanten WKA, der sich Uber den achtfachen Ra-
dius der Gesamthohe der Anlagen erstreckt, werden grundsatzlich hohe Wirkin-
tensitaten angenommen. In der sich anschliellenden subdominanten Wirkzone,
die bis zum 15-fachen Radius der Gesamthohe reicht, wird von mittleren Wirkin-
tensitaten ausgegangen. Bereiche, in denen bestehende WKA die Sicht auf die
neuen WKA behindern, sind von geringen Wirkintensitaten betroffen. Die Land-
schaft wird in drei Raumeinheiten unterteilt, wobei die direkt von der Planung be-
troffene Einheit ("Marienkoog") am starksten durch WKA vorbelastet ist. Zur Vor-
belastung zahlen sowohl die bestehenden WKA als auch die Neubauten des Soll-
Zustands. Generell ist die Vorbelastung in der Umgebung bisher gering, sodass in
der dominanten Wirkzone hauptsachlich hohe und in der subdominanten Wirkzone
uberwiegend mittlere visuelle Wirkintensitaten zu erwarten sind.

Die Wirkintensitat der WKA sind im Landschaftspflegerischen Begleitplan jeweils
fur die Teilgebiete Mariengkoog West (GFN mbH, 2023a) und Ost (GFN mbH,
2023b) methodisch dargestellt. Dabei ist vom Gutachter der Erlass des MELUND
(2017) ,Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung bei Windkraftan-
lagen® herangezogen worden. Zur Beurteilung der Wirkungen des Repowering-
Vorhabens auf das Landschaftsbild hat der Gutachter eine Begehung vor Ort
durchgefliihrt und den Landschaftsraum hinsichtlich Vielfalt, Eigenart und Natur-
nahe analysiert.

Fr den Eingriff in das Landschaftsbild durch die beantragten WKA wurde vom
Gutachter jeweils bezogen auf die Teilgebiete ein Ersatzgeld nach den Vorgaben
des Erlasses ermittelt. Der Berechnung liegt folgende Formel zugrunde: Kompen-
sationsumfang (€) = Grundwert x Landschaftsbildwert x durchschnittlicher Grund-
stlickspreis pro m? (zuzuglich sonstige Grunderwerbskosten). Der Riuckbau der
sieben Bestandsanlagen wird gleichfalls berlcksichtigt. Der durchschnittliche
Grundstlckspreis ist nach den Vorgaben der UNB mit 3,61 €/m? anzusetzen (Stel-
lungnahmen vom 18. Dezember 2024 zum Repowering-Vorhaben Marienkoog-
West sowie 19. Dezember zum Repowering-Vorhaben Marienkoog-Ost). Weiter-
hin ist bei Installation einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung gemaf Er-
lass (MELUND-SH 2017) ein prozentualer Abschlag von 30 % zu bericksichtigen.

Fir das Teilgebiet Marienkoog-West ergibt auf der Basis des LBP, modifiziert
durch die Stellungnahme der UNB vom 18. Dezember 2024 fur die Beeintrachti-
gung des Landschaftsbildes eine Ersatzgeldzahlung im Umfang von 49.493,76 €.
Fur das Teilgebiet Marienkoog-Ost wird auf der Basis des LBP, modifiziert durch
die Stellungnahme der UNB vom 19. Dezember 2024, eine Ersatzgeldzahlung im
Umfang von 480.754,68 € festgesetzt.
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Kulturelles Erbe und sonstige Sachguter
Baubedingte Auswirkungen

Im Rahmen der Bodenarbeiten kann es zu baubedingten Auswirkungen auf Bo-
dendenkmale kommen. Es besteht die Mitteilungspflicht gemaR § 15 Denkmal-
schutzgesetz. Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzuglich un-
mittelbar oder Uber die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehdrde mitzuteilen.
Bei Bertcksichtigung von Vermeidungs- und Vorsichtsmallinahmen gibt es keine
direkte Betroffenheit von Bodendenkmalen.

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen

Das Beeintrachtigungsniveau hinsichtlich Baudenkmaler wird als gering eingestuft.
Vorliegend wurde die Kirche in Neugalmsbull mit einem Umgebungsschutzbereich
von 2 Kilometern abgegrenzt. Die Kirche befindet sich im Siedlungszusammen-
hang von Neugalmsbdill, allerdings bestehen allenfalls diffuse Sichtbeziehungen
auf die Kirche. Dies begrundet sich damit, dass sich die Kirche aufgrund der um-
gebenden Strukturen nicht wesentlich von der Vegetation bzw. den umgebenden
Strukturen abhebt.

Da sich keine relevanten Sachguter im Umfeld der geplanten WKA befinden, gibt
es keine Betroffenheit. Entsprechend belauft sich das Beeintrachtigungsniveau fur
Sachguter auf ein geringes Mal}.

Wechselwirkungen

Die Beschreibung der zu erwartenden Wechselwirkungen, Folgewirkungen und
kumulativen Wirkungen ist integrativer Bestandteil der Wirkungsprognose fur die
einzelnen Schutzguter.

Auswirkungen durch Stilllegung und Riickbau

Baubedingt ergeben sich sowohl bei dem zukulnftigen Ruckbau der zu errichten-
den geplanten WKA wie auch bei dem geplanten Ruckbau der Bestandsanlagen
vergleichbare Auswirkungen wie bei der Errichtung. Die Entsiegelung und Entfer-
nung von Grundungselementen, Leitungen und Kabeln sind mit Eingriffen in den
Boden, die Vegetationsdecke sowie Gewasser (Grundwasser) verbunden. Durch
die Ruckbaumalinahmen kommt es durch Larm, Erschitterungen und optische
Reize zu Stor- und Scheuchwirkungen auf Tiere, Menschen und das Landschafts-
bild. Zudem fuhrt der Rlickbau baubedingt zu Schadstoff- und Staubemissionen.
Es ist mit vergleichbaren Beeintrachtigungen der Schutzglter zu rechnen wie bei
den Bauarbeiten fur den Neubau.

1.2.3 Malnahmen zur Vermeidung und Minimierung von Beeintrachtigungen

Das Repowering-Vorhaben wird in einem bestehenden Windpark der Gemeinde
Galmsbuill errichtet. Dabei werden die sieben Bestandsanlagen rickgebaut und
durch insgesamt neun neue WKA ersetzt. Durch Entsiegelung und Nutzung vor-
handener Befestigungen kann der vorhabenbedingte Eingriff in den Naturhaushalt
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vermindert werden. Zudem wird das geplante Repowering-Vorhaben vornehmlich
auf intensiv genutzten Ackerflachen umgesetzt. Die 6kologischen Funktionen der
Ackerflachen sind bei intensiver Nutzung meist gering. Somit ist der Standort
grundsatzlich fur das geplante Repowering-Vorhaben geeignet.

Nach den zwingenden gesetzlichen Bestimmungen des § 13 und § 15 Absatz 1
und 2 Bundesnaturschutzgesetz sollen erhebliche Beeintrachtigungen von Natur
und Landschaft grundsatzlich vermieden werden. Nicht vermeidbare Beeintrachti-
gungen sind durch Mallinahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
auszugleichen (Ausgleichsmallnahmen) oder zu ersetzen (ErsatzmalRnahmen),
wobei Ausgleich und Ersatz als Formen der Realkompensation alternativ nebenei-
nanderstehen (Bundestagsdrucksache 16/13298 Seite 3). Ausgeglichen ist da-
nach eine Beeintrachtigung, wenn und sobald die beeintrachtigten Funktionen des
Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschafts-
bild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neugestaltet ist (§ 15 Absatz 2

Satz 2 Bundesnaturschutzgesetz). Ersetzt ist eine Beeintrachtigung, wenn und so-
bald die beeintrachtigten Funktionen des Naturhaushalts in dem betroffenen Na-
turraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das Landschaftsbild land-
schaftsgerecht neugestaltet ist (§ 15 Absatz 2 Satz 3 Bundesnaturschutzgesetz).
Soweit dies nicht mdglich ist, ist durch einen Ersatz in Geld zu kompensieren (§ 13
Satz 2 Bundesnaturschutzgesetz). Gemall dem naturschutzrechtlichen Gebot, Be-
eintrachtigungen von Natur und Landschaft zu vermeiden beziehungsweise zu mi-
nimieren, hat der Vorhabentrager zahlreiche Mallnahmen vorgesehen. Diese wer-
den in den naturschutzrechtlichen Fachplanungen zur Eingriffsregelung und zum
Artenschutz (LBP und Faunistisches Fachgutachten und Artenschutzrechtliche
Prufung gemal’ § 44 Absatz 1 BNatSchG) ausfuhrlich beschrieben. Neben den
naturschutzfachlichen Vorgaben sind darlber hinaus Mal3hahmen vorzusehen, die
geeignet sind, schadliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche
Nachteile und erheblichen Belastigungen fur die Allgemeinheit und die Nachbar-
schaft auszuschlielen. Diese Mallnahmen werden in den Genehmigungsbeschei-
den durch Nebenbestimmungen festgeschrieben. Weitere Malnahmen zur Ver-
meidung und Verminderung sind dem UVP-Bericht (GFN mbH, 2024) zu entneh-
men.

1.3 Bewertung der Umweltauswirkungen auf der Grundlage der zusammenfassenden
Darstellung gemaf § 20 Absatz 1b der 9. BImSchV

Gemal § 20 Absatz 1b der 9. BImSchV bewertet die zustandige Behorde auf der
Grundlage der zusammenfassenden Darstellung die Umweltauswirkungen des
Vorhabens im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge im Sinne des

§ 3 UVPG. Die Malistabe, nach denen die Bewertung vollzogen wird, ergeben
sich nach geltenden Fachgesetzen und Ausfuhrungsvorschriften sowie den
Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften auf Basis der benannten
Schutzguter. Die Bewertung dient der Entscheidungsvorbereitung im immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsverfahren. Sie findet als selbststandiger Verfah-
rensschritt getrennt von der Prifung der Zulassungsvoraussetzungen fur das Vor-
haben statt.
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Die Bewertung der Umweltauswirkungen bezieht sich auf den bestimmungsgema-
Ren Betrieb der Anlage. Aulder Betracht bleibt eine schutzgutbezogene Bewertung
der beschriebenen betrieblichen Stérungen, da eine genaue Prognose havariebe-
dingter Umweltauswirkungen generell nicht mdglich ist. Hier wird auf die vom Be-
treiber getroffenen Vorsorgemalnahmen (z. B. Erstellung von Mallnahmenplanen)
hingewiesen. In diesem Zusammenhang wird davon ausgegangen, dass vom Be-
treiber samtliche einschlagigen Bestimmungen der sicherheitstechnischen Be-
lange eingehalten werden.

Nachfolgend erfolgt fir jedes vom Vorhaben betroffene Schutzgut die Bewertung
der erheblichen Umweltauswirkungen gemal § 20 Absatz 1b der 9. BImSchV.

Schutzgut Mensch

Die baubedingten Beeintrachtigungen sind zeitlich begrenzt und finden Uberwie-
gend in mindestens 1 Kilometern Entfernung zu den Ortschaften Emmelsbuill,
Galmsbuillkoog, Mihlendeich und Neugalmsbdll statt, sodass sie als nicht erheb-
lich anzusehen sind.

Hinsichtlich des Schalls ist an den nachstgelegenen Immissionsorten mit keinen
zusatzlichen Belastungen zu rechnen, da mit nachtliche Leistungsreduzierungen
der WKA (Abschaltmodule) der Nachweis einer irrelevanten Zusatzbelastung er-
bracht werden konnte. Bezogen auf die Schattenwurfbelastung werden an einigen
Immissionsorten erhdhte Umweltauswirkungen erwartet, da die entsprechenden
Grenzwerte Uberschritten werden. Auswirkungen durch Schattenwurf kdnnen je-
doch unter Einsatz von Abschaltmodulen vermieden werden. Wenngleich die ge-
planten Anlagen dichter an die vorhandene Bebauung heranrticken, werden die
Mindestabstande (3-fache Gesamthdhe) eingehalten, sodass keine optisch be-
drangende Wirkung entsteht. Um visuelle Beeintrachtigungen zu reduzieren, ver-
pflichtet sich der Vorhabentrager zur Einbindung der Neuanlagen in das System
zur bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) des Bestandswindparks.

Beeintrachtigungen des Schutzgutes Mensch durch Schall, periodischen Schat-
tenwurf, Gefahrenkennzeichnung (Befeuerung), bedrangende Wirkung, Eiswurf,
oder Havarien werden somit durch geeignete Minimierungsmalnahmen wie
nachtliche Leistungsreduzierungen und Abschaltungen sowie weitere Genehmi-
gungsauflagen auf ein insgesamt geringes bis mittleres Mal3 reduziert.

Damit wird die Einhaltung bestehender gesetzlicher Vorschriften und Vorgaben
gewahrleistet.

Erhebliche Beeintrachtigungen des Schutzgutes Mensch sind so ausgeschlossen.
Dies wird in den vorhandenen Unterlagen nachvollziehbar dargelegt.

Schutzgut Pflanzen und biologische Vielfalt

Im nahen Umfeld des Repowering-Vorhabens stehen ausreichend Ausweichbio-
tope und damit ausreichend geeigneter Ersatzlebensraum wahrend der Bauphase
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zur Verfugung. Temporar beanspruchte Flachen werden nach Abschluss der Bau-
malinahmen wiederhergestellt. Durch Bodenversiegelung und Verdichtung erfolgt
eine Uberplanung tiberwiegend intensiv landwirtschaftlich genutzter Flachen.
Gleichzeitig findet ein Ruckbau der Bestandsanlagen statt, sodass sich hier ent-
sprechend der Umgebung neue Biotoptypen entwickeln kdnnen. Fur die Erschlie-
Rung mussen allerdings Graben abschnittsweise dauerhaft verrohrt werden (in
Marienkoog-Ost auf 191 Metern Lange, in Marienkoog-West auf 145 Metern
Lange).

Diese Eingriffe werden nach naturschutzrechtlicher Genehmigung entsprechend
ausgeglichen, sodass insgesamt erhebliche Beeintrachtigungen des Schutzgutes
nicht zu erwarten sind. Die Kompensationsermittlung erfolgt unter Anwendung des
Erlasses ,Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung bei Windkraft-
anlagen®.

Schutzgut Tiere und Artenschutz

Es werden die Auswirkungen auf die Vogelwelt, die Fledermausfauna und die Am-
phibien beurteilt. Diese werden insgesamt als gering angesehen, solange die in
den Gutachten beschriebenen Maflnahmen und durch die Naturschutzbehdrden
formulierten Auflagen eingehalten werden.

Aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung im Betrachtungsraum und
der fUr viele Arten unzureichenden Habitatausstattung sind insgesamt nur wenige
Arten bzw. aufgrund der geringen Siedlungsdichten der Arten auch nur einzelne
Brutpaare betroffen. Auch eine erhebliche Beeintrachtigung fur den Uhu kann auf-
grund fehlender Nahrungshabitate ausgeschlossen werden. Die Beeintrachtigun-
gen durch den Bau der Zuwegung bzw. der WKA selbst sowie die betriebsbeding-
ten Stérungen sind daher als gering anzusehen.

Artenschutzrechtliche Bedenken bezuglich der Rohricht- und Bodenbruter wie
auch der Amphibien kénnen durch geeignete MaRnahmen (Bauzeitenregelung,
rechtzeitige Baufeldraumung und Vergramung vor der Brut- und Laichzeit mit Be-
satzkontrollen) ausgeraumt werden. Die Erheblichkeit auf das Schutzgut wird un-
ter Beachtung der Minimierungsmafnahmen bei der Flacheninanspruchnahme als
gering eingestuft.

Aufgrund der Wirkung der Baukdrper als Ensemble und der drehenden Rotoren
sind bei den Vogeln und bei den Fledermausen die Auswirkungen als dem durch-
schnittlichen Lebensrisiko entsprechend eingestuft. Fur die Fledermausfauna gel-
ten vorsorgliche Abschaltungen. Durch ein nachgeschaltetes Hohenmonitoring fur
die Fledermause konnen aktuelle Daten zur artenschutzrechtlichen Relevanz und
zu moglichen Konflikten mit der Planung gewonnen und der Abschaltalgorithmus
angepasst oder aufgehoben werden. Die Anlagensockel und Zuwegungen sollten
madglichst unattraktiv fir die Tierwelt gestaltet werden, da sonst Kollisionsrisiken
fur Fledermause und Greifvogel entstehen.
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Insgesamt sind bei Beachtung der Malinahmen naturschutzrechtlichen Ausgleichs
und den Artenschutzvorgaben keine erheblichen Beeintrachtigungen auf das
Schutzgut Tiere zu erwarten.

Schutzgut Flache

Der Flachenverbrauch durch das geplante Repowering-Vorhaben ist aufgrund der
Kleinrdumigkeit gemessen an der Gesamtflache des Untersuchungsraums sehr
gering. Hinzu kommt, dass durch die Planung des Repowering-Vorhabens an dem
vorhandenen Standort verhindert wird, dass flr die Realisierung des Vorhabens
weitere Flachen anderenorts in Anspruch genommen werden. Ortlich kénnen vor-
handene versiegelte Flachen der Bestandsanlagen weiter genutzt werden,
wodurch Synergieeffekte entstehen. Zusammenfassend wird das beantragte
Repowering-Vorhaben fur das Schutzgut Flache als vertraglich bewertet.

Schutzgut Boden

Eine Beeintrachtigung des Schutzgutes Boden erfolgt durch Abgrabung, Verdich-
tung sowie Teil- und Vollsiegelung. Bei dem Errichten von Windkraftanlagen
kommt es im Bereich der Fundamente zu einem Totalverlust. Im Bereich der
Stichwege und der Kranstellflachen bleibt die Versickerungsfahigkeit aufgrund der
Schotterbauweise erhalten. Es kommt nur oberflachlich zur Stérung der Boden-
struktur. Die Boéden sind durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung vorbelas-
tet. Eine besondere Schutzwirdigkeit aus natur- und kulturhistorischer Sicht oder
in Bezug auf Seltenheit ist nicht zu erkennen. Das Havarierisiko nimmt aufgrund
des fortschreitenden Standes der Technik ab. Der stattfindende Eingriff wird ge-
mafl dem Runderlass des Landes zum ,Verhaltnis der naturschutzrechtlichen Ein-
griffsregelung zum Baurecht® ausgeglichen. Dazu liegt eine Ausgleichsbilanzie-
rung im LBP jeweils fur die Teilgebiete Ost und West vor, die zu beachten sind.

Erhebliche Beeintrachtigungen des Schutzgutes Boden werden damit ausge-
schlossen.

Schutzgut Wasser

Stand- bzw. Kleingewasser sind nicht direkt betroffen. FlieRgewasser in Form von
Entwasserungsgraben muissen kleinrdumig fur die Erschlielung dauerhaft verrohrt
werden (Marienkoog-Ost 191 Meter Lange, Marienkoog-West 145 Meter Lange).
Aulierdem sind ortlich wahrend der Bauzeit temporare Verrohrungen erforderlich.
Mit dem Ruckbau von Altanlagen im Vorhabengebiet Marienkoog-West werden
auf einer Lange von insgesamt 305 Metern nicht mehr bendtigte Verrohrungen zu-
ruckgebaut. Die Verrohrungen werden in der Eingriffsregelung berucksichtigt.

Bei der Verrohrung der Graben wird gewahrleistet, dass die Durchlassigkeit erhal-
ten bleibt oder wiederhergestellt wird. Zudem ist vorgesehen, einen Grabenab-
schnitt auf einer Lange von insgesamt 7 Metern zu 6ffnen. In diesem offenen Be-
reich soll durch geeignete Bepflanzung eine Wiederbesiedlung erfolgen, um den
ursprunglichen Zustand wiederherzustellen. Dies gilt auch fur die temporare Ver-
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rohrung. Nach dem Ruckbau der temporaren Zuwegung werden die Graben in ih-
ren Ursprungszustand zurtckgefuhrt. Die MalRnahmen werden durch eine Umwelt-
baubegleitung unterstutzt.

Die Beeintrachtigungen durch Fundamentgriandung und Versiegelung werden im
Hinblick auf die Grundwasserneubildung als gering eingestuft. Zudem wird der
Eingriff in den Wasserhaushalt durch den Rickbau der sieben Bestandsanlagen
verringert.

Das Repowering-Vorhaben hat keinen erhéhten Oberflachenabfluss von Nieder-

schlagswasser zur Folge. Der Boden im Bereich der Fundamente weist nur punk-
tuell eine Vollversiegelung auf, die Zuwegungen und Kranstellflachen werden als
Schotterflache hergestellt, so dass eine Wasserdurchlassigkeit ermdglicht wird.

Nicht zu erwarten ist auch eine Verunreinigung des Grundwassers durch den Ein-
trag wassergefahrdender Stoffe, da durch Nebenstimmungen sichergestellt wird,
dass bei der Lagerung und beim Umgang mit derartigen Stoffen durch den Vorha-
bentrager die notwendigen Sicherheitsvorkehrungen getroffen werden. Aufderdem
wird dafur Sorge getragen, dass die verwendeten Baumaschinen und sonstigen
mit Kraftstoffen betriebenen Aggregate auf den Austritt von wassergefahrdenden
Stoffen ausreichend Uberwacht werden.

Insgesamt werden erhebliche Beeintrachtigungen fir das Schutzgut Wasser nicht
erwartet.

Schutzguter Klima und Luft

Das Repowering-Vorhaben fuhrt durch Verwirbelungen und Beschattungen klein-
raumig zu Veranderungen von Klimaelementen. In der Bauphase kénnen durch
Emissionen der Baufahrzeuge geringe Beeintrachtigungen der Luftqualitat entste-
hen. Anlagenbedingt ist durch den Ersatz von fossilen Brennstoffen von einem po-
sitiven Effekt auf die Luftqualitat auszugehen.

Insgesamt werden keine erheblichen Beeintrachtigungen fur die Schutzglter
Klima und Luft erwartet.

Schutzgut Landschaft

Das Landschaftsbild der Region wird malf3geblich von den bestehenden WKA und
einer intensiven Landwirtschaft mit einer Vielzahl von Graben, davon einige mit
Geholzstrukturen gepragt. Das Vorhabengebiet ist daher erheblich durch WKA
vorbelastet. Wenngleich WKA im betroffenen Bereich bereits ortsublich sind und
zum Landschaftsbild gehoren, entstehen mit dem Repowering-Vorhaben durch
neun deutlich groRere und leistungsstarkere Anlagen, die sieben kleinere Be-
standsanlagen innerhalb des Windparks ersetzen, zusatzliche Beeintrachtigungen
des Landschaftsbildes. Fur die nachtliche Befeuerung existieren als Minderungs-
malinahme bedarfsorientiert arbeitende Befeuerungsanlagen.
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Ein finanzieller Ausgleich fur den Eingriff in das Landschaftsbild erfolgt im Rahmen
des Runderlasses ,Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung bei
Windkraftanlagen®. Dazu liegen fur die Teilgebiete Ausgleichsbilanzierungen im
LBP, die durch die Stellungnahmen der UNB modifiziert wurden, vor. Die sich dar-
aus ergebenden Ersatzgeldzahlungen werden in den Genehmigungsbescheiden
verpflichtend festgelegt.

Insgesamt sind die vorhabenbedingten Beeintrachtigungen des Schutzgutes Land-
schaft im Rahmen der Eingriffsregelung naturschutzfachlich berticksichtigt und so-
mit ausgeglichen. Somit sind keine erheblichen Beeintrachtigungen auf das
Schutzgut Landschaft zu erwarten.

Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgiiter

In Umkreis des Vorhabens befinden sich zahlreihe Archaologische Interessensge-
biete (AL-SH 2020), weshalb der Betrachtungsraum eine mittlere Bedeutung fur
das Schutzgut Bodendenkmale besitzt. Bei Berlicksichtigung von Vermeidungs-
und VorsichtsmaRnahmen (gemaf § 15 DSchG) hinsichtlich méglicher Funde gibt
es keine direkte Betroffenheit von Bodendenkmalen.

Weiterhin befindet sich im Umfeld mit der Kirche Neugalmsblill ein hdhenwirksa-
mes Baudenkmal. Aufgrund der Lagebeziehung zur Vorhabenflache konnen Stor-
wirkungen hinsichtlich des Baudenkmals nicht vollstandig ausgeschlossen wer-
den, aufgrund der Vorbelastungen durch die Bestandsanlagen ist allerdings mit
keinen maligeblichen Veranderungen im derzeitigen Erscheinungsbild zu rechnen.

Die Beeintrachtigungen auf das Schutzgut kulturelles Erbe sind gering bis maximal
mittel.

Wechselwirkungen

Im Sinne der UVP sind unter Wechselwirkungen die im Okosystem ablaufenden
Prozesse zu verstehen. Dabei handelt es sich in der Gesamtheit um ein Wirkungs-
geflige, das sowohl den Zustand der Umwelt wie auch ihrer weiteren Entwicklung
abbildet. Wechselwirkungen entstehen durch die durch das Vorhaben verursach-
ten Veranderungen des Wirkungsgefuges. Dies betrifft sowohl abiotische Pro-
zesse (wie Stofffllisse) als auch biotische Prozesse (wie populationsbiologische
Prozesse, Rauber-Beute-Beziehungen, Reaktion von Organismen auf Umweltpa-
rameter). Zudem kann die Landschaft als Ergebnis des Zusammenspiels der abio-
tischen Schutzglter sowie der Flora und Fauna aufgefasst werden und bildet da-
mit eine wichtige Grundlage fur die menschliche Erholung. Im vorgelegten UVP-
Bericht (GFN mbH, 2024) erfolgt die Beschreibung der zu erwartenden Wechsel-
wirkungen, Folgewirkungen und kumulativen Wirkungen als integrativer Bestand-
teil der Wirkungsprognose fur die einzelnen Schutzguter. Daher sind hinsichtlich
ihrer Wechselwirkungen die méglichen Beeintrachtigungen bereits auf der Ebene
der einzelnen Schutzguter genannt. Daruber hinaus sind keine gesonderten Aus-
wirkungen durch vorhabenbedingte Wechselwirkungen erkennbar.
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1.4

1.5

Verbleibende Beeintrachtigungen

Unter Berlcksichtigung der vorgesehenen Vermeidungs- und Minimierungsmal3-
nahmen verbleiben folgende Beeintrachtigungen der Umwelt:

+ zeitlich befristete Beeintrachtigungen der Schutzguter Mensch, Tiere und Land-
schaftsbild wahrend der Bauphase

+ Beeintrachtigungen der Schutzguter Mensch (Schall, Schattenwurf, Befeue-
rung), Flora (Rodung von 3 Baumen im Teilgebiet Marienkoog-Ost), Fauna
(Scheucheffekt, Meidungsverhalten, Kollisionsrisiko), Boden (Versiegelung)
und Gewasser (Verrohrung/Verfillung)

* nachhaltige Veranderung des Landschaftsbildes durch die weitere ,Technisie-
rung“ der Landschaft sowie durch die notwendige Befeuerung

Erlauterungen nach § 21 Absatz 1a Nummer 2c der 9. BImSchV

Es wird festgestellt, dass gegen das Repowering-Vorhaben keine umweltbezoge-
nen Einwendungen vorgebracht worden sind. Die behdrdlichen Stellungnahmen,
die im Rahmen des Genehmigungsverfahrens eingeholt wurden, und die immissi-
onsschutzrechtliche Beurteilung wurden bei der Entscheidung bertcksichtigt und
sind in unter anderem in Form von Inhaltsbestimmungen, Nebenbestimmungen
und Hinweisen in die Genehmigung eingeflossen. Sofern sie zur Minderung der
Auswirkungen auf das jeweilige Schutzgut beitragen, wurden sie in der zusam-
menfassenden Darstellung sowie in der begrindeten Bewertung berucksichtigt.
Das Gleiche gilt fur alle beantragten Vermeidungs- und Minimierungsmafnahmen,
die sich weitgehend auch im UVP-Bericht widerspiegeln. Auch die eigenen Ermitt-
lungen der Behodrde (LfU) wurden auf diese Weise bertcksichtigt.

Gesamtbewertung

Die Prifung und Bewertung gemaf § 20 Absatz 1b der 9. BImSchV hat ergeben,
dass die zu erwartenden Auswirkungen des Vorhabens auf die in § 1a genannten
Schutzguter, einschlieRlich der Wechselwirkungen, nicht erheblich sind.

Bedingt durch die umfangreichen Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichs-
maldnahmen, einschliellich der monetaren Ersatzleistungen bei nicht ausgleichba-
ren Eingriffen in das Landschaftsbild, sowie die artenschutzrechtlichen Vorgaben
(Abschaltregelungen zum Schutz lokaler und migrierender Fledermause, Bau-
zeitenregelungen bzw. Vergramungsmalinahmen im Baufeldbereich mit Besatz-
kontrollen, unattraktive Gestaltung der Anlagensockelbereiche) ist insgesamt fest-
zustellen, dass die Bewertung der Umweltauswirkungen des Repowering-Vorha-
bens keine Grunde ergeben hat, die einer positiven Entscheidung Uber die Zulas-
sigkeit des Repowering-Vorhabens in Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge
entgegenstehen.

Alternativen bzw. Varianten mit keinen oder geringeren Umweltauswirkungen be-
stehen unter Bericksichtigung der Planungsziele des Vorhabentragers nicht.
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2111

Die aufgrund des Vorhabens betroffenen Umweltbelange sind gemal § 20 Absatz
1b der 9. BImSchV ausreichend ermittelt, dargelegt und bewertet und damit im
Rahmen der abschlieRenden Entscheidung auch bertcksichtigungsfahig gemacht
worden. Entscheidungserhebliche Kenntnislicken im Rahmen der Umweltvertrag-
lichkeitsprifung liegen nicht vor.

Nach abschlieRender Betrachtung sind auf Basis der Auswirkungsprognose keine
Konflikte zwischen einzelnen Schutzgltern festzustellen. Mit einer Belastungsver-
lagerung aufgrund von Schutzmalnahmen ist nach Einschatzung der Genehmi-
gungsbehdrde ebenfalls nicht zu rechnen.

Genehmigungsvoraussetzungen

Die Voraussetzungen fur die Erteilung der beantragten Genehmigung sind in § 6
BImSchG aufgefuhrt. Danach muss die Erflillung der sich aus § 5 BImSchG und
einer aufgrund des § 7 BImSchG erlassenen Rechtsvorschrift ergebenden Pflich-
ten sichergestellt sein und es durfen keine anderen o6ffentlich-rechtlichen Vor-
schriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der
Anlage entgegenstehen.

Zur Gewahrleistung eines hohen Schutzniveaus fur die Umwelt insgesamt ist im
Rahmen des Genehmigungsverfahrens gepruft worden, ob die sich aus § 5 BIm-
SchG ergebenden Grundpflichten fur Betreiber genehmigungsbedurftiger Anlagen
erfullt werden.

Betreiberpflichten nach § 5 BImSchG

Schutz- und Abwehrpflicht vor schadlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen
Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belastigungen fir die Allge-
meinheit und die Nachbarschaft, das heildt, Verhinderung von konkret bzw. beleg-
bar schadlichen Umwelteinwirkungen

(§ 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG)

Nach § 3 BImSchG sind schadliche Umwelteinwirkungen ,Immissionen, die nach
Art, Ausmald oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder er-
hebliche Belastigungen flur die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuflih-

ren.

Bei dem beantragten Vorhaben sind dies insbesondere Umwelteinwirkungen, die
in Form von Schallimmissionen, periodischem Schattenwurf und Turbulenzen her-
vorgerufen werden.

Schall

Zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft durch schadliche Umwelt-
einwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG) durch Gerausche sind die Vor-
gaben der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm (TA Larm) malfgeblich.
AulBerdem ist der Erlass des MELUND vom 31. Januar 2018 zur Einfuhrung der
aktuellen LAI-Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen in
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Schleswig-Holstein und des erganzenden Erlasses vom 20. April 2022 zu beach-
ten.

Die der Windkraftanlage am nachsten gelegenen Gebaude mit schutzbedurftigen
Raumen liegen im AulRenbereich bzw. im Allgemeinen Wohngebiet. Die TA Larm
nennt flr solche Wohnraume die unten aufgefihrten Immissionsrichtwerte, die bei
der Beurteilung der hier genehmigten WKA bertcksichtigt wurden.

Mischgebiet
tags 60 dB(A) von 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr
und
nachts 45 dB(A) von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr

Allgemeines Wohngebiet

tags 55 dB(A) von 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr
und
nachts 40 dB(A) von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr

Eine Windkraftanlage wirkt in Anlehnung der Ziffer 3.2.1 Absatz 2 der TA Larm re-
levant ein, wenn der Schallimmissionspegel grof3er ist als der Immissionsrichtwert
(IRW) minus 12 dB(A).

Grundlage fur die Beurteilung der Schallimmissionen in der Umgebung der hier
genehmigten Windkraftanlage ist die Schallimmissionsprognose der DORRIES
SCHALLTECHNISCHE BERATUNG GmbH, Projektnummer 2023-31, vom

1. September 2023. Hinsichtlich der Gebietseinstufung und das damit verbundene
Schutzniveau der mal3geblichen Immissionsorte sowie der Teilbeurteilungspegel
der Windkraftanlage an den Immissionsorten wird auf die oben genannte
Schallimmissionsprognose verwiesen.

Danach sind tagsuber die Teilbeurteilungspegel beim Betrieb der genehmigten
Nordex N133/4.8 STE mit dem von Nordex fur leistungsoptimierten Betrieb mit
4.800 kW angegebenen maximalen immissionswirksamen Schallleistungspegel
von Lwa = 106,0 dB(A) — einschlieRlich mit der vom Hersteller zu bertcksichtigen-
den Unsicherheit von 1,5 dB(A) — an den Immissionsorten um mindestens

12 dB(A) unter dem Immissionsrichtwert und somit irrelevant. Fur die Tageszeit
war daher keine Betriebsbeschrankung festzusetzen.

Ausweislich der Schallimmissionsprognose kann die Nichtiberschreitung der IRW
von 40 bzw. 45 dB(A) zur Nachtzeit an den malRgeblichen Immissionsorten (10 17
bis 10 22, 10 25 bis 10 31, 10 34, 10 35, 10 38 und IO 39) nur mit einer schallredu-
zierten Betriebsweise erreicht werden. An diesen mal3geblichen Immissionsorten
lag der Teilbeurteilungspegel um mindestens 12 dB (A) unter dem IRW und war
somit gemal Ziffer 2 des Erlasses zur Einfuhrung der LAl-Hinweise vom 31. Ja-
nuar 2018 irrelevant.
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Bei nachtlichem Betrieb der geplanten Nordex N133/4.8 STE mit den gemaR A |
2.1 maximal zulassigen Emissionspegeln werden die Immissionsrichtwerte der TA
Larm an den Immissionsorten 10 13, 10 36, IO 37 und IO 45 durch die Gesamtbe-
lastung um 1 dB Uberschritten. Damit ist sichergestellt, dass die Uberschreitung im
Sinne des Abschnitts 3.2.1, Absatz 3 der TA Larm nicht mehr als 1 dB(A) betragt.

Daher wurde der Betrieb der Windkraftanlage fur die Zeit von 22:00 bis 06:00 Uhr
auf die unter Inhaltsbestimmung A | 2.1 genannte Drehzahl und Leistung sowie
den Betriebsmodus und der dort aufgefihrten Oktavschallleistungspegel Lwa, okt
begrenzt. Die Festsetzung der Oktavschallleistungspegel Lwa, okt erfolgte auf
Grundlage der in der Schallimmissionsprognose verwendeten Lwa, o, okt.

Bei der Schallausbreitungsrechnung nach dem Interimsverfahren war die obere
Vertrauensbereichsgrenze mit einem Vertrauensniveau von 90 % mit einer
Messunsicherheit von or = 0,5 dB und einer Unsicherheit des Prognosemodells
von Oprog = 1,0 dB durch einen Zuschlag von insgesamt

1,28 /cgrogmg . . . . .

= 1,43 dB(A) zu bericksichtigen. Auf die Unsicherheit der Serien-
streuung wurde in der Berechnung verzichtet, da gemaR Auflage 2.2.2 eine Ab-
nahmemessung der Windkraftanlage erfolgt.

Unter A | 2.1 wird aulRerdem festgelegt, dass es sich weiterhin um einen genehmi-
gungskonformen Betrieb handelt, wenn entsprechend nachgewiesen wird, dass
trotz Uberschreitung einer oder mehrerer der festgesetzten Oktavschallleistungs-
pegel Lwa, okt die prognostizierten A-bewerteten Immissionspegel nicht Uberschrit-
ten werden.

Da fur den beantragten WKA-Typ keine Schallvermessung vorliegt, wurden flr die
Schallimmissionsprognose als Eingangskenngrof3en die Angaben des Herstellers
zu den Oktavschallleistungspegeln der Windkraftanlage verwendet. Gemal} den
LAI-Hinweisen zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen (WKA) vom

30. Juni 2016 soll in diesen Fallen die betreffende Windkraftanlage bis zur Abnah-
memessung zur Nachtzeit abgeschaltet werden. Abweichend davon soll gemaf
der Erganzung des Erlasses zur Einfuhrung der aktuellen LAI-Hinweise zum
Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen in Schleswig-Holstein vom 20. April
2022, Az. V 649-33407/2022, in diesen Fallen die betreffende Windkraftanlage bis
zur Abnahmemessung zur Nachtzeit in einem um 3 dB(A) schallreduzierten Mo-
dus betrieben werden. Daher darf die Windkraftanlage unter Bertcksichtigung des
oben genannten Sicherheitszuschlags von 3 dB(A) nachts bis zum Nachweis der
Inhaltsbestimmung A | 2.2 nur mit der geringeren Leistung und Drehzahl betrieben
werden.

Der Betrieb der Windkraftanlage wahrend der Herunterregelung durch den Netz-
betreiber im Rahmen des Einspeisemanagements (EisMan-Schaltung) wurde
nicht in der zum Antrag gehérenden Schallimmissionsprognose betrachtet. Den-
noch bedarf es auch fur diese Betriebsweise der Emissionsbegrenzung durch
Schall. Es waren fir die Nachtzeit daher dieselben Oktavschallleistungspegel fest-
zusetzen wie flr den beantragten Betriebsmodus.
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Zur Uberpriifung, ob die in der Genehmigung auf Grundlage der Schallimmissions-
prognose festgesetzten Oktavschallleistungspegel fur die hier genehmigte Wind-
kraftanlage tatsachlich nicht Gberschritten werden, bedarf es der Abnahmemes-
sung als Schallleistungsmessung. Die Auflage 2.2.2 legt die konkretisierenden An-
forderungen an die Abnahmemessung gemalf} den LAI-Hinweisen zum Schall-
immissionsschutz bei WKA in Verbindung mit der Technischen Richtlinie fur Wind-
energieanlagen, Teil 1: Bestimmung der Schallemissionswerte (FGW-Richtlinie
TR1, Revision 19, Stand 1. Marz 2021) fest.

Gemal den LAI-Hinweisen ist der Betriebsbereich so zu wahlen, dass die Wind-
geschwindigkeit erfasst wird, in der der maximale Schallleistungspegel erwartet
wird. Die emissionsseitige Abnahmemessung soll nach den Mess- und Auswerte-
vorschriften der jeweils aktuellen Fassung der FGW-Richtlinie TR 1 durchgeflhrt
werden.

Die Begrenzung der Messunsicherheit soll Messungen unter storenden Bedingun-
gen, welche das Ergebnis einer Messung verfalschen, von vornherein verhindern.
Nach dem Stand der Technik betragt die Messunsicherheit bei einer Nachweis-
messung durchschnittlich 0,7 dB. Die Messunsicherheit wurde auf 1,0 dB be-
grenzt, da Messungen mit einer Unsicherheit oberhalb dieses Wertes nicht mehr
geeignet sind, eine verlassliche Aussage Uber die festgelegten Oktavschallleis-
tungspegel zu treffen.

Die Prufung auffalliger WKA-Gerausche ist auf den gesamten Windgeschwindig-
keitsbereich auszudehnen, um deren Immissionsrelevanz beurteilen zu kbnnen.

Die im Genehmigungsantrag vorgelegte Herstellererklarung zur EisMan-Schaltung
vom 10. Februar 2021 wurde geprift und der Betriebszustand als zulassig ange-
sehen.

Die Auflage 2.2.4 ist zur Regelung des Nachweises eines genehmigungskonfor-
men Betriebs trotz Uberschreitung der gemessenen Oktavschallleistungspegel er-
forderlich. Hierfur stellt die Nichtiberschreitung der Immissionspegel des Progno-
segutachtens das hoherwertigere Kriterium dar. Die Teilbeurteilungspegel an den
Immissionsorten, die durch die Neuberechnung mit den Ergebnissen der Abnah-
memessung ermittelt werden, durfen die Teilbeurteilungspegel des Prognosegut-
achtens der Antragsunterlagen nicht tberschreiten.

In den LAI-Hinweisen zum Schallimmissionsschutz bei WKA wurden Regelungen
zur Tonhaltigkeit getroffen, die in die Auflage 2.2.5 tUbernommen wurden. Dadurch
wird sichergestellt, dass es nicht zu erheblichen Belastigungen durch tonhaltige
Gerausche kommt.

Der nachtliche Immissionsrichtwert wird bereits durch den bestimmungsgemalen
Betrieb der Windkraftanlage und unter Bericksichtigung anderer relevanter Quel-
len (z. B. weitere Anlagen) an mehreren Immissionsorten ausgeschopft. Dies be-
deutet, dass eine Zunahme der Emissionen zu einer immissionsrelevanten Uber-
schreitung beitragen wurde. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn durch Ab-
weichungen vom Regelbetrieb ton- oder impulshaltige Gerausche entstehen. Nach
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A.3.3.5und A. 3.3.6 TA Larm sind fur ton- oder impulshaltige Gerausche Zu-
schlage zur Bestimmung des Beurteilungspegels erforderlich (z. B. mindestens

3 dB bei Tonhaltigkeit). Zudem entspricht dies Betriebsgerausch nicht dem Stand
der Technik, weshalb auch unter Bertcksichtigung des Vorsorgegrundsatzes ge-
maf § 5 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG die Windkraftanlage bei Auftreten ton- o-
der impulshaltiger Gerausche nachts abzuschalten ist (Auflage 2.2.6).

Der Betrieb von Windkraftanlagen tragt nach derzeitigen Erkenntnissen aufgrund
der Abstande zu Wohnraumen nicht zu einer Uberschreitung von Anhaltswerten
fur tieffrequente Gerausche bei. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass die gegen-
wartig beantragten Windkraftanlagentypen immer hoher werden und die Rotoren
einen immer groReren Durchmesser haben. Es hat sich durch Messungen gezeigt,
dass sich dadurch das Frequenzspektrum der WKA verschiebt. Tieffrequente
Schallimmissionen werden mit steigender Leistung und groRer werdenden Roto-
ren immer hoher. Dartber hinaus ist auch festzuhalten, dass sich Bewohner von
Hausern im Umfeld von Windkraftanlagen nicht durch eigene MalRhahmen gegen
tieffrequenten Schall schutzen kdnnen. Derzeit gibt es kein genormtes Prognose-
verfahren zur Bewertung von tieffrequenten Gerauscheinwirkungen in benachbar-
ten Innenraumen. Des Weiteren liegen haufig noch keine Emissionsdaten fur den
tieffrequenten Bereich des beantragten Anlagentyps vor. Somit werden tieffre-
quente Gerausche im Genehmigungsverfahren nicht gepruft. Tieffrequente Gerau-
sche kénnen gemanl TA Larm nur durch Messungen nach der DIN 45680 bei be-
stehenden Anlagen ermittelt werden. Daher ist aus Griinden der Vorsorge eine
Auflage zur Begrenzung der tieffrequenten Gerausche festzusetzen.

Sollte es zu Beschwerden Uber tieffrequente Gerausche von der Windkraftanlage
kommen, stellt die Auflage sicher, dass bei einer eventuell erforderlichen Messung
und Bewertung der tieffrequenten Gerausche nach der DIN 45680, Stand Marz
1997, die Nichtuberschreitung der Anhaltswerte durchgesetzt werden kann (Auf-
lage 2.2.7).

Die mit den Auflagen 2.2.8 und 2.2.9 vorgegebenen Pflichten zur Aufzeichnung
der Betriebszustande sind zur Sicherstellung der Nichtliberschreitung der IRW an
den Immissionsorten erforderlich, da nur diese eine regelmaRige Uberpriifbarkeit
der genehmigten Betriebszustande ermdglichen. So korreliert das Schallemissi-
onsverhalten einer Windkraftanlage mit der Leistung, der Rotordrehzahl und der
Windgeschwindigkeit. Diese werden beim Betrieb der Windkraftanlage messtech-
nisch erfasst. Die Schallemissionen hingegen werden nicht permanent gemessen
und aufgezeichnet.

Die Begrenzung der Leistung und Drehzahl der Windkraftanlage, um die Nicht-
uberschreitung der festgesetzten Oktavschallleistungspegel sicherzustellen, be-
darf zur Gewahrleistung der Genehmigungsvoraussetzungen auch deren Uber-
prifbarkeit. Dieses wird Uiber eine Aufzeichnungs- und Ubermittlungspflicht an die
zustandige Uberwachungsbehdrde erreicht und stellt hier den geringstmdglichen
Aufwand dar.
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Die Vorgabe, einheitliche Mittelungszeitraume zu verwenden, bedeutet, dass bei-
spielsweise der Leistungsertrag, der mit 10 Minutenmittelwerten in die Leistungs-
kurve eingeht, auch im Protokoll mit 10 Minutenmittelwerte angeben wird.

Optische Immissionen

Die maximale Reichweite des Schattenwurfs der beantragten WKA Nordex
N133/4.8 STE betragt circa 1.800 Meter. Die Schattenwurfprognose des Ingeni-
eurburos Ddrries Schalltechnische Beratung GmbH vom 1. September 2023, Pro-
jektnummer 2023-31, zeigt an sehr vielen untersuchten Immissionsorten eine
Uberschreitung der LAI-Richtwerte von 30 Minuten pro Tag und 30 Stunden pro
12 Monate (Worst Case).

Da das Prognosegutachten kein Abschaltkonzept enthalt, wird durch eine Auflage
sichergestellt, dass die genehmigte WKA keinen zusatzlichen Beitrag oberhalb der
Richtwerte zum periodischen Schattenwurf leisten wird.

Die Richtwerte sind von der Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft flir Immissions-
schutz (LAI) empfohlen. Der Einwirkbereich ist durch den Gutachter der Schatten-
wurfprognose ermittelt worden. Die Protokolle sind Gber den Zeitraum eines Jah-
res aufzubewahren, da der Richtwert von 8 Stunden einen Beurteilungszeitraum
von 12 Monaten aufweist. Die Protokollierung ist notwendig fur die Beweissiche-
rung. Ohne Protokollierungspflicht ware die Auflage nicht Gberwachbar.

Die Erfahrung hat gezeigt, dass Verschmutzungen an den Sensoren ein wirksa-
mes Feststellen von Sonnenschein verhindern konnen. Dies soll durch die Auflage
minimiert werden. Der mogliche zusatzliche Aufwand im Rahmen von Servicear-
beiten ist relativ gering (Auflage 2.2.11).

Der Betrieb der WKA muss so erfolgen, dass schadliche Umwelteinwirkungen be-
reits ab Inbetriebnahme nicht entstehen kdnnen. Haufig wird ein Schattenabschalt-
modul nicht vom Hersteller, sondern von einem anderen Anbieter gewahlt. Dies ist
grundsatzlich zulassig, muss jedoch umgehend nach Errichtung der WKA ange-
baut werden. Verantwortlich dafur ist nicht der Hersteller, sondern der Betreiber
der WKA, an den sich die Auflage auch richtet (Auflage 2.2.12).

Meistens zeigen sich Fehlfunktionen der Schattenabschaltautomatik erst beim Be-
trieb der Anlage. Die Ursachen kénnen vielfaltig sein. Haufig bekommt dies der
Betreiber der WKA gar nicht mit, sondern nur der Nachbar. Die Fehlerquellen kon-
nen sehr komplex sein. Dabei kann es nicht Aufgabe der Behérde sein, die Ursa-
chen der Fehlfunktion zu ermitteln. Die Auflage 2.2.13 soll sicherstellen, dass
Fehlfunktionen und Ursachen durch eine unabhangige sachverstandige Stelle
schnell und wirksam erkannt und weitere Uberschreitungen durch Schattenwurf
verhindert werden.

Lichtblitzen/Discoeffekten wird durch mittelreflektierende Farben mit matten Glanz-
graden vorgebeugt. Da die vorgelegten Unterlagen diesbezuglich keine abschlie-
Rende Bewertung zulassen, wird durch eine Auflage sichergestellt, dass die WKA
diese Anforderung erflllt (Auflage 2.2.14).
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2113

2114

21.1.5

21.2

2.1.21

Turbulenzen

Die Standsicherheit in Bezug auf die Turbulenzeinwirkungen im Nachlauf der ge-
nehmigten WKA wurde in der Gutachtlichen Stellungnahme zur Standorteignung
der TUV NORD EnSys GmbH & Co. KG, Referenznummer Nr. 2023-WND-106-
CXCVII-R2, vom 30. August 2023 untersucht. Eine schadliche Umwelteinwirkung
im Sinne einer erheblichen Belastigung oder eines erheblichen Nachteils ist nicht
zu erwarten. Zur Einhaltung der Anforderungen der DIBt-Richtlinie (Deutsches
Institut fur Bautechnik) beztglich Turbulenzen wurden Auflagen formuliert, so dass
diesbezuglich die Standsicherheit gewahrleistet ist.

Wertminderung

Ein erheblicher Nachteil ist dann nicht gegeben, wenn die Einhaltung der Grund-
pflichten nach § 5 BImSchG sichergestellt ist. Entstehen objektiv keine Nachteile
durch das Vorhaben, kdnnen auch keine Wertminderungen entstehen. Objektive
Nachteile entstehen nicht, da das Vorhaben allen erkennbaren 6ffentlich-rechtli-
chen Belangen entspricht.

Mitteilungspflicht

Die Auflage 2.2.1 dient der rechtzeitigen Information der zustandigen Behorde, da-
mit im Falle einer Stérung des Betriebes frihzeitig geeignete MalRnahmen ergrif-
fen werden kdnnen und somit die Allgemeinheit und die Nachbarschaft vor schad-
lichen Umwelteinwirkungen im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG ge-
schitzt werden.

Als bedeutsame Storung im Sinne der Auflage 2.2.1 wird ein Ereignis wie ein
schwerer Unfall oder ein Schadensfall oder sonstige Stérung des bestimmungsge-
malfien Betriebes mit nicht unerheblichen Auswirkungen definiert (z. B. Austritt
nicht unbedeutsamer Mengen an gefahrlichen Stoffen). Das alleinige Ansprechen
von Alarm-, Sicherheits- oder Schutzeinrichtungen ohne einen Stoffaustritt, Scha-
densfall oder ahnlichem I6st in der Regel noch keine Meldepflicht aus.

Vorsorgepflicht gegen schadliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, er-
hebliche Nachteile und Belastigungen, insbesondere durch die dem Stand der
Technik und der Besten verfligbaren Technik entsprechenden Malkinahmen, das
heillt, Vorbeugung vor dem Entstehen potentiell schadlicher Umwelteinwirkungen
(§ 5 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG)

Eiswurf

Der moglichen Gefahrdung durch Eiswurf von der WKA wird durch eine Abschal-
tung der WKA vorgebeugt. Die Anlagensteuerung erkennt einen Eisansatz anhand
des Missverhaltnisses von Einspeiseleistung und Windgeschwindigkeit in Naben-
hdhe oder/und anhand einer durch Sensoren festgestellten Unwucht. Im Ubrigen
hat die Rechtsprechung diese Gefahr bei einem Abstand von 355 Metern bereits
als irrelevant eingestuft (OVG Munster, Beschluss vom 26. April 2002 -10 B
43/02). Soweit diese Abstande nicht eingehalten werden, ist eine gutachterliche
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Stellungnahme einer Sachverstandigen oder eines Sachverstandigen erforderlich.
Die TUV NORD EnSys GmbH & Co. KG kam am 10. Oktober 2023, Berichtsnum-
mer 2023-WND-RB-216-R0-V1, zu dem Ergebnis, dass eine unzulassige Gefahr-
dung durch Eisabwurf/Eisabfall fur die hier betrachteten Windkraftanlagen nicht
anzunehmen ist. Es wurde bestatigt, dass die Wirksamkeit des geplanten Eiser-
kennungssystems und die Einbindung in die Steuerung der geplanten Windkraft-
anlage des Typs Nordex N133-4.8 dem aktuellen Stand der Technik entsprechen
und zur Verhinderung von Eisabwurf geeignet sind. Unter Berlcksichtigung des
Eiserkennungssystems enthalt die Risikobeurteilung tbliche Mallnahmen zur Min-
derung des Restrisikos, diese Mallhahmen sind zu erfullen.

Da es nicht auszuschlief3en ist, dass es bei dem Prozess des Abschaltens und
Ausrichtens noch zu einer Gefahr durch Eisabwurf kommen kann und spater im
Stillstand (Trudelbetrieb) die Gefahr von Eisabfall besteht, muss der Gefahrbe-
reich an allen mdglichen Zugangen zum Windpark durch Beschilderung (Warn-
schilder vor akuter Eisabfallgefahr) kenntlich gemacht werden, um hiertber die
Maglichkeit zur Gefahrenvermeidung zu geben (siehe Auflage 2.4.12).

Schall

Der Vorsorgegrundsatz wurde insbesondere durch die Regelungen in Auflage
2.2.6 (Abweichungen vom Regelbetrieb, z. B. durch ton- oder impulshaltige Ge-
rausche) berucksichtigt. Zudem wurde aus Grinden der Vorsorge eine Auflage zur
Begrenzung der tieffrequenten Gerausche festgesetzt (siehe Auflage 2.2.7).

Abfallvermeidung, Abfallverwertungs- und Abfallbeseitigungspflichten
(§ 5 Absatz 1 Nummer 3 BImSchG)

Genehmigungsbeddrftige Anlagen sind gemaR § 5 Absatz 1 Nummer 3 BImSchG
so zu errichten und zu betreiben, dass zur Gewahrleistung eines hohen Schutzni-
veaus fur die Umwelt insgesamt Abfalle vermieden, nicht zu vermeidende Abfalle
verwertet und nicht zu verwertende Abfalle ohne Beeintrachtigung des Wohls der
Allgemeinheit beseitigt werden.

Abfalle sind nicht zu vermeiden, soweit die Vermeidung technisch nicht moglich
oder nicht zumutbar ist. Die Vermeidung ist unzulassig, soweit sie zu nachteilige-
ren Umweltauswirkungen flhrt als die Verwertung.

Der Antragsteller hat im Antrag dargestellt, dass die beim Aufbau und bei den Ser-
vice-Arbeiten anfallenden Abfalle ordnungsgemal entsorgt werden. Dartber hin-
aus wird durch eine Auflage sichergestellt, dass eine Uberpriifung der Entsorgung
anhand der Entsorgungsbelege durchgefuhrt werden kann. Die Verwertung und
Beseitigung von Abfallen erfolgt nach den Vorschiften des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes und den sonstigen fur die Abfalle geltenden Vorschriften.

Bescheid Az.: G40/2022/186 Seite 93 von 106



digitale Ausfertigung / Kopie

214

21.5

2.2

2.3

Pflicht zur sparsamen und effizienten Energienutzung
(§ 5 Absatz 1 Nummer 4 BImSchG)

Genehmigungsbedurftige Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass zur
Gewabhrleistung eines hohen Schutzniveaus fur die Umwelt insgesamt Energie
sparsam und effizient verwendet wird.

Abwarme

Durch die WKA wird elektrische Energie erzeugt. Anfallende prozessbedingte Ab-
warme kann nicht weiter genutzt werden.

Nachsorgepflicht nach Betriebseinstellung, d. h. Sicherstellung, dass von der An-
lage oder dem Anlagengrundstuck keine schadlichen Umwelteinwirkungen hervor-
gerufen werden kénnen (§ 5 Absatz 3 BImSchG)

Betriebseinstellung und Rickbau

Im Falle der Betriebseinstellung ist die WKA zeitnah zu demontieren, das Funda-
ment zurlickzubauen und der ursprungliche Zustand wiederherzustellen. Dies wird
durch eine Bedingung, die sich an den Betreiber richtet, sichergestellt. Die HOhe
der Sicherheitsleistung bestimmt sich aus 4 % der Gesamtinvestitionskosten (ein-
schliel3lich Mehrwertsteuer) zuzuglich 40 % Kostensteigerung flr einen Betriebs-
zeitraum von 20 Jahren. Eine Anrechnung noch zu verwertender Reststoffe erfolgt
nicht. In diesem Fall wurden die Gesamtinvestitionskosten durch das Landesamt
fur Umwelt korrigiert. Die Festlegung erfolgte aufgrund einer landesweiten Erhe-
bung der Gesamtinvestitionskosten.

Pflichten aus aufgrund von § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnungen

Gemal § 6 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG ist weiterhin zu prifen, ob sichergestellt
ist, dass die Erfullung der Pflichten aus einer aufgrund des § 7 BImSchG erlasse-
nen Rechtsverordnung durch das beantragte Vorhaben gegeben ist.

Die Anlage fallt nicht unter den Bereich einer nach § 7 BImSchG erlassenen
Rechtsverordnung.

Andere offentlich-rechtliche Vorschriften, § 6 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn andere 6ffentlich-rechtliche Vorschriften
und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht
entgegenstehen.

Die Beteiligung der Behdrden, deren Belange durch das Vorhaben berthrt wer-
den, hat ergeben, dass keine Bedenken gegen das Vorhaben bestehen.

Bei Einhaltung der mitgeteilten Nebenbestimmungen stehen andere 6ffentlich-
rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes nicht entgegen.
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Bauplanungsrechtliche Zulassigkeit:

Das beantragte Vorhaben ist gemaR § 35 Absatz 1 Nummer 5 Baugesetzbuch
(BauGB) als privilegiertes Vorhaben im Aul3enbereich einzustufen.

Das Vorhaben ist mit den Zielen und Grundsatzen der Raumordnung und der Lan-
desplanung vereinbar. Das raumordnerische Ziel des Landesentwicklungsplans
(LEP) 2010 Kapitel 3.5.2 (Windenergie an Land), wonach WKA mindestens einen
Abstand vom 5-fachen der Gesamthéhe zu Gebauden mit Wohnnutzung innerhalb
von Siedlungen und vom 3-fachen der Gesamthéhe zu Gebauden mit Wohnnut-
zung im Aulenbereich einhalten mussen, wird mit der vorliegenden Planung er-
reicht.

Die Gemeinde Galmsbdill hat in ihrem Flachennutzungsplan den beanspruchten
Bereich als Flache fur die Landwirtschaft dargestellt. Sie ist im Rahmen des Auf-
stellungsverfahrens den Empfehlungen der Staatskanzlei, Abteilung Landespla-
nung, gefolgt und hat vorerst auf eine Darstellung von Vorranggebieten flur die
Windkraft verzichtet. Eine Zusatznutzung durch Windkraftanlagen steht der land-
wirtschaftlichen Nutzung nicht entgegen.

Aus den Antragsunterlagen geht hervor und aufgrund von Nebenbestimmungen ist
sichergestellt, dass durch die genehmigte WKA keine schadlichen Umwelteinwir-
kungen hervorgerufen werden. Es bestehen keine Hinweise, dass die WKA schad-
lichen Umwelteinwirkungen ausgesetzt sein wird (§ 35 Absatz 3 Nummer 3
BauGB).

Auch dass das Vorhaben unwirtschaftliche Aufwendungen flr Stralden oder an-
dere Versorgungseinrichtungen verursachen koénnte, ist nicht ersichtlich und ent-
sprache auch nicht den bisherigen Erfahrungen mit vergleichbaren Anlagen (§ 35
Absatz 3 Nummer 4 BauGB).

Die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden durch Neben-
bestimmungen der Oberen und der Unteren Naturschutzbehorde sichergestellt. In
Bezug auf die gemal § 35 Absatz 3 Nummer 6 und 7 BauGB aufgeflhrten Be-
lange stehen offensichtlich keine Bedenken entgegen.

Die Belange des § 35 Absatz 3 Nummer 8 BauGB wurden durch die Beteiligung
des Bundesamtes fur Infrastruktur, Umwelt und Dienstleistungen der Bundeswehr
(BAIUDBw) und der Bundesnetzagentur berticksichtigt.

Dass sonstige offentliche Belange entgegenstehen konnten, ist nicht erkennbar.
Eine Beteiligung der fur diese Belange zustandigen Behorden hat keine Hinweise
gegen das Vorhaben ergeben. Die mitgeteilten Bedingungen und Auflagen sind,
soweit daflr eine Rechtsgrundlage aus dem Fachrecht gegeben war, bertcksich-
tigt worden.

Dass die Erschliellung gesichert ist, ergibt sich aus den vorgelegten Unterlagen.
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2.3.3.1

Der Antragsteller hat gemaR § 35 Absatz 5 BauGB eine Verpflichtungserklarung
abgegeben, das Vorhaben nach dauerhafter Aufgabe der zulassigen Nutzung zu-
ruckzubauen und Bodenversiegelungen zu beseitigen (Ruckbauverpflichtung). Der
Ruckbau wird durch die Bedingung 1.2 gesichert. Um einen finanziellen Ausfall
des Anlagenbetreibers abzusichern, wird neben der Rickbauverpflichtungserkla-
rung eine finanzielle Sicherheit zur Absicherung der Rickbaukosten seitens des
Anlagenbetreibers verlangt (Sicherheitsleistung). Fur die Sicherung der Abbruch-
kosten wurde eine entsprechende Sicherheitsleistung festgesetzt.

Zu dem Vorhaben hat die Gemeinde Galmsbull am 7. August 2024 das gemeindli-
che Einvernehmen nach § 36 BauGB wirksam erteilt.

Somit ist das beantragte Vorhaben bauplanungsrechtlich zulassig.
Gewasserschutz

Bei Windkraftanlagen und Trafostationen handelt es sich um Anlagen, die wasser-
gefahrdende Stoffe verwenden, z. B. fir Getriebe, Generatoren oder Trafos. Es
sind daher gemal} § 62 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBI. |
S. 2585), in der zurzeit gultigen Fassung, in Verbindung mit der Verordnung tber
Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen (AwSV) vom 18. April
2017 (BGBI. | S. 905), in der zurzeit gultigen Fassung, besondere Anforderungen
zu erfullen, die als Auflagen in diesen Genehmigungsbescheid eingeflossen sind.

Naturschutz

Mit dem Bauvorhaben sind Eingriffe im Sinne des § 14 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) in Verbindung mit § 8 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) verbun-
den. Zur Eingriffsvermeidung, -minimierung und Kompensation dieser Eingriffe
sind die naturschutzrechtlichen Nebenbestimmungen zu beachten. Rechtsgrund-
lage sind die §§ 14, 15, 17 und 18 BNatSchG in Verbindung mit §§ 8, 9 und 11
LNatSchG. Daruber hinaus fand auf Antrag des Vorhabentragers eine arten-
schutzrechtliche Prafung nach § 45b Absatz 1 bis 6 BNatSchG statt.

Ermittlung des Kompensationsbedarfs

Landschaftsbild

Im landschaftspflegerischen Begleitplan wurde fur die Berechnung des Ersatzgel-
des ein Grundstlckspreis von 3,11 €/m? angesetzt. Der aktuelle Grundstuckspreis
liegt jedoch bei 3,61 €/m2. Dieser wurde daher fiir die Berechnung der angegebe-
nen Ersatzgeldsummen verwendet.

Bei einer Windkraftanlage des Typs Nordex N133/4800 mit einer Nabenhdhe von
110 Metern und einem Rotordurchmesser 133,2 Metern betragt die Ersatzgeld-
summe sodann:

ohne BNK = 171.698,10 €
mit BNK = 120.188,67 €
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FUr den Ruckbau von zwei Windkraftanlagen des Typs Siemens SWT 3.6-107 mit
einer Nabenhohe von 80 Metern und einem Rotordurchmesser von 107 Metern
ergibt sich unter Bertcksichtigung des aktuellen Grundstlckspreises ein Betrag
von 207.381,50 € (2 x 103.690,75 €).

Der anzurechnende Wert flr den Rickbau Ubersteigt die errechneten Ersatzgeld-
summen. Somit wird mit dem Ruckbau der Altanlagen der Eingriff in das Land-
schaftsbild durch die geplante Neuanlage vollstandig kompensiert, so dass hier
kein Ersatzgeld festzusetzen ist.

Naturhaushalt

Der Kompensationsbedarf setzt sich wie folgt zusammen:

Versiegelung: 581 m?

Es wurde ein Kompensationsuberschuss durch Ruckbaumalinahmen zweier Alt-
anlagen des Typs Siemens SWT 3.6-107 berUcksichtigt.

Die Kompensation in Form von 31.075 Okopunkten fiir das Gesamtvorhaben mit
funf Windkraftanlagen wird Uber die folgenden Okokonten erbracht:

« Okokonto ,Raatz“ mit dem Aktenzeichen 67.30.3-25/24 in der Gemeinde Nord-
strand mit 21.654 Okopunkten

« QOkokonto ,Carstensen” mit dem Aktenzeichen 67.30.3-1/24 in der Gemeinde
Ramstedt mit 9.421 Okopunkten

Die Okokonto-Vertrage liegen der Unteren Naturschutzbehérde des Kreises Nord-
friesland vor und werden von ihr anerkannt.

Bauzeitenregelungen/alternative SchutzmalRnahmen

Bauzeitenregelung

Durch Einhaltung der Bauzeitenregelungen wird gewahrleistet, dass die Zugriffs-
verbote des § 44 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 5 Nummer 1 bis 3 BNatSchG
im Hinblick auf Bodenbriter, Réhrichtbriter, und Amphibien nicht verwirklicht wer-
den.

Alternative Schutzmalnahmen bei Abweichung von der Bauzeitenregelung fir Of-
fenlandbriiter

Die Schutzmal3nahmen stellen alternativ zur Bauzeitenregelung und in Verbin-
dung mit der Umweltbaubegleitung sicher, dass die Zugriffsverbote des § 44 Ab-
satz 1 in Verbindung mit Absatz 5 Nummer 1 bis 3 BNatSchG im Hinblick auf Bo-
denbruter nicht verwirklicht werden.
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Amphibienschutzzaun

Um zu verhindern, dass Amphibien in die von Bauarbeiten in Anspruch genomme-
nen Flachen einwandern, sind konflikttrachtige Raume bzw. das Baufeld durch
Amphibienschutzzaune zu sichern. Die Maldnhahme ist nicht erforderlich, wenn im
Rahmen vorgelagerter und geeigneter Untersuchungen durch eine geschulte Um-
weltbaubegleitung ein Negativhachweis Uber das Vorkommen der potenziell er-
warteten Amphibienarten erbracht werden kann. Die MaRnahmenumsetzung ist
durch die Umweltbaubegleitung zu kontrollieren, um eine korrekte Durchfihrung
zu gewabhrleisten.

Alternative SchutzmalRnahme fir Amphibien bei Abweichung von der Bauzeitenre-
gelung

Im Vorhabengebiet kann ein Vorkommen des Moorfrosches nicht ausgeschlossen
werden. Es ist moglich, dass der Moorfrosch die im Rahmen des Vorhabens zu
verrohrenden Gewasserabschnitte als Laichgewasser nutzt.

Sollten wahrend der Laichzeit von Anfang Februar bis Ende April Graben verrohrt
werden, kann es zur Beschadigung bzw. Zerstorung von Laich und Laichballen
kommen. Zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verboten sind die betroffe-
nen Grabenabschnitte nach Amphibienlaich abzusuchen und der Laich ist in nicht
betroffene benachbarte Grabenabschnitte umzusetzen. Graben, Gber die lediglich
temporare Bricken gefuhrt werden, sind hiervon nicht betroffen.

Das Risiko fur Larven (Kaulquappen) ist aufgrund ihrer Mobilitat und raumlichen
Verteilung im Gewasser erheblich geringer als flr die aggregiert vorkommenden
Laichballen. Schadigungsrisiken fur Larven, die Uber das allgemeine Lebensrisiko
von Kaulquappen im Gewasser hinausgehen, sind bei den kleinflachigen Maflinah-
men wie Verrohrungen von Zuwegungen nicht zu erwarten.

Umweltbaubegleitung

Der Einsatz einer fachkundigen Umweltbaubegleitung wird notwendig, wenn von
den Bauzeitenregelungen abgewichen wird, um die korrekte Durchfihrung von al-
ternativen SchutzmalRnahmen (Besatzkontrollen, Vergramungsmalnahmen, Auf-
stellen von Amphibienschutzzaunen) zu gewahrleisten. Durch die Vorlage des
Nachweises der fachlichen Qualifikation vor Baubeginn wird die fachliche Qualifi-
kation der zustandigen Person Uberprifbar. Regelmaflige Dokumentation der
durchzufihrenden Schutzmalnahmen sind zur Kontrolle der fachgerechten Aus-
fuhrung erforderlich. Diese Dokumentation muss in Abstanden von 14 Tagen der
ONB vorgelegt werden, damit auf etwaige Schwierigkeiten umgehend reagiert
werden kann.

MastfuRbrache

Die Gestaltung der Mastful3brache zielt darauf ab, eine Attraktionswirkung auf Vo-
gel, insbesondere Greifvogel, und Fledermause zu vermeiden. Mit der Anlage ei-
ner Brache mit geschlossener Vegetationsdecke, jedoch ohne Gehdlzaufwuchs,
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wird dieser Anspruch erfullt. So werden zum einen die Einsehbarkeit und damit die
guten Jagdbedingungen fur Greifvogel verhindert und zum anderen wird vermie-
den, dass aufwachsende Gehodlze als Jagdhabitat fur Fledermause fungieren. Bei
der Festlegung des Mahdzeitraumes zwischen dem 1. September und dem
28./29. Februar ist davon auszugehen, dass in diesem Zeitraum der Anteil an ab-
geernteten landwirtschaftlichen Flachen in der Umgebung der WKA bereits derart
hoch ist, dass durch die Mahd des Mastful3bereiches keine besondere Attraktions-
wirkung fir weitere Greifvogelarten hervorgerufen wird.

Abschaltalgorithmus zum Schutz lokaler und migrierender Fledermause

Eine Aktivitatserfassung fur Fledermause liegt nicht vor. Zur Vermeidung des To6-
tungsverbots gemal § 44 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 5
BNatSchG fur schlaggefahrdete Fledermausarten wahrend der Aktivitatszeiten ist
der in der Auflage aufgeflhrte Abschaltalgorithmus vorzusehen. Unter den dort
genannten Bedingungen werden hohe Aktivitaten schlaggefahrdeter Fledermaus-
arten im Rotorbereich sowie dessen nahem Umfeld erwartet. Wird die WKA zu
den angegebenen Bedingungen abgeschaltet, wird davon ausgegangen, dass das
Totungsrisiko unter die Signifikanzschwelle fallt und das Tétungsverbot fur die Fle-
dermause nicht berthrt wird. Als Abschaltung wird ein Zustand definiert, der den
Trudelbetrieb einer WKA einschlief3t, also keinen zwingenden Stillstand der WKA
erfordert. Die Drehgeschwindigkeit der Rotoren wird im Trudelbetrieb mit aus dem
Wind gedrehten Rotorblattern und aktivierter Windnachfihrung der Rotorgondel
auf ein fur Fledermause ungefahrliches Mal} reduziert.

Der Parameter Niederschlag wird nicht berlucksichtigt. Eine Bertcksichtigung ware
nur moglich, sofern ein von der Behorde akzeptierter Niederschlagssensor bean-
tragt wird, der eine dauerhafte Funktionalitat sicherstellt. Bisher liegen fur keinen
Niederschlagssensor Prifergebnisse aus einem Verifizierungsprozess bezuglich
der Zuverlassigkeit der Niederschlagsmessung fur den Einsatz auf Windkraftanla-
gen und unter Beachtung der Abschaltbedingungen vor.

Dokumentation

Die Mdglichkeit, die naturschutzfachlichen Bestimmungen im Rahmen der Geneh-
migung einer Windkraftanlage umfassend zu kontrollieren, besteht nur bei Ge-
wahrleistung einer Datengrundlage, die Aufschluss uber die Einhaltung der jeweili-
gen Bestimmung gibt. Um Kontrollen durchfuhren zu kdnnen, missen die Daten
fur die kontrollierende sachkundige Person verstandlich und Ubersichtlich aufberei-
tet sein.

Fir die Kontrolle wird eine Prufsoftware genutzt, die eine bestimmte Form der Da-
tenbereitstellung bendtigt. Abschaltalgorithmen, die auf ProBat basieren, werden
zukUnftig mit dem ProBat-Inspector Uberprift. Der Zeitraum flr die Datenvorhal-
tung begrindet sich aus den Verjahrungsfristen fir Ordnungswidrigkeits- und
Straftatbestande. Die Dateien sind nach dem Export nicht mehr zu verandern, da
dadurch Fehler entstehen kdnnen.
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2.3.6

Arbeitsschutz

Gemal § 22 Absatz 1 Arbeitsschutzgesetz kann die Staatliche Arbeitsschutzbe-
horde bei der Unfallkasse Nord als zustandige Behorde die zur Durchfuhrung ihrer
Uberwachungsaufgabe erforderlichen Auskiinfte verlangen. Zu den Aufgaben ge-
horen unter anderem

« Besichtigungen von Baustellen, da hier insbesondere die Vorgaben der Bau-
stellenverordnung einzuhalten sind. In diesem Zusammenhang mussen ausrei-
chend Details zu dem Bauvorhaben rechtzeitig zur Verfliigung stehen, um die
Einhaltung der Vorgaben Uberwachen zu konnen.

* anlassbezogene Tatigkeiten wahrend des Betriebs der genehmigten Windkraft-
anlage beispielsweise im Falle einer Beschwerde oder eines Unfalls. In diesem
Zusammenhang mussen ausreichend Details zu der Windkraftanlage zur Ver-
fugung stehen, um die Einhaltung der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften
(insbesondere Arbeitsschutzgesetz, Arbeitsstattenverordnung, Betriebssicher-
heitsverordnung, Gefahrstoffverordnung) Gberwachen zu kénnen.

* anlassbezogene Tatigkeiten wahrend des Betriebs der genehmigten Windkraft-
anlage sowie die Besichtigungen von Baustellen. In diesem Zusammenhang
mussen ausreichend Details zu dem Vorhaben rechtzeitig zur Verfugung ste-
hen, um die Einhaltung der Vorgaben uberwachen zu konnen.

Luftverkehr

Die Hohe von 100 Metern tber Grund wird Uberschritten. Deshalb war fur das
Bauvorhaben die luftrechtliche Zustimmung gemaR § 14 Absatz 1 LuftvVG erforder-
lich. Die luftrechtliche Zustimmung konnte nur mit Auflagen zur Tages- und Nacht-
kennzeichnung erteilt werden.

Darlber hinaus wurde dem Einsatz einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeich-
nung (BNK) gemal der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung
von Luftfahrthindernissen zugestimmt.

Unabhangig von der Erfullung der Auflagen unter 2.11.27 und 2.11.28 wurde eine
Begutachtung durch die DFS Deutsche Flugsicherung durchgefuhrt, ob sich die
Windkraftanlage im kontrollierten Luftraum befindet und damit aus zivilen und mili-
tarischen flugsicherungsbetrieblichen Griinden Bedenken gegen eine BNK beste-
hen kénnten. Da die Anlage sich au3erhalb des kontrollierten Luftraumes der Luft-
raumklasse ,D“ befindet, sind derartige Bedenken nicht ersichtlich.

Kustenschutz, Nationalpark und Meeresschutz

Eine Betroffenheit von Kustenschutzanlagen ist nicht gegeben. Das Vorhaben be-
findet sich in einem Abstand von ca. 340 Metern zum nachstgelegenen Landes-
schutzdeich oder sonstigen kustenschutzrechtlich relevanten Anlagen (Hinweise
unter A IV 10 beachten).
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Eingeschlossene Entscheidungen

In dieser Genehmigung sind gemaf § 13 BImSchG folgende behdrdliche Ent-
scheidungen eingeschlossen:

* Baugenehmigung nach § 72 Landesbauordnung (LBO)

* Naturschutzrechtliche Genehmigung nach §§ 9, 11 Landesnaturschutzgesetz
(LNatSchG)

Die zustandige Luftfahrtbehérde hat ihre Zustimmung nach § 14 Luftverkehrsge-
setz (LuftvVG) wegen Uberschreitung der zuldssigen Hohe einschlieRlich der Zu-
stimmung zum Einsatz einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung gemafn der
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen
erteilt.

Ergebnis

Die Prifung hat ergeben, dass der Standort zulassig und geeignet ist und keine
Bedenken gegen das Vorhaben bestehen.

Die Prufung der Genehmigungsvoraussetzungen durch die Genehmigungsbe-
horde erfolgte anhand der einschlagigen Bestimmungen des BImSchG. Aul3erdem
wurden ggf. die Abfallvermeidung, die Abfallverwertung und die ordnungsgemalie
Abfallbeseitigung gepruft.

Unter Berucksichtigung der mit der Genehmigung verbundenen Festsetzungen
und Nebenbestimmungen ist sichergestellt, dass die Pflichten flr Betreiber geneh-
migungsbedurftiger Anlagen gemal} § 5 BImSchG sowie die Anforderungen des

§ 7 BImSchG und der daraufhin ergangenen Rechtsvorschriften erfillt werden. Es
liegen keinerlei Erkenntnisse vor, dass durch andere Nebenbestimmungen ein ho-
heres Schutzniveau insgesamt erreichbar ware.

Andere offentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes stehen
der Errichtung und dem Betrieb der Anlage — auch aus der Sicht der beteiligten
Fachbehorden — nicht entgegen.

Durch die in der Bedingung 1.1 im Abschnitt A |Il festgesetzte Frist gemaf § 18
Absatz 1 BImSchG ist sichergestellt, dass mit der Inbetriebnahme der Anlage nicht
zu einem Zeitpunkt begonnen wird, an dem sich die tatsachlichen Verhaltnisse,
die der Genehmigung zugrunde lagen, wesentlich geandert haben.

Damit sind die Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG erfullt. Die Ge-
nehmigung war damit zu erteilen.
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C Rechtsgrundlagen

Insbesondere:

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreini-
gungen, Gerausche, Erschutterungen und ahnliche Vorgange (Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz — BImSchG), in der Fassung der Bekanntmachung vom

17. Mai 2013 (BGBI. | S. 1274; 2021 1 S. 123), zuletzt gedndert durch Artikel 1

des Gesetzes vom 24. Februar 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 58);

Vierte Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(Verordnung Uber genehmigungsbedurftige Anlagen — 4. BImSchV) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBI. | S. 1440), zuletzt gean-
dert durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBI. 2024 |

Nr. 355);

Neunte Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(Verordnung Uber das Genehmigungsverfahren — 9. BImSchV) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 29. Mai 1992 (BGBI. | S. 1001), zuletzt geandert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 225);

Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzge-
setz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm — TA Larm) vom 26. Au-
gust 1998 (GMBI. Nr. 26/1998, S. 503), zuletzt gedndert durch Anderungsver-
waltungsvorschrift vom 1. Juni 2017 (BAnz AT 8. Juni 2017 B5);

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm — Gerau-
schimmissionen (AVV Baularm) vom 19. August 1970 (Beilage zum Bundes-
anzeiger Nummer 160);

Landesverordnung Uber die zustandigen Behdrden nach immissionsschutz-
rechtlichen sowie sonstigen technischen und medienltbergreifenden Vorschrif-
ten des Umweltschutzes (ImSchV-ZustVO) vom 20. Oktober 2008 (GVOBI.
Schl.-H. S. 540), zuletzt geandert durch Artikel 65 Landesverordnung vom

27. Oktober 2023 (GVOBI. Schl.-H. S. 514);

Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprufung (UVP-Gesetz — UVPG), in der
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Marz 2021 (BGBI. | S. 540), zuletzt ge-
andert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBI. 2024 |

Nr. 323);

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Novem-
ber 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 394);

Landesbauordnung fur das Land Schleswig-Holstein (LBO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 5. Juli 2024 (GVOBI. Schl.-H. S. 504), zuletzt gedndert
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 13. Dezember 2024 (GVOBI. Schl.-H.

S. 875, 928);

Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstlcke (Baunutzungsverord-
nung — BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November
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2017 (BGBI. | S. 3786), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
3. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176);

* Gesetz zum Schutz der Denkmale (Denkmalschutzgesetz — DSchG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Dezember 2014 (GVOBI. Schl.-H.
S. 2), zuletzt geandert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 1. September 2020
(GVOBI. Schl.-H. S. 508);

* Gesetz zur Forderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltver-
traglichen Bewirtschaftung von Abfallen (Kreislaufwirtschaftsgesetz — KrwG)
vom 24. Februar 2012 (BGBI. | S. 212), zuletzt geandert durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 2. Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 56);

» Verordnung uber die Nachweisflihrung bei der Entsorgung von Abfallen (Nach-
weisverordnung — NachwV) vom 20. Oktober 2006 (BGBI. | S. 2298, ber. 2007
S. 2316), zuletzt geandert durch Artikel 5 der Verordnung vom 28. April 2022
(BGBI. I S. 700);

* Verordnung Uber die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsabfallen und
von bestimmten Bau- und Abbruchabfallen (Gewerbeabfallverordnung — Ge-
wAbfV) vom 18. April 2017 (BGBI. | S. 896), zuletzt geandert durch Artikel 3
der Verordnung vom 28. April 2022 (BGBI. | S. 700);

* Abfallwirtschaftsgesetz fur das Land Schleswig-Holstein (Landesabfallwirt-
schaftsgesetz — LAbfWG) in der Fassung vom 18. Januar 1999 (GVOBI. Schl.-
H. S. 26), zuletzt gedndert durch Artikel 3 Nr. 1 des Gesetzes vom 6. Dezem-
ber 2022 (GVOBI. Schl.-H. S. 1002);

* Verordnung Uber Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbau-
stoffen in technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung — ErsatzbaustoffV)
vom 9. Juli 2021 (BGBI. | S. 2598), geandert durch Artikel 1 der Verordnung
vom 13. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 186);

* Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz —
BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBI. |
S. 2542), zuletzt gedndert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober
2024 (BGBI. 2024 | Nr. 323);

* Gesetz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz — LNatSchG) vom
24. Februar 2010 (GVOBI. Schl.-H. S. 301 ber. S. 486), zuletzt geandert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 30. September 2024 (GVOBI. Schl.-H. S. 734);

» Landesverordnung uber die Zustandigkeit der Naturschutzbehdrden (Natur-
schutzzustandigkeitsverordnung — NatSchZVO) vom 4. Oktober 2018 (GVOBI.
Schl.-H. S. 658), zuletzt geandert durch Artikel 1 der Landesverordnung vom
20. November 2024 (GVOBI. Schl.-H. S. 840);

* Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz — WHG),
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), zu-
letzt gedndert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI.
2023 | Nr. 409);
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* Landeswassergesetz (LWG) vom 13. November 2019 (GVOBI. Schl.-H.
S. 425), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Dezember
2024 (GVOBI. Schl.-H. S. 875);

* Verordnung Uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen
(AwSV) vom 18. April 2017 (BGBI. | S. 905), zuletzt geandert durch Artikel 256
der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328);

* Gesetz Uber die Durchfihrung von MaRnahmen des Arbeitsschutzes zur Ver-
besserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschaftigten bei
der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz — ArbSchG) vom 7. August 1996 (BGBI. |
S. 1246), zuletzt geandert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 15. Juli 2024
(BGBI. 2024 | Nr. 236);

* Verordnung Uber Arbeitsstatten (Arbeitsstattenverordnung — ArbStattV) vom
12. August 2004 (BGBI. | S. 2179), zuletzt geandert durch Artikel 10 des Ge-
setzes vom 27. Marz 2024 (BGBI. 2024 | S. 109);

* Verordnung uUber Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Baustellen (Baustel-
lenverordnung — BaustellV) vom 10. Juni 1998 (BGBI. | S. 1283), zuletzt gean-
dert durch Artikel 1 der Verordnung vom 19. Dezember 2022 (BGBI. 2023 |
Nr. 1);

* Verordnung uber Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von
Arbeitsmitteln (Betriebssicherheitsverordnung — BetrSichV) vom 3. Februar
2015 (BGBI. | S. 49), zuletzt gedndert durch Artikel 7 des Gesetzes vom
27. Juli 2021 (BGBI. | S. 3146);

* Gesetz Uber die Bereitstellung von Produkten auf dem Markt (Produktsicher-
heitsgesetz — ProdSG) vom 27. Juli 2021 (BGBI. | S. 3146, 3147), zuletzt ge-
andert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27. Juli 2021 (BGBI. | S. 3146);

* Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen (Gefahrstoffverordnung — Gef-
StoffV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. November 2010 (BGBI. |
S. 1643, 1644), zuletzt geandert durch Artikel 1 der Verordnung vom 2. De-
zember 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 384);

* Chemikaliengesetz (ChemG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
28. August 2013 (BGBI. | S. 3498, 3991), zuletzt geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 16. November 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 313);

* Verordnung Uber Verbote und Beschrankungen des Inverkehrbringens und
uber die Abgabe bestimmter Stoffe, Gemische und Erzeugnisse nach dem
Chemikaliengesetz (Chemikalien-Verbotsverordnung — ChemVerbotsV) vom
20. Januar 2017 (BGBI |1 S. 94; 2018 S. 1389), zuletzt geandert durch Artikel 2
der Verordnung vom 13. Februar 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 43);

+ Strallen- und Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. November 2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 631),
zuletzt geandert durch Gesetz vom 18. Oktober 2024 (GVOBI. Schl.-H.

S. 749);
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Luftverkehrsgesetz (LuftVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai
2007 (BGBI. | S. 698), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
23. Oktober 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 327);

* Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernis-
sen vom 24. April 2020 (BAnz AT 30. April 2020 B4), zuletzt geandert durch
Verwaltungsvorschrift vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28. Dezember 2023
B4);

» Verwaltungsverfahrensgesetz (VwWVfG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23. Januar 2003 (BGBI. | S. 102), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 15. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 236);

* Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
19. Marz 1991 (BGBI. | S. 686), zuletzt geandert durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 24. Oktober 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 328).
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D Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-
spruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim

Landesamt fur Umwelt
Dezernat 20
Hamburger Chaussee 25
24220 Flintbek

zu erheben. Der Widerspruch eines Dritten ist binnen eines Monats nach seiner
Erhebung zu begranden.

Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten gegen diesen Bescheid haben
gemal’ § 63 Absatz 1 Satz 1 BImSchG keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfech-
tungsklage gegen diesen Bescheid nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsge-
richtsordnung (VWGO) kann gemal} § 63 Absatz 2 Satz 1 BImSchG nur innerhalb
eines Monats nach der Zustellung des Bescheids gestellt und begrindet werden.

Ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung ist beim Schleswig-Hol-
steinischen Oberverwaltungsgericht, Brockdorff-Rantzau-Str. 13, 24837 Schleswig
zu stellen.

<Unterschrift, Name des oder der Unterzeichnenden und Dienstsiegel>

Anlagen

Zweitausfertigung der Antragsunterlagen

Formulare Baubeginn, Fertigstellung, Inbetriebnahme, Betreiberwechsel
Formulare des Kreises Nordfriesland
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	2.3.2.1 Die beim Abbruch/Rückbau der Windkraftanlage, Trafostationen, Zuwegungen und Stellflächen anfallenden Abfälle sind entsprechend Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) und unter Beachtung der Abfallsatzung des Kreises Nordfriesland, jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, einer ordnungsgemäßen Verwertung/Beseitigung zuzuführen. Hierbei sind insbesondere die Verordnung über die Nachweisführung bei der Entsorgung von Abfällen (Nachweisverordnung – NachwV) vom 20. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2298), die Verordnung über die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsabfällen und von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen (Gewerbeabfallverordnung – GewAbfV) vom 18. April 2017 (BGBl. I S. 896) sowie die Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung – ErsatzbaustoffV) vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598), jeweils in der aktuellen Fassung, einzuhalten. 
	2.3.2.2 Es ist hier vor allem auf die ordnungsgemäße Entsorgung von besonders überwachungsbedürftigen Abfällen (Sonderabfälle), wie z. B. Trafoöle, Schmier- und Betriebsstoffe, zu achten. Die erforderlichen Nachweise sind der Unteren Abfallentsorgungsbehörde des Kreises Nordfriesland auf Verlangen vorzulegen. 


	2.4 Baurecht 
	2.4.1 Die Wiederkehrenden Prüfungen nach der "Richtlinie für Windenergieanlagen – Einwirkungen und Standsicherheitsnachweise für Turm und Gründung“ in Verbindung mit dem begutachteten Wartungspflichtenbuch sind durchzuführen. 
	2.4.2 Die in den Gutachten nach 3.1 bis 3.3 der Anlage A 1.2.8/6 der Technischen Baubestimmungen formulierten Auflagen sind einzuhalten. 
	2.4.3 Der Anlagenhersteller hat mittels Erklärung zu bescheinigen, dass die Auflagen in den gutachtlichen Stellungnahmen erfüllt sind und dass die Windkraftanlage gemäß den geprüften Anlagen in den Prüfberichten zur Typenprüfung errichtet worden ist. Diese Herstellererklärung ist der Unteren Bauaufsichtsbehörde des Kreises Nordfriesland vorzulegen. 
	2.4.4 Die Entwurfslebensdauer der WKA beträgt 20 Jahre. 
	2.4.5 Die geprüften bautechnischen Nachweise in Übereinstimmung mit den genehmigten Bauantragsunterlagen sind maßgebend für die Ausführung. Die Prüfberichte und Prüfbemerkungen des Prüfingenieurs für Standsicherheit gelten als Auflagen und sind zu beachten. Die Bautenstände sind ihm wie in den Prüfberichten angegeben rechtzeitig anzuzeigen. 
	2.4.6 Der Baubeginn darf erst erfolgen, wenn der noch von der Unteren Bauaufsichtsbehörde zu beauftragende Prüfingenieur für Standsicherheit die statischen Unterlagen und sonstigen Nachweise (Bodengutachten, Turbulenzgutachten etc.) eingesehen bzw. geprüft hat und gegen einen Baubeginn keine Bedenken erhebt. 
	2.4.7 Der beauftragte Prüfingenieur für Standsicherheit hat die mängelfreie Abnahme nach Fertigstellung zu bestätigen. 
	2.4.8 Es ist sicherzustellen, dass die Windkraftanlage nicht durch Unbefugte betreten werden kann. 
	2.4.9 Eine Bauzustandsbesichtigung behält sich die Untere Bauaufsichtsbehörde vor. Baubeginn und Bautenstände sind ihr rechtzeitig anzuzeigen. 
	2.4.10 Die in der Gutachtlichen Stellungnahme zur Risikobeurteilung Eiswurf/Eisabfall der TÜV NORD EnSys GmbH & Co. KG vom 10. Oktober 2023, Referenz-Nr. 2023-WND-RB-216-R0-V1, am Windenergieanlagen-Standort Galmsbüll aufgezeigten Maßnahmen zur Risikoreduzierung sind umzusetzen. 
	2.4.11 Betriebsbegleitend ist die Funktionalität des Eiserkennungssystems im Rahmen der vorgesehenen Prüfungen des Sicherheitssystems und der sicherheitstechnisch relevanten Komponenten der WKA durch eine unabhängige fachkundige Person regelmäßig aufzuzeigen, entsprechende Protokolle sind bereitzuhalten und den Genehmigungs- und Überwachungsbehörden auf Verlangen vorzulegen. 
	2.4.12 Durch Hinweisschilder (mindestens im Abstand der 1,3-fachen Gesamthöhe der WKA) ist an den Zufahrtswegen der WKA und den umliegenden Wirtschaftswegen auf die Gefährdung durch Eisabfall aufmerksam zu machen. Die Schilder sind so aufzustellen, dass sie von möglichen Benutzern und Benutzerinnen der Wirtschaftswege frühzeitig erkannt werden. Hierbei können die Schilder, durch ein eindeutiges Piktogramm ergänzt werden, welches auf die Gefährdung durch Eisabfall hinweist. 
	2.4.13 Die Betriebsbeschränkungen des Turbulenzgutachtens sind einzuhalten. Die Funktion des Abschaltsystems ist durch einen Sachverständigen nachzuweisen. 

	2.5 Brandschutz 
	2.6 Bodenschutz 
	2.7 Gewässerschutz 
	2.7.1 Grundsatzanforderungen (§ 17 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen – AwSV) 
	2.7.1.1 Anlagen müssen so geplant und errichtet werden, beschaffen sein und betrieben werden, dass 
	2.7.1.2 Anlagen müssen dicht, standsicher und gegenüber den zu erwartenden mechanischen, thermischen und chemischen Einflüssen hinreichend widerstandsfähig sein. 
	2.7.1.3 Der Betreiber hat bei der Stilllegung einer Anlage oder von Anlagenteilen alle in der Anlage oder in den Anlagenteilen enthaltenen wassergefährdenden Stoffe, soweit technisch möglich, zu entfernen. Er hat die Anlage gegen missbräuchliche Nutzung zu sichern. 

	2.7.2 Anforderungen an die Rückhaltung wassergefährdender Stoffe (§ 18 AwSV) 
	2.7.2.1 Anlagen müssen ausgetretene wassergefährdende Stoffe auf geeignete Weise zurückhalten. Dazu sind sie mit einer Rückhalteeinrichtung im Sinne von § 2 Absatz 16 AwSV auszurüsten. Satz 2 gilt nicht, wenn es sich um eine doppelwandige Anlage im Sinne von § 2 Absatz 17 AwSV handelt. Einzelne Anlagenteile können über unterschiedliche, jeweils voneinander unabhängige, Rückhalteeinrichtungen verfügen. Bei Anlagen, die nur teilweise doppelwandig ausgerüstet sind, sind einwandige Anlagenteile mit einer Rückhalteeinrichtung zu versehen. 
	2.7.2.2 Rückhalteeinrichtungen müssen flüssigkeitsundurchlässig sein und dürfen keine Abläufe haben. Flüssigkeitsundurchlässig sind Bauausführungen dann, wenn sie ihre Dicht- und Tragfunktion während der Dauer der Beanspruchung durch die wassergefährdenden Stoffe, mit denen in der Anlage umgegangen wird, nicht verlieren. 
	2.7.2.3 Rückhalteeinrichtungen müssen für folgendes Volumen ausgelegt sein: 
	2.7.2.4 Auf ein Rückhaltevolumen kann bei oberirdischen Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen der Wassergefährdungsklasse 1 mit einem Volumen bis 1.000 Liter verzichtet werden, sofern sich diese auf einer Fläche befinden, die 
	2.7.2.5 Bei Anlagen zum Lagern, Herstellen, Behandeln oder Verwenden wassergefährdender Stoffe der Gefährdungsstufe D nach § 39 Absatz 1 AwSV muss die Rückhalteeinrichtung abweichend von Auflage 2.7.2.3 so ausgelegt sein, dass das Volumen flüssiger wassergefährdender Stoffe, das aus der größten abgesperrten Betriebseinheit bei Betriebsstörungen freigesetzt werden kann, ohne dass Gegenmaßnahmen getroffen werden, vollständig zurückgehalten werden kann. 

	2.7.3 Wassergefährdende Stoffe, die beim Austreten so miteinander reagieren können, dass die Funktion der Rückhaltung nach Auflage 2.7.2.1 beeinträchtigt wird, müssen getrennt aufgefangen werden. 
	2.7.4 Im Bereich der Baumaßnahme befinden sich Verbands- und Hauptverbandsanlagen des Sielverbandes Marienkoog und des Deich- und Hauptsielverbandes Südwesthörn-Bongsiel (DHSV SWBS). Zudem befinden sich neben den Verbands- und Hauptverbandsanlagen zahlreiche Parzellengräben und Wegeseitengräben im direkten Umfeld. Daraus ergibt sich folgender Regelungsbedarf: 
	2.7.4.1 Insbesondere während der Bau- und Rückbaumaßnahmen ist darauf zu achten, dass weder die Verbandsanlagen noch Gräben verunreinigt werden oder dort Material eingetragen wird, welches den Gesamtabfluss im Gewässersystem beeinträchtigt. Eventuelle Verunreinigungen sind durch den Maßnahmenträger umgehend und fachrecht zu beseitigen. Beschädigungen an Verbandsanlagen sind ebenfalls durch den Maßnahmenträger fachgerecht zu beseitigen, darüber hinaus ist der Verband zu informieren. 
	2.7.4.2 Bei Herstellung und Betrieb von Infrastruktureinrichtungen für die Windkraftanlage dürfen die vorhandenen Verbandsanlagen nicht in ihren Abmessungen und ihrer Funktion eingeschränkt werden. 
	2.7.4.3 Im Zuge der Beantragung von erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigungen bei der Unteren Wasserbehörde des Kreises Nordfriesland sind die Verbände frühzeitig zu beteiligen. Geplante Maßnahmen sind mit ihnen im Vorfeld abzustimmen. Dies betrifft insbesondere mögliche Grabenverlegungen, Überbauungen und Verrohrungen, temporäre oder dauerhaft geänderte Einleitstellen, Einleitmengen und -zeiten. 
	2.7.4.4 Es ist zu beachten, dass bei der Errichtung von baulichen Anlagen sowie Abgrabungen satzungsgemäß ein Abstand von mindestens 5 Metern zur Böschungsoberkante des Verbandsgewässers einzuhalten ist. Der Streifen ist komplett frei zu halten, damit dem Sielverband, dem DHSV SWBS und bevollmächtigten Dritten Arbeiten am Verbandsgewässer ermöglicht werden. Dies gilt auch für Fundamente und Aufschüttungen. Die einzelnen Standorte sind vom Anlagenbetreiber auf die Einhaltung des vorgegebenen Abstandes hin zu prüfen. Begründete Ausnahmen im Einzelfall bedürfen der vorherigen Zustimmung der Verbände. 


	2.8 Naturschutz 
	2.8.1 Zur Kompensation für die mit der Errichtung der Windkraftanlage einhergehenden Eingriffe in den Naturhaushalt ist eine 581 m² große Fläche aus der landwirtschaftlichen Nutzung zu entlassen und dauerhaft der natürlichen Entwicklung zuzuführen (Sukzession), sofern nicht Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen mit der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Nordfriesland abgestimmt sind. 
	2.8.2 Die für die Windkraftanlage notwendigen neu einzurichtenden Erschließungen sind unter Beachtung des Eingriffsminimierungsgebotes des § 15 Absatz 1 BNatSchG anzulegen. Es ist in der Regel eine Grandbefestigung zu wählen. Bituminöse oder andere Vollversiegelungen sind zu vermeiden. 
	2.8.3 Erschließungen müssen einen Mindestabstand von 2,00 Metern zu Biotopstrukturen wie Knicks und Wälle einhalten. Gesetzlich geschützte Biotope dürfen nicht beeinträchtigt werden (§ 30 BNatSchG in Verbindung mit § 21 LNatSchG). Gräben, Feuchtgrünland und feuchte Senken dürfen nicht mit ggf. entstehendem Aushub überfüllt werden. Erfolgt die Aushubausbringung nicht auf benachbarten landwirtschaftlichen Nutzflächen, ist bei selbständigen anderweitigen Auffüllungen ein gesonderter Antrag nach § 11a des LNatSchG zu stellen. 
	2.8.4 Bauzeitenregelung/alternative Schutzmaßnahmen 
	2.8.4.1 Bauzeitenregelung 
	2.8.4.2 Alternative Schutzmaßnahmen bei Abweichung von der Bauzeitenregelung für Offenlandbrüter 
	2.8.4.3 Amphibienschutzzaun 
	2.8.4.4 Alternative Schutzmaßnahme für Amphibien bei Abweichung von der Bauzeitenregelung 
	2.8.4.5 Umweltbaubegleitung 

	2.8.5 Mastfußbrache 
	2.8.6 Abschaltalgorithmus zum Schutz lokaler und migrierender Fledermäuse 
	2.8.7 Dokumentation 
	2.8.8 Der Baubeginn ist der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Nordfriesland unter Angabe des Aktenzeichens G40/2022/186 spätestens zwei Wochen vorher schriftlich anzuzeigen. 

	2.9 Arbeitsschutz 
	2.9.1 Der zukünftige Betreiber ist verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes für die Sicherheit und den Schutz der Gesundheit von Beschäftigten entsprechend den in der Betriebssicherheitsverordnung – BetrSichV genannten allgemeinen Grundsätzen zu gewährleisten. Insbesondere hat er dafür zu sorgen, dass die Anlage entsprechend den Vorschriften der BetrSichV einschließlich ihres Anhangs eingerichtet und betrieben wird, so dass von ihr keine Gefährdungen für die Sicherheit und die Gesundheit von Beschäftigten ausgehen. 
	2.9.2 Die Errichtung der genehmigten Windkraftanlage ist spätestens zwei Wochen vor Baubeginn formlos anzuzeigen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Bautätigkeiten bereits mit den vorbereitenden Arbeiten (z. B. Wegebau, Kanalbau) beginnen. Die Anzeige ist an die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord – Standort Lübeck, Bei der Lohmühle 62, 23554 Lübeck zu richten und enthält folgende Informationen: 
	2.9.3 Die Inbetriebnahme der genehmigten Windkraftanlage ist spätestens acht Wochen nach der Inbetriebnahme formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord – Standort Lübeck – zu richten und enthält folgende Informationen: 
	2.9.4 Jeder Betreiberwechsel ist der Staatlichen Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord – Standort Lübeck – spätestens zwei Wochen vor Betreiberwechsel formlos anzuzeigen. Die Anzeige enthält folgende Informationen: 
	2.9.5 Jeder Tausch von Großkomponenten ist der Staatlichen Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord – Standort Lübeck – spätestens zwei Wochen vor Umsetzung anzuzeigen und enthält folgende Informationen: 
	2.9.6 Der Rückbau der genehmigten Windkraftanlage ist spätestens zwei Wochen vor Beginn der Rückbauarbeiten formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord – Standort Lübeck – zu richten und enthält folgende Informationen: 

	2.10 Luftverkehr – militärisch 
	2.11 Luftverkehr – zivil 
	2.11.1 Die Ausführung der Tages- oder Nachtkennzeichnung hat entsprechend der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 24. April 2020 (AVV BAnz AT 30. April 2020 B4), geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28. Dezember 2023 B4), zu erfolgen. 
	2.11.2 Die Tages- und Nachtkennzeichnung ist bereits während der Bauphase bei Überschreiten von 100 Metern über Grund (auch durch Kräne) sicherzustellen. 
	2.11.3 Bei Ausfall der Befeuerung ist sicherzustellen, dass für die Unterbrechung der Befeuerung ein Zeitraum von zwei Minuten nicht überschritten wird. 
	2.11.4 Die Stromversorgung für die Befeuerung ist durch Vorhalten ausreichender technischer Einrichtungen bzw. Festlegen entsprechender Verfahren und Abläufe sicherzustellen. Das entsprechende Konzept für die Ersatzstromversorgung ist der Luftfahrtbehörde (Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Postfach 7107, 24171 Kiel, Aktenzeichen.: 15007 623-167/2021-11491/2024) vier Wochen vor Errichtung der Windkraftanlage vorzulegen. 
	2.11.5 Für die Sichtweitenmessung zur Reduzierung der Nennleistung der Befeuerung sind nur anerkannte Geräte bei Einhaltung der Vorgaben aus der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zulässig. Insbesondere ist darauf zu achten, dass bei Windkraftanlagen-Blöcken der Abstand zwischen einer Windkraftanlage mit Sichtweitenmessgerät und Windkraftanlagen ohne Sichtweitenmessgerät maximal 1.500 Meter betragen darf. 
	2.11.6 Die für die Veröffentlichung erforderlichen Vermessungsdaten (siehe Auflage 2.11.26) sind durch eine amtliche Vermessung zu ermitteln und sowohl der Luftfahrtbehörde (Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Postfach 7107, 24171 Kiel) als auch der DFS (Deutsche Flugsicherung GmbH, Postfach 1243, 63202 Langen, Az. OZ/AF-SH 999-b) unverzüglich, spätestens jedoch vier Wochen nach Errichtung der Windkraftanlage, vorzulegen. 
	2.11.7 Da eine Tageskennzeichnung für die Windkraftanlage erforderlich ist, sind die Rotorblätter der Windkraftanlage weiß oder grau auszuführen; im äußeren Bereich sind sie durch 3 Farbfelder von je 6 Metern Länge [a) außen beginnend mit 6 Meter Orange – 6 Meter Weiß – 6 Meter Orange oder b) außen beginnend mit 6 Meter Rot – 6 Meter Weiß oder Grau – 6 Meter Rot] zu kennzeichnen. Hierfür sind die Farbtöne Verkehrsweiß (RAL 9016), Grauweiß (RAL 9002), Lichtgrau (RAL 7035), Achatgrau (RAL 7038), Verkehrsorange (RAL 2009) oder Verkehrsrot (RAL 3020) zu verwenden. Die Verwendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist zulässig. 
	2.11.8 Aufgrund der beabsichtigten Höhe der Windkraftanlage ist das Maschinenhaus auf halber Höhe rückwärtig umlaufend mit einem mindestens zwei Meter hohen orange/roten Streifen zu versehen. Der Streifen darf durch grafische Elemente und/oder konstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente dürfen maximal ein Drittel der Fläche der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen. 
	2.11.9 Der Mast ist mit einem drei Meter hohen Farbring in Orange/Rot, beginnend in 40 Meter über Grund, zu versehen. Die Markierung kann aus technischen Gründen oder bedingt durch örtliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden. 
	2.11.10 Am geplanten Standort können abhängig von der Hindernissituation ergänzend auch Tagesfeuer (Mittelleistungsfeuer Typ A, 20.000 cd, gemäß ICAO Anhang 14, Band I, Tabelle 6.1 und 6.3 des Chicagoer Abkommens) gefordert werden, wenn dies für die sichere Durchführung des Luftverkehrs als notwendig erachtet wird. Das Tagesfeuer muss auf dem Dach des Maschinenhauses gedoppelt installiert werden. Außerhalb von Hindernisbegrenzungsflächen an Flugplätzen darf das Tagesfeuer um mehr als 50 Meter überragt werden. 
	2.11.11 Die Nachtkennzeichnung von Windkraftanlagen mit einer maximalen Höhe von bis zu 315 Metern über Grund erfolgt durch Feuer W, rot. 
	2.11.12 Es ist (z. B. durch Doppelung der Feuer) dafür zu sorgen, dass auch bei Stillstand des Rotors sowie bei mit einer Blinkfrequenz synchronen Drehzahl mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. 
	2.11.13 Der Einschaltvorgang erfolgt grundsätzlich über einen Dämmerungsschalter gemäß der AVV, Nummer 3.9. 
	2.11.14 Das Feuer W, rot ist so zu installieren, dass immer mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. Gegebenenfalls müssen die Feuer gedoppelt, jeweils versetzt auf dem Maschinenhausdach – nötigenfalls auf Aufständerungen – angebracht werden. Dabei ist zu beachten, dass die gedoppelten Feuer gleichzeitig (synchron blinkend) betrieben werden. Das gleichzeitige Blinken ist erforderlich, damit die Feuer der Windkraftanlage während der Blinkphase nicht durch einen Flügel des Rotors verdeckt werden. 
	2.11.15 Die Blinkfolge der Feuer auf Windkraftanlagen ist zu synchronisieren. Die Taktfolge ist auf 00.00.00 Sekunde gemäß UTC mit einer zulässigen Null-Punkt-Verschiebung von ± 50 Millisekunde zu starten. 
	2.11.16 Für die Ein- und Ausschaltvorgänge der Nachtkennzeichnung bzw. Umschaltung auf das Tagesfeuer sind Dämmerungsschalter, die bei einer Umfeldhelligkeit von 50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen. 
	2.11.17 Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein Ersatzstromnetz umschalten. 
	2.11.18 Mehrere in einem bestimmten Areal errichtete Windkraftanlagen können als Windkraftanlagen-Blöcke zusammengefasst werden. Grundsätzlich bedürfen nur die Anlagen an der Peripherie des Blocks, nicht aber die innerhalb des Blocks befindlichen Anlagen einer Kennzeichnung durch Feuer für die Tages- und Nachtkennzeichnung. Überragen einzelne Anlagen innerhalb eines Blocks signifikant die sie umgebenden Hindernisse, so sind diese ebenfalls zu kennzeichnen. Bei einer Gefahr für die Sicherheit des Luftverkehrs untersagt die zuständige Landesluftfahrtbehörde die Peripheriebefeuerung und ordnet die Befeuerung aller Anlagen an. 
	2.11.19 Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED) kann auf ein „redundantes Feuer" mit automatischer Umschaltung verzichtet werden, wenn die Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punktes mit 5 % Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. Bei Ausfall des Feuers muss eine entsprechende Meldung an den Betreiber erfolgen. 
	2.11.20 Störungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden können, sind der NOTAM-Zentrale in Langen unter der Rufnummer 06103 707-5555 oder per E-Mail notam.office@dfs.de unverzüglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeichnung ist so schnell wie möglich zu beheben. Sobald die Störung behoben ist, ist die NOTAM-Zentrale unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung innerhalb von zwei Wochen nicht möglich, sind die NOTAM-Zentrale und die zuständige Genehmigungsbehörde nach Ablauf der zwei Wochen erneut zu informieren. 
	2.11.21 Der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH, Am DFS Campus, 63225 Langen ist der Ansprechpartner mit Anschrift und Telefonnummer der Stelle anzugeben, die einen Ausfall der Befeuerung meldet bzw. für die Instandsetzung zuständig ist. 
	2.11.22 Für den Fall einer Störung der primären elektrischen Spannungsversorgung muss ein Ersatzstromversorgungskonzept vorliegen, das eine Versorgungsdauer von mindestens 16 Stunden gewährleistet. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der Betrieb der Feuer bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzustellen. Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung und Umschalten auf die Ersatzstromversorgung darf zwei Minuten nicht überschreiten. Diese Vorgabe gilt nicht für die Infrarotkennzeichnung. 
	2.11.23 Eine Reduzierung der Nennlichtstärke beim Tagesfeuer und Feuer W, rot ist nur bei Verwendung der vom Deutschen Wetterdienst (DWD) anerkannten meteorologischen Sichtweitenmessgeräten möglich. Installation und Betrieb haben nach den Bestimmungen des Anhangs 4 der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen zu erfolgen. 
	2.11.24 Die in den Auflagen geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hindernishöhe von mehr als 100 Metern über Grund zu aktivieren und mit Notstrom zu versorgen. 
	2.11.25 Sollten Kräne zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 Metern über Grund mit einer Tageskennzeichnung und an der höchsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung (Hindernisfeuer) zu versehen (siehe Auflage 2.11.2). 
	2.11.26 Da die Windkraftanlage aus Sicherheitsgründen als Luftfahrthindernis veröffentlicht werden muss, sind der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH – Aktenzeichen: OZ/AF-SH 999-b – sowie dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein (Luftfahrtbehörde) – Aktenzeichen: 15007 623-167/2021-11491/2024 – 
	2.11.27 Vor Inbetriebnahme der bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) ist die geplante Installation dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein (Luftfahrtbehörde) anzuzeigen. Hierbei sind gemäß Anhang 6 Nummer 3 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen folgende Unterlagen vorzulegen: 
	2.11.28 Nach Anhang 6 Nummer 1 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen ist die Nachtkennzeichnung mit einer dauerhaft aktivierten Infrarotkennzeichnung gemäß Artikel 1 Teil 2 Nummer 3.6 der AVV zu kombinieren. 

	2.12 Versorgungseinrichtungen (Strom) 


	IV Hinweise 
	1. Allgemeines 
	1.1 Dieser Bescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden. 
	1.2 Die Sicherheitsleistung kann erbracht werden in den von § 232 des Bürgerlichen Gesetzbuches vorgesehenen Formen sowie durch andere Sicherungsmittel, die geeignet sind, den angestrebten Sicherungszweck zu erfüllen. 
	1.3 Die Genehmigung erlischt, wenn die Anlage während eines Zeitraumes von mehr als drei Jahren nicht mehr betrieben worden ist. 
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	2.2 Eine WKA wirkt in Anlehnung der Ziffer 3.2.1 Absatz 2 der TA Lärm relevant ein, wenn der Schallimmissionspegel größer ist als der Immissionsrichtwert (IRW) minus 12 dB(A). 
	2.3 Bei Überschreitung des Schallleistungspegels (LWA) sind lärmmindernde Maßnahmen vorzunehmen. Dazu zählt auch die Einschränkung des Nachtbetriebes oder eine weitere Einschränkung der Leistung oder Drehzahl. 

	3. Baurecht 
	3.1 Die Bauüberwachung – einschließlich der Abnahme – ist nach der Baugebührenverordnung (BauGebVO) in Verbindung der Anlage 1 zur Baugebührenverordnung gebührenpflichtig. 
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	4. Naturschutz 
	4.1 Durch die Einrichtung eines 2-jährigen nachgelagerten Höhenmonitorings, ergänzt durch ein bodengebundenes Monitoring, kann der Abschaltalgorithmus überprüft werden. Das Monitoring ist nach den jeweils aktuellen Voraussetzungen gemäß BMU-Forschungsprojekt (RENEBAT) bzw. den jeweils aktuellen Vorgaben nach ProBat durchzuführen. Nach Vorliegen der vollständigen Daten aus zwei Erfassungsjahren ist eine Gefährdungseinschätzung möglich, die eine Beurteilung der notwendigen Abschaltvorgaben zulässt. Im Rahmen eines Änderungsverfahrens auf der Grundlage des immissionsschutzrechtlichen Antrages kann unter Beteiligung der ONB über einen spezifisch angepassten Abschaltalgorithmus oder über die Aufhebung des bisherigen Algorithmus entschieden werden. Einzelheiten zur Durchführung des Monitorings sind rechtzeitig mit der ONB abzustimmen. 
	4.2 Für Erschließungsmaßnahmen außerhalb der beantragten Anlagenstandorte sind gesonderte Anträge bei der Unteren Naturschutzbehörde bzw. Unteren Wasserbehörde des Kreises Nordfriesland zu stellen. 

	5. Gewässerschutz 
	5.1 Im Bereich der Baumaßnahme befinden sich folgend aufgeführte Verbands- und Hauptverbandsanlagen: 
	5.2 Soweit im Rahmen der Baumaßnahmen bestehende Überfahrten genutzt werden, sind diese vom Antragsteller auf ausreichende Breite und Tragfähigkeit eigenverantwortlich zu prüfen. Die Verbände übernehmen keine Haftung für die Stabilität der Durchlässe, deren bauliche Unterhaltung obliegt dem jeweiligen Wegebaulastträger. 
	5.3 Sollten bei der Verlegung möglicher Kabeltrassen Verbands- oder Hauptverbandsanlagen gekreuzt oder Leitungen parallel zur den Gewässern verlegt werden, sind dafür noch Planunterlagen vorzulegen und entsprechende Vereinbarungen mit dem Verband bzw. Hauptverband zu treffen. Die Verlegebedingungen des Deich- und Hauptsielverbandes Südwesthörn-Bongsiel (DHSV SWBS) sind zu beachten. 
	5.4 Es darf nur unbelastetes Wasser direkt oder indirekt in die Verbands- oder Hauptverbandsgewässer eingetragen werden. Die grundsätzlich zu beachtenden Satzungen sowie weiterführende Informationen und Hinweise finden sich im Internet unter www.deichbauamt.de. 
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	7. Arbeitsschutz 
	7.1 Die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord hat in diesem Genehmigungsverfahren die vorgelegten Antragsunterlagen nicht auf Konformität mit den staatlichen Arbeitsschutzvorschriften geprüft. Die Einhaltung und Umsetzung der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften liegt in der Eigenverantwortung der Betreiberin bzw. des Betreibers bzw. der Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers. Die einschlägigen staatlichen Arbeitsschutzvorschriften sind unabhängig vom Genehmigungsbescheid zu beachten und einzuhalten. 
	7.2 Die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber hat gemäß § 1 Arbeitssicherheitsgesetz für eine sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Betreuung des eigenen Betriebes zu sorgen. 
	7.3 Die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber hat eine Gefährdungsbeurteilung gemäß § 5 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) durchzuführen und das Ergebnis gemäß § 6 ArbSchG zu dokumentieren. Dabei hat die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber neben den Anforderungen des Arbeitsschutzgesetzes insbesondere die Regelungen der Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV), der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) und der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) zu beachten. 
	7.4 Die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber hat die eigenen Beschäftigten gemäß § 12 ArbSchG über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit ausreichend und angemessen zu unterweisen. Es sollte ein Unterweisungsnachweis geführt werden. 
	7.5 Die vorgenannten Hinweise gelten für jeden Arbeitgeber und jede Arbeitgeberin, der bzw. die Beschäftige mit Tätigkeiten im Rahmen der Errichtung, des Betriebes und des Rückbaus beauftragt. 
	7.6 Für die Errichtung und den Rückbau sind die Vorgaben der Baustellenverordnung (BaustellV) zu berücksichtigen. Auf die Vorankündigung gemäß § 2 Absatz 2 BaustellV, den Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan gemäß § 2 Absatz 3 BaustellV, den Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator bzw. die Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinatorin gemäß § 3 Absatz 1 BaustellV sowie die Unterlage für spätere Arbeiten gemäß § 3 Absatz 2 Nummer 2 BaustellV wird hingewiesen. Die zuständige Behörde ist die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord – Standort Lübeck. 

	8. Luftverkehr 
	8.1 Die Kräne für die Errichtung der Anlage brauchen nicht erneut bei der Luftfahrtbehörde angezeigt zu werden. Die Zustimmung nach § 14 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) gilt als erteilt. Auf die Anforderungen bezüglich der Kennzeichnung (Auflagen 2.11.2 und 2.11.25) wird nochmals hingewiesen. 
	8.2 Bei Nichteinhaltung der unter 2.11 genannten Auflagen behält sich die Luftfahrtbehörde eine Prüfung gemäß § 315 Strafgesetzbuch (StGB) auf gefährlichen Eingriff in den Luftverkehr vor. 
	8.3 Die Veränderung der Leuchtstärke und -richtung der Kennzeichnung stellt einen gefährlichen Eingriff in den Luftverkehr dar und kann gemäß § 315 StGB mit einer Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft werden. 
	8.4 Sollten eine Installation und ein Probebetrieb der BNK erforderlich sein, um der genannten Nachweisführung nachzukommen, so bestehen aus Sicht der Luftfahrtbehörde keine Bedenken gegen dieses Vorgehen. Entscheidend ist, dass die Inbetriebnahme der BNK erst nach Vorlage der unter Auflage 2.11.27 genannten Unterlagen erfolgt. 
	8.5 Eine Anlagenänderung im Sinne des § 16b Absatz 7 Satz 3 BImSchG bedarf der erneuten Zustimmung nach § 14 Absatz 1 LuftVG und § 18a Absatz 1 LuftVG. 

	9. Straßenverkehr 
	9.1 Eventuell erforderlich werdende dauerhafte Verbreiterungen der Einmündungen von Gemeindestraßen/-wegen in Straßen des überörtlichen Verkehrs (Bundes-, Landes-, Kreisstraßen) können nur im Einvernehmen mit dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg, erfolgen. 
	9.2 Die Erlaubnis von temporären Umbaumaßnahmen an Bundes-, Landes- und Kreisstraßen zur Realisierung von Großraum- und Schwertransporten (GST) wird Bestandteil der straßenverkehrlichen Erlaubnis nach § 29 Absatz 3 StVO (GST-Erlaubnis). Notwendige Bedingungen und Auflagen sind in diese GST-Erlaubnis zu übernehmen. 
	9.3 Es muss sichergestellt werden, dass von den Rotoren der Windkraftanlage bei entsprechender Witterung weder Feuchtigkeit noch Eisstücke auf die öffentlichen Verkehrsflächen gelangen. 
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